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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preuß iſchen Staaten. 


—— Nr. 17. — 


(Nr. 2579.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 3. April 1845., betreffend die Publikation und 
Einfuͤhrung des neuen Strafgeſetzbuchs fuͤr das Heer. 


N ch will das beifolgende neue Strafgeſetzbuch fuͤr das Heer genehmigen, und 
eſtimme hierdurch, daß — mit Beruͤckſichtigung der neuen Kriegsartikel und der 
erordnung über deren Anwendung vom 27. Juni 1844., ſowie der Verord⸗ 
nung uͤber die Ehrengerichte und das Verfahren derſelben bei Streitigkeiten 
unter Offizieren vom 20. Juli 1843., — dieſes neue Militair-Strafgeſetzbuch, 
unter Auf ebung aller dem Inhalte deſſelben entgegenſtehenden fruͤheren Be— 
den mungen, unverzuͤglich in Kraft treten ſoll; zu welchem Ende ſelbiges von 
em Kriegsminiſterium an die Armee und von dem Juſtizminiſterium in deſſen 
eſſort bekannt zu machen, auch durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen 
enntniß zu bringen iſt. 


Berlin, den 3. April 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Militair-Juſtizdepartement. 


Jahrgang 1845, (Nr. 2579.) 43 Straf⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Juni 1845. 
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Strafgeſetzbuch für das Preußiſche Heer. 
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B. Verfahren A. e e Noob. un. §. 262—265. 

C. Erkenntnis eee $. 266—267. 
Ul. Nichtigkeitsbeſchwerde nennen nennen nennen $. 268. 


Sechster Abſchnitt. Von der Umwandlung der durch Zisilbehörden verhängten 
Geldbußen in Freiheitsſtrafen. 


I. Verfahreꝛe nn — ee $. 269—270. 
II. Reviſion der Umwandlungsreſolue nennen nennen nennen nenn l. 
Ul. Beſtätigung der Umwandlungsreſolute durch den König.... §. 272. 
Siebenter Abſchnitt. Von den Koſten. 
„ R Ork ot ee EEE EEE LEE §. 273-277. 
KS §. 278. 
III. Gebühren: 
A. der Zeugen und Sachverſtändige nnn $. 279. 
B. des Vertheidiger nenn nenn teen este $. 280. 
IV. Vorſchuß baarer Auslagen 444„„jũ $. 281. 
V. Feſtſetzung der Koſten und baaren Auslagen $. 282. 
VI. Ablieferung der eingezogenen Koſten und Geloftrafen: 
A. der Gerichtskoſte n §. 283. 
B. des reſervirten Ports §. 284. 
C. der Geldſtrafe nn §. 285. 
VII. Koſten im Kontumazialoerfahren gegen Deſerteure O $. 286. 
VIII. Sporteltar „„ $. 287. 


Beilagen. 
A. Klaffififation der zum Preußiſchen Heere gehörenden Militairperſonen 


nach ihren verſchiedenen Dienſt- und Rangoverhältniſſen ... ... Seite 375—379. 
B. Vorſchriften über die Feſtſtellung des Thatbeſtandes verübter Verbrechen = 380388. 
C. Strafprozeßkoſten⸗Ta re. eee b e e e eee % 889.390. 


Jahrgang 1845. (Nr. 2579.) 44 Straf: 


u 


Strafgeſetz buch. 
Einleitung. 
H. 1. 


4 1 Die Vorſchriften dieſes Strafgeſetzbuchs finden auf alle Perſonen Anwen⸗ 
ddiung, welche der Militairgerichtsbarkeit unterworfen find. — Vergl. Theil II. 


ene F. 1. und folgende. 
Be. 8. 2. 

ER Inſoweit dieſes Strafgeſetzbuch, die Kriegsartikel und die Militairgeſetze 
„„ uͤberhaupt, nichts anderes vorſ reiben, verbleibt es bei den Vorſchriften der 


1 allgemeinen Landesgeſetze und Verordnungen, bei deren Anwendung jedoch die 
e eee, ae militairiſchen Dienſtverhaͤltniſſe beſonders zu beruͤckſichtigen ſind. 
2 e * H. 8. 5 ; 
ek anne _ Dieziplinarvergehen find nach den daruber beſtehenden beſonderen Vor⸗ 
1 ſchriften zu ahnden. 
Jar 2. HE 5 H. 4. 
Welche Militairperſonen zum Soldatenſtande und welche zum Beamten⸗ 
ſtande gehören, ift in dem dieſem Geſetzbuch unter Litt. A. beigefuͤgten Ver⸗ 


. zeichniß angegeben. a 
Auf Perſonen des Soldatenſtandes, welche nicht Offiziere, Unteroffiziere 
oder Gemeine ſind, finden, nach Maaßgabe ihres Ranges, die fuͤr Offiziere / 
Unteroffiziere und Gemeine gegebenen ſtrafrechtlichen Beſtimmungen Anwendung. 


$. 5. 
Wegen Verbrechen, welche von Militairperſonen veruͤbt worden find, 
ehe fie in den Militairſtand treten, iſt nach den Geſetzen zu erkennen, denen 
ſie zur Zeit der Veruͤbung unterworfen waren, jedoch mit Anwendung 
militairiſchen Strafarten. 


$. 6. 

Inſoweit nach den allgemeinen Landesgeſetzen oder beſonderen Verord⸗ 
nungen die Beruͤckſichtigung der Militairgeſetze bei Beſtrafung der Militairper⸗ 
ſonen des Beurlaubtenſtandes eintreten ſoll, ſind in ſolchen Fällen auch die 
Vorſchriften dieſes Geſetzbuchs zu beachten. 


Fer N. 

Die von Preußiſchen Militairperſonen gegen Militairperſonen verbuͤn⸗ 
deter Staaten in emeinſchaftlichen Dienſtverhaͤltniſſen begangenen Verbrechen 
ſind, in ſofern nicht für ſolche Falle beſondere Beſtimmungen erlaſſen werden, 
eben ſo zu beſtrafen, als wenn ſie gegen Preußiſche Militairperſonen veruͤbt 
worden waͤren. f Les 


BE 


§. 8. 

Gegen diejenigen Perſonen, welche ausnahmsweiſe in Kriegszeiten den 
Militairgerichtsſtand haben, kommen, wenn ſie zum Soldatenſtande gehoͤren, 
dieſelben ſtrafrechtlichen Beſtimmungen wie gegen Preußiſche Soldaten zur 

uwendung; gehoͤren ſie nicht zum Soldatenſtande, fo find die fir Militair- 
Beamte gültigen Vorſchriften gegen fie in Anwendung zu bringen. 


* 

„Die in dieſem Geſetzbuch für den Kriegszuſtand ertheilten einzelnen Vor: 

ſchriften ſollen auch in Friedenszeiten Anwendung finden, wenn bei außeror⸗ 
entlichen Vorfaͤllen der kommandirende Offizier bei Trommelſchlag oder Trom⸗ 
petenſchall hat bekannt machen laſſen, daß dieſe Vorſchriften fuͤr die Dauer 
es eingetretenen außerordentlichen Zuſtandes angewendet werden wuͤrden. 


$. 10. 

Das Recht des Beſchaͤdigten auf Erſatz des Schadens, derſelbe mag 
dem Staat oder einer Privatperſon zugefuͤgt worden ſein, iſt von der Beſtra⸗ 
fung unabhaͤngig; jedoch darf Unteroffizieren und Gemeinen dieſerhalb kein 

bzug vom Solde gemacht werden. 


Erſter Theil. 


S traf geſetz e. —_.. » 3 
Erſter Titel. A 

Von der Beſtrafung im Allgemeinen. ® * a Br 

Erſter Abſchnitt. e 


5 K ue. BR 


Von den militairifchen Strafen gegen Perſonen des Soldaten- 
ſtandes. N a 


. 8 
Die wegen militairifcher Verbrechen verwirkte Todesſtrafe iſt durch Erz J. Todesſtrafe. 
ſchießen oͤffentlich zu vollſtrecken. Bier) und dns age. 
dr Aueh kr g 2 
Auf Baugefangenſchaft iſt nur gegen Perſonen zu erkennen, welche aus u. Baugefan⸗ e 
dem Soldatenſtande ausgeſtoßen werden. genſchaf. bee, ved. 
$. 3. gene, d Jun D 
Die Baugefangenſchaft wird nach den daruͤber beſtehenden beſonderenn — 
Vorſchriften, unter militariſcher Aufſicht, in einer Feſtung vollſtreckt. „ 
Die Gefangenen werden gefeſſelt gehalten und mit ſchweren Arbeiten “4° 
beſchaͤftigt. 


H. 4. N 
Wenn zur Vollſtreckung der Baugefangenſchaft keine Gelegenheit vor⸗ 
handen, oder dieſe Strafart wegen koͤrperlicher e des Angeſchuldigten 
(Nr. 2379 x zu 


III. Feſtungs⸗ 
traf u 


IV. Feſtungs⸗ 
Arreſt. 
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zu den Arbeiten der Baugefangenen nicht anwendbar iſt, fo tritt Zuchthaus— 
ſtrafe ein. n 


5 H. 5. 
Feſtungsſtrafe findet nur gen Gemeine und ſolche Unteroffiziere ſtatt, 
welche zu Gemeinen degradirt ſind. Auf Feſtungsſtrafe unter drei Monate 
darf nicht erkannt werden. 


$. 6. f 
Die Feſtungsſtrafe wird an Perſonen des Soldatenſtandes durch Ein— 
ſtellung in eine Feſtungsſtraf-Abtheilung, nach den daruͤber beſtehenden beſon— 
deren Vorſchriften, in der Art vollſtreckt, daß die Straͤflinge unter militairiſcher 
Aufſicht mit Feſtungs⸗ oder ſonſtigen Militairarbeiten beſchaͤftigt und außer der 
Arbeitszeit eingeſchloſſen gehalten werden. f 


$: 7. 
Die Zeit einer erlittenen Feſtungsſtrafe ſoll als Dienſtzeit im ſtehenden 
Heere nicht angerechnet werden. 


§. 8. N 

Machen ſich Feſtungsſtraͤflinge eines Verbrechens ſchuldig, ſo ſind ſie 
nach den Beſtimmungen zu beurtheilen, welche wegen Beſtrafung der Gemei— 
nen gegeben ſind. 

Werden ſie alsdann zur Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande verurtheilt, 
ſo iſt der noch nicht verbuͤßte Theil der fruͤher ihnen auferlegten Feſtungsſtrafe 
nach den Beſtimmungen der $$. 63. und 66. in Freiheitsſtrafe derjenigen Gat⸗ 
tung umzuwandeln, welche wegen des neuen Verbrechens eintritt. 


g. N. 
Auf Feſtungsarreſt darf nur erkannt werden: 

1) gegen Offiziere; s 

2) gegen PortepeesUnteroffiziere in den Fallen, in welchen dem richterlichen 
Ermeſſen geſtattet, iſt, von der Degradation abzugehen; (H 41.) 

3) gegen Portepee⸗Faͤhnriche, gegen junge Männer, welche auf Beförderung 
zum Offizier dienen, und gegen einjährige Freiwillige in den Faͤllen, wo 
nicht neben der Freiheitsſtrafe zugleich die Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenſtandes verwirkt iſt. 

Auf Feſtungsarreſt unter ſechs Wochen darf nicht erkannt werden. 


e H. 10. 
Der Feſtungsarreſt wird nach den darüber beſtehenden beſonderen Bor: 
ſchriften vollſtreckt. f 
Bei Offizieren iſt damit der Verluſt der Hälfte des Gehalts verbunden. 


$. 11. 

Feſtungsarreſt von einjaͤhriger und laͤngerer Dauer wird den Offizieren 
als Dienſtzeit nicht angerechnet. Den im H. 9. Nr. 2. und 3. genannten Per⸗ 
ſonen aber darf Feſtungsarreſt überhaupt nicht als Dienſtzeit im ſtehenden 
Heere angerechnet werden. b. 12 
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$. 12. 
Gegen 3 ift keine härtere Freiheitsſtrafe als Feſtungsarreſt zus 
läffig. Hat ein Offizier ein Verbrechen er. worauf das Geſetz eine 
härtere Freiheitsſtrafe androht, fo iſt anſtatt dieſer Strafe auf verhaͤltnißmaͤßig 
(F. 6g.) verlängerten Feſtungsarreſt zu erkennen. 


$. 13. 
Die militairiſchen Arreſtſtrafen beſtehen in: 
ſtrengem Arreſt, 
mittlerm Arreſt, 
gelindem Arreſt und 
Stubenarreſt. 


$. 14. a 
Strenger Arreſt findet nur gegen Gemeine ſtatt. Hat ein Unteroffizier 
egen Arreſt verwirkt, ſo muß gleichzeitig die Degradation zum Gemeinen 
erfolgen. . 


§. 15. 

Der ſtrenge Arreſt wird in einem einſamen, finſtern Gefaͤngniſſe, ohne 
Lagerſtaͤtte, welche dem Arreſtaten nur an jedem vierten Tage in dem Lokal 
des gelinden Arreſtes zu gewaͤhren iſt, im Uebrigen aber gleich dem mittleren 
Arreſt vollſtreckt. 

Feſtungsſtraͤflinge erleiden den ſtrengen Arreſt geſchaͤrft in einem am 
Fußboden mit Latten verſehenen Gefaͤngniß. 


§. 16. 
Laͤßt der Geſundheitszuſtand des zu Beſtrafenden die Vollſtreckung des 
ſtrengen Arreſtes nicht zu, fo tritt der nachfte mildere Arreſtgrad ein. 


1 
Mittler Arreſt iſt nur gegen Unteroffiziere ohne Portepee und gegen 
Gemeine zulaͤſſig. ö 
Hat ein Portepe⸗ Unteroffiier mittlern Arreſt verwirkt, ſo muß gleich— 
zeitig die Degradation zum Gemeinen erfolgen. 


§. 18. 

Der mittlere Arreſt wird in einem einſamen Gefaͤngniß in der Art voll- 
ſtreckt, daß dem Arreſtaten der Sold entzogen, der Gebrauch von Taback, 
Branntwein und aͤhnlichen Genuͤſſen, waͤhrend der Strafzeit nicht geſtattet, 
drei Tage nur Waſſer und Brod gewährt, am jedesmaligen vierten Tage aber 
die gewöhnliche warme Koſt verabreicht und die Bewegung in freier Luft auf 
einige Stunden unter ſicherer Aufſicht erlaubt wird. 


i $. 19. 
Gelinder Arreft findet gegen Unteroffiziere mit und ohne Portepee und 
digen Gemeine ſtatt. Gegen Letztere darf jedoch wegen militairiſcher Ver⸗ 
rechen in der Regel nicht auf gelinden Arreſt erkannt werden. 


(Nr, 2579.) §. 20. 


V. Arreſtſtra⸗ 
fen. 


A. Strenger 
Arreſt. 


B. Mittler 
Arreſt. 


C. Gelinder 
Arreſt. 


u 5 


H. 20. 
Der gelinde Arreſt wird durch einfache Freiheitsentziehung in einem ein⸗ 
ſamen Gefaͤngniß vollſtreckt. 8 ziehung 


H. 21. 
abet buben⸗ Der Stubenarreſt findet nur gegen Offiziere ſtatt. 


§. 22. 

Der Stubenarreſt ift entweder einfach oder geſchaͤrft. Der erſtere wird 
an dem Verurtheilten in deſſen Wohnung, der letztere in einem beſonderen 
Arreſtlokal vollzogen. 

In beiden Faͤllen darf der Arreſtat waͤhrend der Dauer ſeiner Haft keine 
Beſuche annehmen. f 

Der einfache Stubenarreſt ſchließt zugleich die Beſtimmung in ſich, daß 
der zu dieſer Strafe Verurtheilte, wenn er den Arreſtort verläßt, nicht mehr 
fähig fein kann, als Offizier im Dienſt zu bleiben. N 

Welche Art des Stubenarreſtes eintreten ſoll, iſt durch das Erkenntniß 
feſtzuſetzen. a 


H. 23. 
Gegen Stabs- und hoͤhere Offtziere iſt der geſchaͤrfte Stubenarreſt nicht 
zulaͤſſig. 
H. 24. 
Haben Subalternoffiziere eine Arreſtſtrafe von längerer als vierzehntaͤ⸗ 
giger Dauer verwirkt, ſo iR nicht auf einfachen, ſondern ſtets auf geſchaͤrften 
Stubenarreſt zu erkennen. 


F. 25. 

Hat ein Offizier eine ſtrafbare Handlung veruͤbt, worauf im Geſetz eine 
nur gegen Unteroffiziere oder Gemeine zulaͤſſige Arreſtart vorgeſchrieben iſt, ſo 
iſt ſtatt dieſer Arreſtart auf Stubenarreſt von verhaͤltnißmaͤßig laͤngerer Dauer 
G. 63.) oder, wenn danach die Strafe ſechs Wochen uͤberſteigen wuͤrde, auf 
Feſtungsarreſt zu erkennen. 


H. 26. 
E. Allgemeine Auf Arreſt unter vier und zwanzig Stunden darf bei militairiſchen Ver⸗ 
Veſtimmun brechen von den Militairgerichten nicht erkannt werden. 


gen. 
275 

Die laͤngſte Dauer der Arreſtſtrafen iſt ſechs Wochen, außer in den 
Faͤllen, wo die Verlängerung über dies höchfte Maaß ausdruͤcklich freigeſtellt iſt. 

Selbſt in dieſen Faͤllen darf jedoch die Arreſtſtrafe den Zeitraum von 
zwölf Wochen nicht uͤberſteigen (F. 77.). 

H. 28. 

Bei Arreſtſtrafen von laͤngerer als ſechswoͤchentlicher Dauer iſt von die— 
ſer Zeit ab dem Arreſtaten an jedem "or Tage unter ſicherer Aufficht 
die Bewegung in freier Luft auf einige Stunden zu geſtatten und, wenn die 
Arreſtſtrafe in mittlerem Arreft beſteht, nach Ablauf der ſechsten Woche der 
Strafzeit an jedem zweiten Tage ihm warme Koſt zu verabreichen (H. 8 


* 
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§. 29. 
Die Verlaͤngerung des Stubenarreſtes und des ſtrengen Arreſtes uͤber 
die Dauer von ſechs Wochen ift in keinem Fall zuläffig. 


$. 30. 
Quartier- und Kaſernenarreſt darf gegen Unteroffiziere und Gemeine nur 
wegen Disziplinarvergehen, nicht aber wegen gerichtlich zu beſtrafender Ver: 
brechen verhängt werden. 


$. 31. 

Mit koͤrperlicher Zuͤchtigung darf kein Soldat, außer bei gleichzeitig ein VI. Korper⸗ 
tretender oder nach bereits erfolgter Verſetzung in die zweite Klaſſe des Sol- de Zuchti⸗ 
datenſtandes belegt, und ſelbſt dann darauf nur wegen ſolcher Verbrechen er: . 

4115 b welche mit koͤrperlicher Zuͤchtigung im Geſetz ausdruͤcklich bes «nu. ur eee 
roht ſind. eee ee e 

Die geringſte Zahl der Stockſchlaͤge iſt zehn, und die hoͤchſte vierzig ee, 77% 
welche in keinem Fall uͤberſchritten werden darf. , 

Die Vertheilung der Stockſchlaͤge auf mehrere Tage iſt unzuläffig. A... 

; H. 32. eg 754. 
Iſt in den Faͤllen, wo die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande oder die 
Entlaſſung aus dem Militairverhaͤltniß eintritt, zugleich koͤrperliche Zuͤchtigung 
5 verhaͤngen, ſo muß auf die in den allgemeinen Landes eh vorgeſchrie⸗ 

ene Art der koͤrperlichen Zuͤchtigung erkannt und die Vollziehung der Be⸗ 
er ia werden, welche die außerdem erkannte Freiheitsſtrafe zu voll- 

ecken hat. 


§. 33. 
Geſtattet der Geſundheitszuſtand des zu Beſtrafenden keine Zuͤchtigung, 
fo tritt ſtatt derſelben verhaͤltnißmaͤßige Freiheitsſtrafe ein G. 64.). 


§. 34. 

Durch die Vermoͤgenskonfiskation verliert der Verurtheilte das geſammte vn Vermd⸗ 
"Vermögen, welches er im Inlande beſitzt oder kuͤnftighin erwirbt. ER 
Wenn auf Konfiskation des Vermögens zu erkennen iſt, fo muß daſſelbe a 
der Regierungs-Hauptkaſſe der heimathlichen Provinz des Verurtheilten zuge: 

ſprochen werden. 
§. 35. 

Auf den Verluſt von Orden darf nicht erkannt werden. Es muß viel- VI. Ehren, 
mehr nach Abfaſſung des Erkenntniſſes in den Faͤllen, in denen der Verluſt RR 
des Ordens nach den beſtehenden Vorſchriften eintritt, die Entſcheidung des Heben. 
Koͤnigs eingeholt werden. 


a $. 36. ö i 
Ebenſo (F. 35.) iſt in Anſehung der Ehrenzeichen (Militair- und All- B. Verluſtder 
gemeines Ehrenzeichen, Rettungsmedaille, Dienſtaus zeichnung für Offiziere des Ehrenzeichen. 
ſtehenden Heeres und der Landwehr) zu verfahren, auf deren Verluſt nach 
(Fr. 2579.) $. 17. 


IX. Verſetzung 
in die zweite 


Klaſſe des 


Soldatenſtan⸗ 


8 
es. 


X. Degrada⸗ 
tion. 
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$. 17. der Erweiterungsurkunde für die Königlichen Orden und Ehrenzeichen 
vom 18. Januar 1810. von den Gerichten nicht erkannt werden darf. 


$. 37. i 
Diejenigen Ehrenzeichen, uͤber deren Verluſt die Entſcheidung des Koͤnigs 
(H. 36.) nicht erforderlich iſt (KRriegsdenkmuͤnze, Dienſtauszeichnung für Unter⸗ 
offiziere und Gemeine ꝛc.), muͤſſen in allen den Fallen aberkannt werden, in 
welchen die 0 in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes oder die Aus⸗ 
ſtoßung aus dem Soldatenſtande eintritt. 


§. 38. 

Auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes darf nur gegen 
Gemeine und gegen Unteroffiziere bei gleichzeitiger Degradation erkannt werden. 

Wenn dieſe Strafe eintritt, muß zugleich auf den Verluſt der aberken⸗ 
nungsfähigen Ehrenzeichen (H. 37.), ſowie der Nationalkokarde und des Na⸗ 
tional-Militairabzeichens, ausdruͤcklich erkannt werden. 8 

Wer in der zweiten Klaſſe des Soldatenſtandes ſich befindet, kann die 
erworbenen Verſorgungsanſpruͤche nicht geltend machen. 


$. 39. 

Die Wiederaufnahme eines Soldaten der zweiten Klaſſe in die erſte Klaſſe 
des Soldatenſtandes darf ohne beſondere Genehmigung des Koͤnigs nicht erfol— 
en und muß in dem durch die Order vom 18. März 1839. (Militair⸗Geſetz⸗ 
Eanmng Bd. II. S. 124.) vorgeſchriebenen Dienſtwege in Antrag gebracht 
werden. 

Hinſichtlich der Folgen der von dem König genehmigten Zuruͤckverſetzung 
in die erſte Klaſſe des Soldatenſtandes behaͤlt es bei den Beſtimmungen der 
Order vom 18. Maͤrz 1839. ſein Bewenden. 


. 40. 
Die Strafe der Degradation findet nur gegen Unteroffiziere, und zwar 
außer den in den Kriegsartikeln und in dieſem Gedesbuch beſonders vorgeſchrie— 
benen Faͤllen, alsdann Statt: 
1) wenn 55 Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes eintre— 
ten muß; 
2) wenn Portepee-Unteroffiziere ein mit mittlerem oder ſtrengem Arreſt oder 
mit Feſtungsſtrafe bedrohtes Verbrechen; ſowie 
3) wenn Unteroffiziere ohne Portepee ein mit ſtrengem Arreſt oder Feſtungs— 
ſtrafe vorgeſehenes Verbrechen veruͤben. 
Werden Portepee- Unteroffiziere degradirt, fo verlieren fie zugleich das Recht, 
das Portepee zu tragen. 


§. 41. 

Wenn auf Degradation nur aus den im F. 40. No. 2. und 3. ange 
führten Gründen zu erkennen fein würde, und das Verbrechen an ſich nicht 
von der Art iſt, daß der Schuldige unwuͤrdig erſcheint, Unteroffizier zu bleiben, 
ſo ſoll dem richterlichen Ermeſſen freiſtehen, von der Degradation abzugehen 
und, nach Maaßgabe der im dritten Abſchnitt enthaltenen Weg Ei 

) ſta 
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1) ſtatt des ſtrengen oder mittleren Arreſtes gegen Portepee- Unteroffiziere 
auf verlängerten gelinden Arreſt oder, wenn dieſer die Dauer von zwölf 
Wochen uͤberſteigen wuͤrde, auf Feſtungsarreſt, gegen andere Unteroffiziere 
aber ſtatt des ſtrengen Arreſtes auf verlängerten mittleren Arreſt; 

2) ſtatt der Feſtungsſtrafe, wenn ſie die Dauer von ſechs Monaten nicht 
uͤberſteigen würde, gegen Portepee-Unteroffiziere auf Feſtungsarreſt, gegen 
andere Unteroffiziere aber, wenn die Feſtungsſtrafe nicht drei Monate 
uͤberſteigen wuͤrde, auf mittleren Arreſt zu erkennen. 


* 42. 
Die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande findet nur ſtatt gegen Gemeine XI. Ausſto- 
und gegen Unteroffiziere bei gleichzeitiger Degradation. 8 
ieſe Strafe hat zur unmittelbaren Folge: ſtande. 


1) den Verluſt der bekleideten Charge und der damit verbundenen Rechte 

und Auszeichnungen, ſowie aller durch den Dienſt erworbenen Anſpruͤche; 

2) die Unfaͤhigkeit, im Staats- oder Kommunaldienſt ein Amt oder eine 
Ehrenſtelle zu bekleiden. 5 
43. 


Berl Mit der Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande muß zugleich auf den 
erluſt 
1) des Adels, 
2) der Nationalkokarde, ſowie der aberkennungsfaͤhigen Ehrenzeichen (F. 37.), 
3) aller Ehrenrechte 
ausdruͤcklich erkannt werden. 


$. 44. 
Die Kaſſation findet nur gegen Offiziere ſtatt. 5 
Die Kaſſation tritt, außer den im Geſetz ausdruͤcklich beſtimmten Fallen, us dem Off 
auch da ein, wo gegen Unteroffiziere und Gemeine auf Ausſtoßung aus dem zierſtande und 
Soldatenſtande zu erkennen ſein wuͤrde. 5 
Die Kaſſation hat mit der Ausſtoßung gleiche Folgen ($$. 42. 43.). 1. Kaſſation. 
H. 45. 

Durch die Entfernung aus dem Offizierſtande verliert der Verurtheilte 5 
ſeine Stelle und feinen Titel, ſowie alle durch den Dienſt erworbenen Anfprüche, zerſtande ff 
und wird zur Wiederanſtellung als Offizier unfaͤhig. 

$. 46, 
Außer den Fällen, wo die Entfernung aus dem Offizierfiande beſonders 
vorgeſchrieben worden, iſt darauf ſtets zu erkennen, wenn ein Offizier ein Ver⸗ 

rechen begangen hat, welches bei einem Unteroffiziere oder Gemeinen die Ver⸗ 
ſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zur Folge haben wuͤrde. 


$. 47. ö 
Durch die Dienſtentlaſſung wird der Offizier ſeiner Stelle und e 


4 


durch den Dienſt erworbenen Anſpruͤche verluſtig. . 


$. 48. 5 
Wo die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande vorgeſchrieben iſt, muß XIII. Yusfio- 
Jahrgang 4845, (Nr. 2579.) 45 mit ßung u, Ent⸗ 
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laſung aus mit denſelben Folgen ($$. 42. und 43.) gegen Landgendarmen auf Ausſtoßung 
darmcan gen aus der Gendarmerie erkannt werden. 

; Wo Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes oder Degra— 
dation Statt findet, iſt gegen Landgendarmen ſtets noch außerdem auf Ent⸗ 
laffung aus der Gendarmerie zu erkennen. 

Auch muß auf dieſe Entlaſſung jederzeit erkannt werden, wenn ein Land⸗ 
gendarm wegen Verletzung ſeiner Amtspflichten zum dritten Mal gerichtlich 
mit der ordentlichen geſetzlichen Strafe belegt wird. 


i $. 49. 
XIV, Entlaſ⸗ Gegen Invaliden iſt, wenn ſie die Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
fung der I Soldatenſtandes verwirkt haben, bei militairiſchen Verbrechen ſtatt dieſer 
Militaiiver- Strafe, bei gemeinen Verbrechen aber neben derſelben, jederzeit auf Entlaſſung 
aus dem Militairverhaͤltniß kriegsrechtlich zu erkennen. 


50. 
XV. Verluſt Gegen penſionirte Offiziere iſt ſtatt der Kaſſation auf den Verluſt aller 
3 r und zugleich auf die mit der Kaſſation verbundenen Ehrenſtrafen (F. 43.) 
zu erkennen. a 
5 Im Uebrigen treffen einen folchergeftalt verurtheilten Penſionair die 
unmittelbaren Folgen der Kaſſation (F. 42.) in eben dem Maaß, wie einen 
zu dieſer Strafe verurtheilten Offizier. 

f 81. 

Iſt ein mit ſolchen Strafen (F. 50.) zu belegendes Verbrechen vor der 
Penſionirung begangen, fo iſt im Erkenntniß zugleich der gaͤnzliche Verluſt der 
Penſion auszuſprechen; iſt daſſelbe aber im Penſionsſtande veruͤbt, ſo iſt nac 
der Größe des Verbrechens auf den Verluſt der Penſion für immer oder für 
die Dauer der Strafe zu erkennen. 

$. 52. 4 

Haben penſionirte Offiziere ein Verbrechen begangen, welches, wenn ſie 
noch im Dienſt wären, die Entfernung aus dem Offizierſtande zur Folge haben 
würde, fo find fie ſtatt derſelben des Rechts, den Dienſttitel zu führen, ver— 
luſtig zu erklaͤren. 8 

War das Verbrechen vor ihrer Penſionirung veruͤbt, ſo muß zugleich 
auf den Verluſt der Penſion erkannt werden. 

$. 33. f 

Penſionirte Offiziere, welchen die Befugniß zur Anlegung der Offizier’ 
Uniform zuſteht, find in den Fällen der Hh. 50. und 52. zugleich des Rechts, 
die Offizieruniform zu tragen, für verluſtig zu erklaͤren. 

Auf den Verluſt dieſes Rechts iſt gegen dieſe Offiziere auch bei Ver⸗ 
übung eines ſolchen Verbrechens zu erkennen, welches, wenn der zu Beſtra— 
fende noch im Dienſt waͤre, die Dienſtentlaſſung zur Folge haben wuͤrde. 


Zweiter 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von den bürgerlichen Strafen gegen Perſonen des Soldatenſtandes. 


54 


Wird eine Perſon des Soldatenſtandes nach den allgemeinen Landes- 1. Todesſtrafe. 
geſetzen zur Todesſtrafe verurtheilt, ſo iſt in dem Erkenntniß zugleich die Aus- e 077 
ſtoßung des Verbrechers aus dieſem Stande (Kaſſation $. 44.) auszuſprechen. 


§. 35. 

Zuchthausſtrafe darf gegen Unteroffiziere und Gemeine des Dienſtſtandes II. Zuchthaus 
nur bei gleichzeitig eintretender Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande oder Ent⸗ ſrafe. 
laſſung aus dem Militairverhaͤltniß erkannt werden. 2 

Gegen Offiziere iſt ſtatt der Zuchthausſtrafe auf verhaͤltnißmaͤßigen Feſtungssz 
en und zugleich auf Entfernung aus dem Offizierſtande oder Kaſſation zu N 
rkennen. a. a ale kel. Ne 


Da . ce © 


dran 


— * 
„ age , . 


$. 56. 7 

Iſt in den allgemeinen Landesgeſetzen dem richterlichen Ermeſſen die Wahl = 

zwiſchen Zuchthausſtrafe und einer anderen Freiheitsſtrafe gelaſſen, fo ſoll, weeoeͤen rn 

weder erſchwerende Umſtände noch Gründe zur Verſchaͤrfung der Strafe W 

handen find, auf verhaͤltnißmaͤßige militairiſche Feſtungs- oder Arreſtſtrafe er:: 
kannt werden. a ne 


4 


\ 57. : se „ ER 
In nachſtehenden Fallen, wenn wegen gemeiner Verbrechen: BR RE 
a) ein Unteroffizier oder Gemeiner mit einer Freiheitsſtrafe zu belegen iſt, 
deren Dauer uͤber zehn Jahre oder uͤber die Dienſtpflicht des zu Beſtra⸗ 
fenden im zweiten Aufgebot der Landwehr (d. h. alſo in der Regel uͤber 
das 39ſte Lebensjahr des Verbrechers) hinausgeht, 
b) ein Feſtungsſtraͤfling ſich eines gemeinen Verbrechens ſchuldig macht, fuͤr 
welches die gegen ihn zu erkennende Feſtungsſtrafe, einſchließlich der in 
Der Vollſtreckung begriffenen, mindeſtens zehn auf einander folgende Jahre 
etraͤgt, 
muß, in a nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande verwirkt ſein ſollte, 
auf Entlaſſung des Verbrechers aus dem Soldatenſtande und auf buͤrgerliche 
Freiheitsſtrafe erkannt werden. 
5 §. 38. 
Statt der Gefaͤngnißſtrafe iſt ; 
1) gegen Offiziere bis zur Dauer von ſechs Wochen auf Stubenarreſt, ſonſt iu. Gefaͤng⸗ 
aber auf efumgsärtel, niß⸗Strafe. 
2) gegen Portepee-Interoffiziere bis zur Dauer von zwölf Wochen auf ge 
inden Arreſt, ſonſt aber auf Feſtungsarreſt, > l 
3) gegen Unteroffiziere ohne Portepee und gegen Gemeine bis zur Dauer 
von zwoͤlf Wochen auf verhaͤltnißmaͤßigen mittleren Arreſt, ſonſt aber 
auf Feſtungsſtrafe, 
unter Beruͤckſichtigung der Beſtimmungen der Hh. 63. und 66. zu erkennen. 
(Nr. 2579.) 45* $. 59. 


= 


$. 59. 

IV, Geldbuße. Wo die allgemeinen Landesgeſetze Geldbuße als alleinige Strafe verord⸗ 
nen, iſt ſtatt derſelben nach Maaßgabe der $$. 58. und 66., insbeſondere auch 
bei Beleidigungen der Militairperſonen des Soldatenſtandes gegen Zivilperſonen, 
ſtets auf reiheitsſteafe, wo aber neben der Geldbuße eine Freiheitsſtrafe ver- 
ordnet wird, nur auf die letztere, unter verhaͤltnißmaͤßiger Verlängerung der: 
ſelben, zu erkennen. 


8 5 
v. Kaſſation In Faͤllen, wo nach den allgemeinen Landesgeſetzen gegen Beamte die 
. Kaſſation, verbunden mit Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter, ein⸗ 
i tritt, iſt gegen Offiziere auf Entfernung aus dem Offizierſtande und zugleich 
auf Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern zu erkennen. 

Gegen Unteroffiziere und Gemeine tritt in dergleichen Faͤllen anſtatt der 
Kaſſation, wenn nicht die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande erfolgen muß, 

die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes ein. 


$. 61. 
b Wo gegen Beamte die einfache Kaſſation oder Amtsentſetzung eintritt, 
iſt, in ſofern dieſe Strafe nicht blos als Folge des Feſtungsarreſtes zu ver⸗ 
hängen fein würde, gegen Offiziere auf Dienſtentlaſſung und gegen Unter⸗ 
offiziere auf Degradation zu erkennen. 


5. 


| 
hl ln Rz e 


e- See Dritter Abſchnitt. 

1 Bon dem Verhältniß der Strafen zu einander. 

ccm und Hecdaen ge a} g 8 

ik ga, a. a An“ . 2. 5 a | 

22 RER 2 In dem Fall, wenn den Heben Beſtimmungen gemaͤß die Umwand⸗ 
ee lung einer in dieſem Geſetzbuch beſtimmten Strafart in eine andere Strafart 

„ erfolgen muß, iſt das nachſtehende Verhaͤltniß der Strafarten gegen einander 
„„zu beachten. 

IE Kahn 43 4. 68, 

, Verpaltniß Unter den militairiſchen Freiheitsſtrafen find gleichzuſtellen: 

chen Stan ) acht Monat Baugefangenſchaft einem Jahr Feflungefirafe, 


eee zu einander. 2) vier Monat Feſtungsſtrafe ſechs Monaten Feſtungsarreſt; 

. der Frei⸗ 3) der Feſtungsarreſt dem Stubenarreſt und dem gelinden Arreſt; 
beinen. ) eine Woche ſtrenger Arreſt, zwei Wochen mittlerem, oder vier Wochen 
e gelindem Arreſt. 


ae 8 2 5 H. 64. 


B. der körper⸗ Körperliche Zuͤchtigung von zwanzig Stockſchlaͤgen iſt einer Woche ftren- 
lichen ar hel gen Arreſtes gleich zu achten. 


gung zurfrei⸗ 

heit rafe. §. 65. 

daten Der Die Degradation 8 8 | 
8 1) vom Portepee-Unteroffizier zum Gemeinen iſt einer * 
= vom 
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2) vom Unteroffiziere ohne Portepee zum Gemeinen aber einer dreimonat⸗ 
lichen Feſtungsſtrafe, 
leich gu achten, und die Dauer der zu erkennenden Freiheitsſtrafe nach dieſem 


erhältniß jedesmal abzukuͤrzen. Be 
Ephiprng i. eee 
tt H. 66. 2 8 ; Deep = Fun Zr 
Unter den militairiſchen und bürgerlichen Freiheitsſtrafen findet folgen- u. Verhältniß +“: 
des Verhaͤltniß ſtatt: der militairi= Sy 
1) Baugefangenſchaft ſteht der Zuchthausſtrafe gleich, r f 
2) ein Jahr Feſtungsſtrafe acht Monaten Zuchthausſtrafe, Strafen. 
3) der gelinde Arreſt der Gefaͤngnißſtrafe. ba . — 


67% . Ar 1852. IFAe 


$. ’ 
Fünf Thaler Geldbuße find einer Woche gelinden Arreſtes gleich zu u der Geld- >“ 
en. 


acht un zur Frei- „ 

Bei zunehmender Größe der Geldbußen iſt jedoch die an deren Stelle 5 wer 
zu ſetzende Freiheitsſtrafe nach einem allmaͤhlig abnehmenden Verhaͤltniß der e 7.4 
But zu beſtimmen, daß von dem Betrag von mehr als Dreißig bis Ein u. 2... 72, 
undert Thalern, zwei Thaler, und von dem Betrag uͤber Einhundert Thalern . ade ue. e 
drei Thaler, einem eintaͤgigen gelinden Arreſt gleich zu ſtellen ſind. e 

| 8. | DER 008 ee. en Gh 


Wenn Arreftfirafen, Gefaͤngnißſtrafen, größere Geldbußen oder körper- Ul Angemeine , 
liche Zuͤchtigung in Baugefangenſchaft, Zuchthausſtrafe oder Feſtungsſtrafe um- Bestimmung. an ae 


zuwandeln find, fo ift die Zeitfriſt nur bis auf volle Wochen, wenn aber ſtatt . 
es gelinden Arreſtes der Gefaͤngnißſtrafe oder groͤßerer Geldbußen mittleren? E 
oder ſtrenger Arreſt eintreten ſoll, dieſelbe nur bis auf volle Tage zu berechnen. 
In beiden Fallen kommen die hiernach verbleibenden kuͤrzeren Zeitfriſten nicht?“ Se, 
weiter in Anrechnung. Ar nude. v big 
e. Kun. 

Vierter Abſchnitt. E 


„ i aut 7832. ga Are 


Befondere Beſtimmungen wegen Beurtheilung der Strafbarkeit. e 


$. 69. 

Hat an einem im Komplott begangenen Verbrechen ein Vorgeſetzter „ Theilnahme 
Theil genommen, fo iſt er mit der Strafe des Anſtifters zu belegen. Haben den neck 
mehrere Vorgeſetzte an einem ſolchen Verbrechen Theil genommen, ſo trifft chen Unterge- 
en hoͤchſten unter ihnen, bei gleichem Dienfigrad aber den Dienſtaͤlteſten die Penerimkom- 
Strafe des Anſtifters. = 


$. 70. 

Bei Verbrechen gegen die Subordination, ſowie bei allen in Ausuͤbung II. Ausſchlie⸗ 
des Dienſtes 1 Verbrechen, ſoll der Zuſtand der Trunkenheit des Kia dr, 
Angeſchuldigten die Anwendung der geſetzlichen Strafe nicht ausſchließen. 

l $. 71. 5 g 
Wird durch die Ausführung eines Befehls in Dienſtſachen ein Straf- 
geſetz verletzt, fo iſt dafür der befehlende Vorgeſetzte in der Regel allein ver— 

(Nr. 2579.) ant⸗ 


3 


antwortlich. Es trifft jedoch den gehorchenden Untergebenen die Strafe des 
Theilnehmers: 
1) wenn er den ihm ertheilten Befehl uͤberſchritten hat, oder 
2) wenn ihm bekannt geweſen, daß der Befehl des Vorgeſetzten eine Hand⸗ 
lung betraf, welche offenbar ein Verbrechen bezweckte. 


$. 72. 
LIT. Aufhe⸗ Unbekanntſchaft mit den Militair-Strafgeſetzen und nicht erfolgte Ab⸗ 
Snaſbarkeit. leiſtung des Dienſteides darf weder als ein Grund zur Aufhebung der Straf— 
barkeit, noch zur Milderung der Strafe angeſehen werden. 


$. 73. 
Die Beſtimmungen der allgemeinen Landesgeſetze wegen der Verjährung 
finden auf das Verbrechen der Deſertion, deſſen Strafbarkeit durch Verjaͤhrung 
niemals aufgehoben wird, keine Anwendung. 


§. 74. N 
IV. Zumeſ⸗ Bei der Zumeſſung der im Geſetz angeordneten Strafen ſollen die hoͤheren 
Ene. Grade derſelben jedesmal eintreten: 
1) gegen Vorgeſetzte, welche an Verbrechen Untergebener Theil nehmen; 
2) wenn Verbrechen unter Mißbrauch der Waffen oder der dienſtlichen 
Autorität, oder waͤhrend der Ausübung des Dienſtes begangen werden; 
3) wenn militairiſche Verbrechen im Kriege oder unter dem Gewehr, oder 
vor verſammeltem Kriegsvolk — d. h. vor einer im Dienſt oder in dienſt— 
licher Ordnung verſammelten Mannſchaft von mindeſtens drei Perſonen — 
begangen werden; f 
4) wenn bei militairiſchen Verbrechen ſich Mehrere zuſammenrotten, oder 
ſich derſelben in Gegenwart einer Volksmenge ſchuldig machen; 
5) wenn der Verbrecher bei ſeiner Vernehmung vor Gericht frecher Luͤgen 
ſich ſchuldig macht. 
8 
Iſt in den Militairſtrafgeſetzen Arreſt im Allgemeinen, ohne nähere Br 
zeichnung des Grades deſſelben angedroht, ſo ſind darunter alle Grade dieſer 
Strafart (F. 13.) begriffen. 
$. 76. a 
Iſt in den Militairſtrafgeſetzen bei Androhung von Arreſtſtrafen das 
niedrigſte Strafmaaß nicht angegeben, ſo kann die Strafe innerhalb der Graͤnzen 
der Disziplinarſtrafgewalt im Disziplinarwege verhaͤngt werden, in ſofern unter 
den obwaltenden Verhaͤltniſſen, nach dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen des mit der 
Disziplinarſtrafgewalt verſehenen Befehlshabers, eine haͤrtere Strafe nicht ver— 
wirkt erſcheint. 5 
e 
V. Schaͤrfung In Fällen, wo eine Verlangerung oder Schaͤrfung der Strafe in den 
der Strafe. Militairſtrafgeſetzen vorgeſchrieben iſt, darf dieſe zwar das beſtimmte höchfte 
Maaß, aber nicht das Doppelte deſſelben uͤberſteigen. ER. 
N Auch 
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Auch darf eine Verlaͤngerung oder Verſchaͤrfung uͤber das hoͤchſte Maaß 
hinaus bei denjenigen Strafarten nicht ſtattfinden, bei welchen dies ausdruͤcklich 
ichen iſt, wie bei dem ſtrengen Arreſt, dem Stubenarreſt und der koͤrper— 


lichen Zuͤchtigung. 
H. 78. 
Alle von Schildwachen, einzelnen Poſten oder bewaffneten Patrouilleurs _A. gegen 
egangene Verbrechen ſind, in ſofern dafuͤr nicht beſondere Strafen angedroht 5 
worden, mit geſchaͤrfter Strafe zu belegen. Peoſten u. be- 
waffnete Pa⸗ 
ö trouilleurs. 


27% 
Treffen bei der Beſtrafung mehrere Verbrechen zuſammen, wofür in den B. beim Zu- 
Militairſtrafgeſetzen nur Arreſtſtrafen angedroht ſind, ſo iſt auf den ſchwerſten nam 
gegen den zu Beſtrafenden zulaͤſſigen Arreſtgrad zu erkennen. brechen. 
Ueberſteigt in dieſen Faͤllen der Stubenarreſt oder der ſtrenge Arreſt die 
Dauer von ſechs Wochen, der gelinde oder der mittlere Arreſt aber die Dauer 
von zwölf Wochen, jo iſt nach F. 63. auf verhaͤltnißmaͤßigen Feſtungsarreſt 
oder Feſtungsſtrafe zu erkennen. f 
§. 80. 
Wer nach rechtskraͤftiger Verurtheilung, mag dieſelbe nach den Militair- C. beim Rüd- 
ſtrafgeſetzen oder nach anderen Geſetzen erfolgt ſein, von Neuem in ein Ver⸗ fall. „. 
brechen derſelben Art verfällt, iſt mit geſchaͤrfter Strafe zu belegen, ſofern die . eee, 
ſcaſehe für den Rückfall in dieſes Verbrechen keine beſondere Strafe vor u... 
reiben. i 
War wegen eines früher veruͤbten gleichartigen militairiſchen Verbrechens“ e 
auf Feſtungsſtrafe rechtskraͤftig erkannt, fo tritt bei Beſtrafung des Ruͤckfalls . ( 3 
ſtets neben der ſonſt verwirkten Strafe die Verſetzung in die zweite Klaſſe des mm eee, 
Soldatenſtandes ein. zeig) ae int St 
$. 81. BERI FACH 
Die Strafe des Ruͤckfalls darf jedoch ſowohl in den Fallen des I 
als auch in denjenigen Fällen, wo für den Ruͤckfall eine beſondere Strafe ge⸗ ee) wu en 
. n 'ın as non degO N F cg 21s 


N Eu munan, sachen rs en. mann 2 
Die Strafe des Ruͤckfalls darf jedoch ſowohl 8 den Fallen des H. 


als auch in denjenigen Faͤllen, wo fuͤr den Ruͤckfall eine beſondere Strafe gesamten) dle, 
* — — — . 1 7 S ’ 1 4 


he 9 129 ee fr are * et fe . 

rechtskräftig erkannt iſt. N , 

$, 82. ae Any fl. 
Gegen Gemeine, die wegen geringer militairiſcher Vergehungen bereits 

zweimal gerichtlich beſtraft und wegen ſolcher Vergehungen beit dritten Mal 

gerichtlich zu beſtrafen find, kann neben der verwirkten Fre eitsſtrafe, wenn 

ihr Wer N Gemuͤth und ihre ſchlechte Fuͤhrung die Fruchtloſigkeit der früher 

erlittenen Strafen darthun, auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 

ſtandes erkannt werden. Unteroffiziere haben in ſolchen Faͤllen die Degradation 

verwirkt. 


(Nr. 2579.) Fünfter 
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Fünfter Abſchnitt. 
Von der Beſtrafung der Militairbeamten. 


$. 83. 

Militairbeamte find ſowohl wegen Amts- als wegen gemeiner Ver⸗ 
brechen, mit Ausnahme der in dieſem ae ec (Th. I. Tit. 2. Abſch. 3.) 
ausdruͤcklich benannten Faͤlle, nach den Vorſchriften der allgemeinen Landes 
geſetze zu beſtrafen. 

. 84. f 

Wenn gegen obere Militairbeamte auf Freiheitsſtrafe zu erkennen iſt, 
fo muͤſſen die gegen Offiziere zulaͤſſigen Strafarten eintreten. 

$. 85. 

Iſt gegen Militairunterbeamte auf Freiheitsſtrafe zu erkennen, ſo muß 

gelinder Arreſt oder Feſtungsarreſt eintreten. 
$. 86. 8 

Gegen Militairbeamte iſt mit der Verurtheilung zur Kaſſation oder 
Amtsentſetzung und bei denjenigen, welche e auf Kündigung an 
geſtellt find, mit der Entlaſſung aus ihrem Dienſtverhaͤltniß, auf die in den 
allgemeinen Landesgeſetzen vorgeſchriebenen Strafarten zu erkennen. 


Zweiter Titel. 
Von den einzelnen Verbrechen und deren Beſtrafung. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den militairiſchen Verbrechen der Perſonen des Soldaten— 


1. Berbrechen ſtandes. 
Pine 74 $. 87. ’ 
TEE nn a Hochverrath, Majeftätsverbrechen und Landesverrath im Frieden ſind, 


1. Hohner. wenn fie von Perſonen des Soldatenſtandes begangen werden, zwar nach den 
rah „Male allgemeinen Landesgeſetzen zu beurtheilen, jedoch iſt die danach verwirkte Strafe 


Hen, Banker zu ſchaͤrfen, ſofern dieſelbe eine Verſchaͤrfung zulaͤßt. 

Verrath im 

Frieden. 5 $. 88. 

2. Kriegsver⸗ Wer vorſaͤtzlich die Unternehmungen des Feindes befördert, oder 


ur 
59s. kath. Beguͤnſtigung deſſelben den Preußiſchen oder verbuͤndeten Truppen Nachtheil 
.. bereitet, insbeſondere wer f i 
ee, Ae, 1) ſich der, in den allgemeinen Landesgeſetzen in Bezug auf den Krieg als 
R Landesverraͤtherei bezeichneten Verbrechen ſchuldig macht; f 
* e 2) dem Feinde das Geheimniß des Poſtens, das Feldgeſchrei oder die Loſung 
a r offenbart; oder R 
1 3) zur Beguͤnſtigung des Feindes b 
% e Lege, ven eee eee ; a) die 
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a) die ihm ertheilten Befehle unausgefuͤhrt läßt, oder mangelhaft ausführt, 
„ b) falſche Meldungen macht, oder richtige zu machen unterlaͤßt, 
begeht einen Kriegsverrath und hat Verſetzung in die zweite Klaſſe des Sol— 
datenſtandes, Kaſſation und Feſtungsſtrafe, nach Umſtaͤnden bis zu lebens⸗ 
wieriger Dauer, oder, wenn durch den Verrath ein erheblicher Nachtheil ent- 
ſtanden iſt, die Todesſtrafe verwirkt. 


0 $. 89. ö 
Wer von verraͤtheriſchen Handlungen oder Abſichten ($$. 87. und 88.) 
Kenntniß erhaͤlt und es unterlaͤßt, ſeinen Vorgeſetzten dies ſofort anzuzeigen, 
r Mitſchuldiger anzuſehen, und eben ſo wie der Verraͤther ſelbſt zu 
rafen. e 


§. 90. b 
Dagegen ſoll jeder Mitſchuldige an einem Verrath ($$. 87. und 88.), 
welcher von demſelben zu einer Zeit, wo die Dienſtbehoͤrde nicht ſchon ander⸗ 
weitig davon unterrichtet war, und wo der Ausfuͤhrung noch vorgebeugt werden 
En, Anzeige macht und feine Mitſchuldige angiebt, mit Strafe verſchont 
erden. 


6 8. 91. 
Wer nach feinem Eintritt in den Soldatenſtand ſich durch Entweichung B. Deſertion. 
> militairiſchen Dienſtverhaͤltniſſen entzieht, begeht das Verbrechen der 1. Begrif. 
Oeſertion. 


f §. 92. m 
Bei Unteroffizieren und Gemeinen des Dienfiftandes gilt, ſo lange fie 2. Umftände, 
nicht das Gegentheil beweiſen, die Vermuthung für das Verbrechen der Pernuthung 
Deſertion, wenn ſie für das Ver⸗ 
41) von ihrem Truppentheil oder Kommando ſich ohne Urlaub entfernen, 1 
und in Friedenszeiten uͤber 48 Stunden, in Kriegszeiten aber uͤber 24 gruͤnden. 


Stunden ausbleiben; a) gegen Per- 
2) den auf beſtimmte Zeit erhaltenen Urlaub länger als 8 Tage über- . 


ſchreiten, oder falls ſie vor Ablauf des Urlaubs zuruͤckberufen werden, des. 
ſich nicht ſofort geſtellen; . 

3) in Kriegszeiten es unterlaſſen, ſich dem Truppentheil, von welchem ſie 
abgekommen ſind, oder dem naͤchſten Truppentheil ſobald als moͤglich 
wieder anzuſchließen, oder 

4) I nach beendigter Kriegsgefangenſchaft nicht ſofort bei den Truppen 
melden. 


§. 93. 8 x 
Gegen Offiziere des Dienſtſtandes begründen dieſe Umſtande (F. 92.) 
erſt in Verbindung mit andern nahen Anzeigen die Vermuthung der Deſertion. 


b) gegen die 
5 §. 94. . auf unbe: 

Gegen die auf unbeſtimmte Zeit von ihren Truppentheilen Beurlaubten ante zeit 

und gegen Reſerviſten gilt, bis zum Beweiſe des Gegentheils, die Vermuthung Eruppentbei- 

en Beurlaub⸗ 


, 


fuͤr das Verbrechen der Deſertion, 


a ten und gegen 
Jahrgang 1845. (Nr. 2579.) 46 9 


1) wenn Keferviften. 


5 


1) wenn ſie ohne Erlaubniß auswandern, oder in fremde Kriegsdienſte 
treten; ö 
2) wenn ſie 5 
a) nach Empfang der Einberufungsordel von ihrem bisherigen Wohnort 
ohne Erlaubniß ſich entfernen, oder ſich verſteckt halten, oder 
b) die vorgeſchriebene Meldung ihrer Aufenthaltsveraͤnderung bei der Land⸗ 
wehrbehoͤrde unterlaſſen haben, 
und ſich auch dann nicht einfinden oder melden, ſobald eine oͤffentliche Auf— 
forderung erfolgt, oder der Krieg ausbricht. 


§. 95. 
3. Strafe Die Deſertion in Friedenszeiten iſt 
Ager 1) das erſte Mal mit ſechsmonatlicher bis zweijaͤhriger Feſtungsſtrafe, 
Deserteure. 2) beim erſten Ruͤckfall mit zwei- bis vierjaͤhriger Feſtungsſtrafe, 
a) in Frie⸗ 3) beim zweiten Ruͤckfall mit Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande und 
3 zehn- bis fuͤnfzehnjaͤhriger Baugefangenſchaft 
zu beſtrafen. 8 
88. 


H., 

Wer ſich der Deſertion im Frieden ſchuldig macht, nachdem er wegen 
Deſertion im Kriege rechtskraͤftig verurtheilt worden, hat vier- bis zehnjaͤhrige 
Feſtungsſtrafe verwirkt. 

NN. 

Diejenigen Perſonen des Dienſtſtandes, welche in Friedenszeiten ent— 
weichen, und innerhalb acht und vierzig Stunden, oder wenn ſie auf beſtimmte 
Zeit beurlaubt waren, innerhalb acht Tagen nach Ablauf des Urlaubs frei? 
willig zuruͤckkehren, ſollen nicht mit der Strafe der Deſertion, ſondern nur 
mit der Strafe der unerlaubten Entfernung, oder Urlaubsuͤberſchreitung be— 
legt werden. b 
§. 98. 

Wer nach ſeiner Entweichung im Frieden innerhalb Jahresfriſt frei⸗ 
willig zuruͤckkehrt, iſt mit dem niedrigſten Grad der verwirkten Freiheitsſtrafe 
u belegen, und wenn er ſich im erſten Veruͤbungsfall befindet, ſo kann bei 
eſonders mildernden Umſtaͤnden von der außerdem für das Verbrechen der 
Deſertion vorgeſchriebenen Strafe abgegangen werden (F. 103.). 
| $. 99. 
b) in Kriegs⸗ Die Deſertion in Kriegszeiten iſt das erſte Mal mit ſechs- bis zehn— 
n jaͤhriger Feſtungsſtrafe, im Ruͤckfall aber mit dem Tode zu beſtrafen. 
$. 100. s 
N Wer von ſeinem Poſten vor dem Feinde, oder aus einer belagerten 
Feſtung deſertirt, oder wer zum Feinde uͤbergeht, iſt mit dem Tode zu beſtrafen. 
§. 101. 
e im Kom: Haben in Friedenszeiten Zwei oder Mehrere ein Komplott zur Deſertion 
plot. gemacht, und die letztere ausgeführt, fo hat jeder Theilnehmer fuͤnf⸗ bis zehn 
jährige; Feſtungsſtrafe verwirkt. Liegt dabei ein Ruͤckfall zur Beſtrafung 5 
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ſo wird die wegen der Defertion an ſich verwirkte Freiheitsſtrafe (F. 95.) durch 
Verlängerung um fünf bis zehn Jahre geſchaͤrft. 
Iſt in Faͤllen, wo ein Komplott zur Deſertion gemacht worden, die 
Defertion nicht ausgeführt und liegt der Fall eines beendigten Verſuchs vor, 
ſo iſt die Strafe auf zwei Drittel; liegt der Fall eines nicht beendigten Ver⸗ 
uchs vor, auf die Haͤlfte der Strafe herabzuſetzen, welche zu erkennen ſein 
würde, wenn die Deſertion zur Ausführung gekommen wäre. 
Gegen den Anſtifter des Komplotts, und den Raͤdelsfuͤhrer wird die 
hiernach von den Theilnehmern verwirkte Strafe des ausgefuͤhrten oder ver⸗ 
ſuchten Deſertionskomplotts um die Haͤlfte verſchaͤrft. 
$. 102. 
In Kriegszeiten haben die Theilnehmer eines Deſertionskomplokts, wenndenn 
die Defertion zur Ausführung gekommen iſt, und nicht der Fall des H. 100.100. 
vorliegt, Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande und zehn- bis zwanzigjaͤhrigehrige 
Baugefangenſchaft verwirkt. N | 
Iſt die Deſertion nicht ausgefuͤhrt, ſo iſt die Strafe nach den Grund⸗und⸗ 


ſaͤtzen des H. 101. zu ermaͤßigen. 8 
Den Anſtifter bed Drfscrrtond ron Kue Michele. ers tifft, 


die Deſertion mag ausgeführt fein oder nicht, die Todesſtrafe. 


$. 103. 
e Außer der Freiheitsftrafe ift bei dem Verbrechen der Defertion, in ſofern d) Allgemeine 
nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande eintreten muß, auf Verſetzung in 1 
ie zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zu erkennen. f 


§. 104. 

Gegen Deſerteure, welche nach dem Atteſt eines Militairarztes zur Auf⸗ 
nahme in eine Feſtungsſtrafſektion, ſo wie zur Fortſetzung des Militairdienſtes 
untauglich ſind, iſt, in ſofern nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande ein⸗ 
treten muß, auf Entlaſſung aus dem Militairverhaͤltniß und, ſtatt der geſetzlich 
verwirkten Feſtungsſtrafe, auf verhaͤltnißmaͤßige Zuchthausſtrafe zu erkennen. 


$. 105. 


Militairſtraͤflinge, welche aus der Strafabtheilung entweichen, find jeder— 
zeit mit koͤrperlicher Zuͤchtigung zu belegen. 
Außer dieſer Strafe trifft ſie: , 

a) in Friedenszeiten, in ſofern nicht der Fall des H. 101. vorliegt, ſechs⸗ 
wöchentlicher ſtrenger Arreſt und Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenſtandes; 

b) im Ruͤckfall aber, ſo wie 
c) in e . 
die Strafe der Deſertion nach $. 95. und folgende. 
Jedoch ſoll weder in dem Fall zu Litt. b. noch in andern Deſertions⸗ 
fällen, bei Beſtimmung der Strafe, die erſte Entweichung aus der Strafabthei⸗ 
lung (Litt. a.) als ein Deſertionsfall mitgerechnet werden. 


(Nr. 2579.) 5 46* $. 106. 
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$. 106, 
Auf ein erhoͤhetes Strafmaaß innerhalb der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Graͤnzen iſt gegen diejenigen Deſerteure zu erkennen, welche 
1) entwichen ſind, waͤhrend ſie mit einer Dienſtleiſtung beauftragt waren; 
2) von ihren Montirungsſtuͤcken ſolche mitgenommen haben, deren fie nicht 
nothwendig zu ihrer Bekleidung bedurften; 
3) unter Mitnahme ihrer Waffen oder ihres Dienſtpferdes entwichen ſind; 
4) die Entweichung mit Gewalt an Sachen veruͤbt, oder g 
5) zur Verheimlichung ihres Verbrechens einen falſchen Namen ſich bei— 
gelegt haben. 


$. 107. ö 
Auf geſchaͤrfte Freiheitsſtrafe iſt gegen Deſerteure zu erkennen, wenn ſie 
1) DE 9 rechtskraͤftigen Verurtheilung wegen Deſertion dieſes Verbrechen 
wiederholen; 
2) bereits wegen Deſertion im Frieden rechtskraͤftig verurtheilt ſind und das 
Verbrechen der Deſertion im Kriege begehen; \ 
3) zum Dienftftande gehören und in auslaͤndiſche Militairdienſte treten. 


$. 108. 

4. Strafe Gegen Perſonen, deren man nach der Entweichung nicht habhaft werden 
ande nn kann, iſt nach Vorſchrift der Strafgerichtsordnung das Kontumazialverfahren 
teure. einzuleiten. Findet ſich der Abweſende auf die öffentliche Vorladung nicht ein, 

fo iſt er durch das Kontumazialurtheil für einen Deſerteur zu erklären; auch 
iſt zugleich auf die Konfiskation ſeines Vermoͤgens zu erkennen. 


f $. 109. i 
Gegen Perſonen des Soldatenſtandes, welche nach einem Gefecht oder 
Ruͤckzuge vermißt werden und innerhalb eines Jahres nach geſchloſſenem Frie— 
den und nach Auslieferung der Gefangenen von ihrem Leben und Aufenthalt 
keine Nachricht geben, tritt nach fruchtloſer Vorladung durch die öffentlichen 
Blaͤtter die Vermuthung des erfolgten Todes ein und findet gegen ſie das Kon— 
tumazialverfahren zum Zweck der Vermoͤgenskonfiskation nicht Statt, inſofern 
ſich nicht ſpaͤter ermittelt, daß ſie des Verbrechens der Deſertion ſich ſchuldig 
gemacht haben. 


H. 110. 7 1 
5. Strafe der Wer ein zu ſeiner Kenntniß 0 W Deſertionsvorhaben feinem Vorge—⸗ 
a ſetzten anzuzeigen unterlaͤßt, hat, nach Maaßgabe der Strafbarkeit dieſes Vor⸗ 


Stein. habens, Arreſt bis zu drei Wochen, in Kriegszeiten aber ſechsmonatliche bis 
einjährige Feſtungsſtrafe verwirkt. 
Iſt das Deſertionsvorhaben zur Ausfuͤhrung gekommen, waͤhrend es durch 
rechtzeitige Anzeige hätte verhindert werden koͤnnen, fo ift die Unterlaſſung der 
Anzeige mit ſechswoͤchentlichem ſtrengen Arreſt bis ſechsmonatlicher Feltungs- 
ſtrafe, in Kriegszeiten aber mit ein- bis dreijaͤhriger Feſtungsſtrafe zu ahnden. 
. 111.7 
Wer einen Andern zur Deſertion verleitet, ohne ſelbſt zu deſertiren, oder 


wer einem Deſerteur weſentliche Huͤlfe zum Entkommen leiſtet, iſt ebenſo 55 
| e⸗ 
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beſtrafen, als ob er ſelbſt zu der Zeit, wo er dieſes Verbrechen veruͤbt, zum 
erſten Male deſertirt waͤre. 
Iſt die Deſertion nicht zur Ausführung gekommen, fo muß die Straf⸗ 
barkeit des Verleiters und des Gehuͤlfen, ebenſo wie des Thäters ſelbſt, nach 
den allgemeinen Grundſaͤtzen uͤber die Beſtrafung des Verſuchs eines Verbre— 
chens beurtheilt werden. i 
i 432 | 
Wenn Invaliden, welche zu befonderen Dienftleiftungen nicht komman⸗ 6. Strafe 
dirt find, aus den Invaliden-Verſorgungsanſtalten (Invalidenhaͤuſern, Vetera⸗ liben. Inva⸗ 
nenſektionen, Invalidenkompagnien) entweichen, ſo ſind ſie nicht als Deſerteure a 
zu verfolgen und zu beſtrafen, ſondern nur mit der Strafe der unerlaubten 
Entfernung zu belegen. 


. 113. 

Wer in der Abſicht, zum Dienſt ſich untauglich zu machen, feine Ver- C. Verſtuͤm⸗ 
ſtuͤmmelung oder Verunſtaltung bewirkt, ſoll, wenn er dieſe Abſicht nicht voll- welung. 
ſtaͤndig erreicht hat, ſondern noch zu Dienſtleiſtungen und Arbeiten für militai⸗ Y ee Hd 
riſche Zwecke verwendet werden kann, in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 3 
verſetzt und mit ſechswoͤchentlichem ſtrengen Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis 
zu ſechs Monaten, in Kriegszeiten aber mit ſechsmonatlicher bis zweijaͤhriger 
Feſtungsſtrafe belegt und zur Ableiſtung ſeiner Dienſtverpflichtung in eine Ar⸗ 
beiterabtheilung eingeſtellt werden. 2 
f Hat die Verftimmelung oder Verunſtaltung aber die gaͤnzliche Untaug⸗ 
lichkeit zu Dienſtleiſtungen und Arbeiten fuͤr militairiſche Zwecke zur Folge, ſo 
iſt Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande und ein- bis dreijährige Baugefangen- 
chaft verwirkt. 

Dun 114. 

Ebenſo, wie derjenige, welcher ſich ſelbſt verſtuͤmmelt oder verunſtaltet 
hat, iſt zu beſtrafen, wer einen Andern mit deſſen Zuſtimmung in der Abſicht, 
ihn zum Dienſt untauglich zu machen, verſtuͤmmelt oder verunſtaltet. 

Hat er hierbei zugleich eine beſondere Amts⸗ oder Berufspflicht verletzt, 
ſo ſoll jederzeit zugleich auf Amtsentſetzung, oder auf den Verluſt der Befugniß 
zur Betreibung der Kunſt oder des Gewerbes fuͤr immer oder auf beſtimmte 
Zeit erkannt werden. a ö N 


$. 115. 
a Wer durch wahrheitswidrige Vorſchuͤtzung von Krankheiten, oder durch D. Simula⸗ 
Ähnliche betruͤgliche Mittel, ſich der Verpflichtung zum Militairdienſt zu ent⸗ on. 
ziehen ſucht, iſt in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zu verſetzen, und mit 
ſechs wöchentlichem ſtrengen Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Mona⸗ 
ei 15 Kriegszeiten aber mit ſechsmonatlicher bis zweijaͤhriger Feſtungsſtrafe 
zu belegen. 


— 
— 


$. 116. 5 r II. Verletzung 
Die Verletzung der Arion aus Furcht vor perfönlicher Gefahr, di „Dun, 
iſt ebenſo zu beſtrafen, wie die Verletzung der Dienſtpflichten aus Vorſatz. Furcht vor 


(Nr. 2579.) $. 117. Gefahr. 
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§. 117. 
Wer im Kriege vor dem Feinde aus Feigheit zuerſt die Flucht ergreift 
und die Kameraden durch Worte oder Zeichen zur Flucht verleitet, hat die 
Todesſtrafe verwirkt, und kann auf der Stelle niedergeſtoßen werden. 


$. 118. 
Wer außerdem aus Furcht vor perfönlicher Gefahr feiner Dienftpflicht 
zuwider handelt, insbeſondere wer: . 
4) vor dem Feinde die Flucht ergreift, heimlich zuruͤckbleibt, ſich wegſchleicht 
oder verſteckt haͤlt, 
2) Munition oder Waffen von ſich wirft oder im Stich laͤßt, 
3) irgend ein Leiden wahrheitswidrig vorſchuͤtzt, um zuruͤckzubleiben und der 
Gefahr ſich zu entziehen, 
ſoll mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und mit ſtrengem 
Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren belegt werden, in ſofern ihn nicht 
nach H. 116. eine haͤrtere Strafe treffen muß. 


$. 119. 

Wenn aus einer ſolchen Verletzung der Dienſtpflichten ($$. 116. und 118.) 
Nachtheil entſtanden oder zu befuͤrchten geweſen iſt, insbeſondere wenn dadurch 
Preußiſche Unterthanen oder Verbuͤndete in Gefangenſchaft gerathen, verwundet 
worden, oder ums Leben gekommen ſind, ſo iſt auf Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes und dreijaͤhrige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe, 
oder ſelbſt auf Todesſtrafe zu erkennen. 5 n 

| $. 120. 

Legt jedoch in den Fallen der $$. 116. 118. u. 119. der Angeſchuldigte 
vor ſeiner Verurtheilung oder vor Vollſtreckung der Strafe hervorſtechende 
Beweiſe von Muth ab, ſo kann die Strafe unter das niedrigſte geſetzliche 
Maaß herabgeſetzt, nach Umſtaͤnden auch ganz erlaſſen werden. 

§. 121. 

551% Die Strafe, welche den Kommandanten einer belagerten Feſtung und 
die mit ihm fuͤr die Vertheidigung des Platzes verantwortlichen Offiziere wegen 
Pflichtverletzung trifft, iſt jedesmal zu verfchärfen, wenn fie den ihnen ertheilten 

IM. Verbre- befonderen Inſtruktionen zuwider handeln. Sind darin für beſtimmte Falle 


de Sbebi⸗ Strafen angedroht, fo * danach die Strafbarkeit der Pflichtverletzung in ſolchen 


nation. Faͤllen zu beurtheilen. 
tete. $. 122. 
95 kane Wer unter Abweichung von dem vorgeſchriebenen Dienſtweg Geſuche 
0 ade oder Beſchwerden anbringt, ſoll mit Arreſt beſtraft werden. 
eſchwerden. 5 12. 5 
„er außer dem Dienſt dem Vorgeſetzten oder dem Höheren im Range 
tragen, die ſchuldige Achtung und Ehrerbietung nicht erweiſt, ift mit Arreſt zu beſtrafen. 
1. außer dem 
Dienſt. . H., 124. a 
2. im Dien. Wer im Dienft ſich achtungswidrig gegen den Vorgeſetzten beträgt, laut 
5 feß 
Beſchwerde führt, oder auf einen erhaltenen Verweis, Kirn von dem Morges 


ſetzten 


* 
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ſetzten dazu aufgefordert zu ſein, ſich gegen denſelben verantwortet, iſt nach 
Umftänden mit mittlerem oder ſtrengem Arreſt zu beſtrafen. 

Wenn die achtungswidrigen Aeußerungen in Beleidigungen durch Worte, 
Geberden oder Zeichen, oder in woͤrtliche Drohungen uͤbergegangen ſind, oder 
wenn das Verbrechen vor verſammeltem Kriegsvolk veruͤbt worden iſt, ſo tritt 
ſtrenger Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder Feſtungsſtrafe bis zu drei 
Jahren ein. Auch kann gegen Offiziere in ſolchen Faͤllen, bei beſonders er⸗ 
* Umſtaͤnden, außer der Freiheitsſtrafe auf Dienſtentlaſſung erkannt 
werden. 5 


125. 


Ungehorſam gegen Dienſtbefehle durch Nichtbefolgung, Abänderung oder C. ungehor⸗ 
Ueberſchreitung derſelben iſt mit Arreſt zu beſtrafen. 9 wahle 


Iſt durch den Ungehorſam ein erheblicher Nachtheil Für den Dienſt ent- 
ſtanden oder zu beſorgen geweſen, ſo tritt Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren 
ein. Im Kriege kann dieſe Strafe bis zu lebenswieriger Dauer verlaͤngert 
werden. 

$. 126. 

Wer die Abſicht, einen erhaltenen Dienſtbefehl nicht zu befolgen, durch P. Ausdruck 
Worte oder Geberden, durch Entlaufen, Losreißen oder ſonſt durch Handlungen — 7 — 
zu erkennen giebt, die jedoch nicht in Thaͤtlichkeiten gegen den Vorgeſetzten oder Geborſams 
in den Verſuch zu dieſem Verbrechen uͤbergehen, imgleichen derjenige, welcher lichte 
den Vorgeſetzten über einen erhaltenen Dienſtbefehl oder Verweis zur Rede i 


ſtellt, iſt mit ſtrengem Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder mit Feſtungs— 


ſtrafe bis zu drei Jahren zu beſtrafen. 
§. 127. b a 

Wird das Verbrechen der ausdruͤcklichen Verweigerung des Gehorſams 
oder der Widerſetzlichkeit ($. 126.) vor verſammeltem Kriegsvolk veruͤbt, oder 
ſind damit Beleidigungen durch Worte, Geberden oder Zeichen, oder der 
Verſuch eines thaͤtlichen Angriffs gegen den Vorgeſetzten verbunden, ſo iſt auf 
Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren und, nach Umſtänden, auf Dienſtentlaſſung, 
im Kriege aber auf Feſtungsſtrafe bis zu zwanzig Jahren und auf Dienſtent⸗ 
laſſung oder, nach Umſtaͤnden, auf Entfernung aus dem Offizierſtande zu 
erkennen (F. 185.). 

§. 128. i 

Wer einen ſeiner Vorgeſetzten thaͤtlich angreift, oder denſelben mit der k. Thatliche 
Waffe anzugreifen verſucht, hat im Kriege die Todesſtrafe verwirkt. > 1 

Im Frieden tritt wegen dieſes Verbrechens ehnjaͤhrige bis lebenswierige Angriff mit 
Feſtungsſtrafe, in ſofern aber die Thaͤtlichkeit in ſchwere Körperverletzung uͤber⸗ der Waffe. 
gegangen iſt, oder andere beſonders erſchwerende Umſtaͤnde vorhanden ſind, 
ebenfalls die Todesſtrafe ein. . 

Gegen Offiziere iſt, wenn nicht die Todesſtrafe verwirkt iſt, außer der 
Freiheitsſtrafe auf Dienſtentlaſſung, oder nach Umſtaͤnden auf Entferung aus 
dem Offtzierſtande zu erkennen. i 


Gr. 2879.) N §. 129. 


— we 


| $. 129. 
Hat der Vorgeſetzte durch Ueberſchreitung der Grenzen ſeiner recht— 
mäßigen Gewalt, oder durch herabwuͤrdigende Behandlung des Untergebenen, 
denſelben in den Faͤllen der HH. 123 — 128. zu dem Verbrechen gegen die 
Subordination gereizt, ſo iſt dies nicht allein ein Milderungsgrund bei Zu⸗ 
meſſung der Strafe, ſondern es kann alsdann auch von den außer der Frei— 
heitsſtrafe ſonſt zu erkennenden Strafen abgegangen, und in den Faͤllen des 
H. 128., wenn Todesſtrafe verwirkt fein wiirde, ſtatt derſelben auf zehnjaͤhrige 
bis lebenswierige Feſtungsſtrafe erkannt, wenn aber Feſtungsſtrafe eintritt, bis 
auf das Maaß von fuͤnf Jahren herabgegangen werden. 


$. 130. 
F. Beleidi⸗ Beleidigungen der Untergebenen gegen Vorgeſetzte, auch wenn ſie außer 
3 . dem Dienſt veruͤbt werden, ſind als Vergehungen gegen die Subordination 
agen Boge anzuſehen und nach Hh. 124. und 128. zu beſtrafen. 
I. | | $. 131 | 
Bei Beſtimmung des Strafmaaßes wegen Beleidigungen iſt, außer den 
allgemeinen Zumeſſungsgruͤnden, das militairiſche Rangverhaͤltniß des Belei⸗ 
g nicht aber deſſen Standesverhaͤltniß im bürgerlichen Leben zu berüc- 
ichtigen. ö ä 
. Hat der Vorgeſetzte die ihm widerfahrene Ehrenkraͤnkung durch eine 
geſetzwidrige Behandlung des Untergebenen herbeigefuͤhrt oder demſelben durch 
unpaſſende Vertraulichkeit Veranlaſſung gegeben, die ſchuldige Achtung zu ver⸗ 
geſſen, ſo iſt die ſonſt verwirkte Strafe nach H. 129. zu mildern. 
Sind Beleidigungen durch Verbreitung ſchmaͤhender Schriften oder Dar⸗ 
ftellungen vorgefallen, jo iſt die an ſich verwirkte Strafe der woͤrtlichen Belei— 
digung zu ſchaͤrfen. ä gan 


G. Duelle aus Wer einen Vorgeſetzten oder einen Höheren im Range aus dienſtlicher 

dienſtlicher. Veranlaſſung zum Zweikampf herausfordert, iſt mit Feſtungsarreſt oder Feſtungs⸗ 

Veranlaſſung ſtrafe von mindeſtens Einem Jahre und mit Dienftentlaffung zu beftrafen. 

n Gleiche Strafe ſoll denjenigen treffen, der eine ſolche Herausforderung 
annimmt. 


. 133. 
Die Vollziehung eines ſolchen Zweikampfs ($. 132.) iſt mit Feſtungs⸗ 
Arreſt oder Feſtungsſtrafe von mindeſtens fuͤnf Jahren und mit Dienſtentlaſſung 
zu beſtrafen. ö ; 


$. 134. | 

H. Beleidi- Wer ſich gegen Wachen (Ronden, Patrouillen, Schildwachen, Sauve⸗ 
gung unge garden, Eskorten und Kaſernenwachen, überhaupt militairifche Wachen jeder Art), 
Wiberſehung welche in Ausuͤbung des Dienſtes begriffen und als ſolche zu erkennen ſind, 
gegen Wachen der Beleidigung, des Ungehorſams oder der Widerſetzlichkeit ſchuldig macht, 
dannen. Me eh zu beſtrafen, als wenn er das Verbrechen gegen einen Vorgeſetzten 

veruͤbt haͤtte. | 
Eine gleiche Beſtrafung findet Statt, wenn ein folches Verbrechen ge⸗ 
gen Landgendarmen bei Ausuͤbung ihres Dienſtes begangen wird. 8. 435 
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| . 133. 

Wer vor verſammeltem Kriegsvolk in der Abſicht, feine Kameraden zur I. Aufwiege⸗ 
Verweigerung des Gehorſams gegen ihren Vorgeſetzten zu verleiten, oder von lung. 
emſelben etwas zu erzwingen, oder ihn von einer Dienſthandlung abzuhalten, 
ſich ungeziemend betraͤgt oder laut Beſchwerde fuͤhrt, ſoll, ſelbſt wenn letztere 
begründet wäre, nach Maaßgabe des zu befürchten geweſenen oder wirklich 
geſtifteten Nachtheils, mit ſechs- bis zwanzigjaͤhriger Feſtungsſtrafe und nach 
0 PORN mit Dienſtentlaſſung, in Kriegszeiten aber mit dem Tode beſtraft 

erden. u 
Gleiche Strafe trifft denjenigen, der auf andere Weiſe feine Kameraden 
zum Ungehorſam oder zur Widerſetzung gegen den Vorgeſetzten zu verleiten 
ſucht, inſofern nicht der Fall des F. 137. vorliegt. 


$ 136. 

Wer die Abſicht, in Beziehung auf den Dienſt Mißvergnuͤgen unter 
ſeinen Kameraden zu erregen, durch Worte oder andere Aeußerungen zu 
erkennen giebt, ſoll mit Arreſt, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren, 
uin Kriege aber mit ſtrengem Arreſt, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs 
Jahren belegt werden. 0 

$. 137. 

f Wenn zwei oder mehrere Perſonen des Soldatenſtandes wegen Veruͤbung K. Meuterei. 
eines Verbrechens gegen die Subordination vorher uͤbereingekommen ſind, ſo 
ſollen Anſtifter und Theilnehmer der Meuterei mit der fuͤr das vollendete 
Verbrechen vorgeſchriebenen Strafe, und wenn daſſelbe ausgefuͤhrt worden iſt, 
mit dieſer Strafe in geſchaͤrftem Maaß belegt werden. 

$. 138. 
Dagegen ſollen diejenigen Theilnehmer, welche von der Meuterei zu einer 
Zeit, wo die Dienſtbehoͤrde nicht ſchon anderweitig davon unterrichtet war und 
wo der Ausfuͤhrung noch vorgebeugt werden kann, vollſtaͤndige Anzeige machen, 
und ihre Mitſchuldigen angeben, mit Strafe verſchont werden. 
$. 139. | 
Wer von einer Meuterei Kenntniß erhält und aus Fahrlaͤſſigkeit unter⸗ 
laͤßt, davon der Dienſtbehoͤrde ſofort Anzeige zu machen, ſoll mit Arreſt, oder 
mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren belegt werden. 
Unterläßt er aber die Anzeige aus Vorſatz, fo trifft ihn die Strafe des 
Theilnehmers. 


— 2 H. 140. N N 

Wenn drei oder mehrere Perſonen ſich öffentlich zuſammenrotten und X. Militairi- 
die Abſicht zu erkennen geben, ſich dem Vorgeſetzten mit vereinter Gewalt zu ſcher Aufruhr. 
widerſetzen, oder etwas von ihm zu erzwingen, oder Rache an ihm zu nehmen, 
fo ſollen Anſtifter, Anführer und Raͤdelsfuͤhrer des Aufruhrs mit dem Tode, 
die übrigen Theilnehmer aber mit zehn- bis zwanzigjaͤhriger Feſtungsſtrafe und 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes beſtraft werden. 
Hat an dem Aufruhr ein Vorgeſetzter Theil genommen, ſo iſt er mit 
Jahrgang 1843. (Nr. 2579.) 47 der 
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der Strafe des Anſtifters zu belegen. Haben mehrere Vorgeſetzte an dem 
Verbrechen Theil genommen, ſo trifft den hoͤchſten unter ihnen, und bei glei⸗ 
chem Dienſtgrad den Dienſtaͤlteſten, die Strafe des Anſtifters. 


| §. 141. 

Iſt der Aufruhr in der Nahe des Feindes, oder mit bewaffneter Hand, 
oder unter Gewaltthaͤtigkeiten gegen Vorgeſetzte veruͤbt worden, ſo ſind nicht 
nur Anſtifter, Anführer und Raͤdelsfuͤhrer, ſondern auch die übrigen Theilneh⸗ 
mer mit dem Tode zu beſtrafen. l 


§. 142. 

Diejenigen, welche perſoͤnlich oder namentlich von dem Vorgeſetzten zum 
Gehorſam aufgefordert worden ſind, und nicht Folge geleiſtet haben, ſo wie 
Trommelſchlaͤger, Horniſten oder Trompeter, welche in der Abſicht, den Auf— 
ruhr zu befoͤrdern, geſchlagen oder geblaſen, imgleichen diejenigen, welche dur 
Aufruhrzeichen zu dem Verbrechen aufgefordert haben, ſollen mit der Strafe 
des Anſtifters belegt werden. 


§. 143. 

Wenn die Theilnehmer an einem Aufruhr auf den Befehl des Vor— 
geſetzten zur Ordnung und zum Gehorſam zuruͤckkehren, und das Verbrechen 
noch keine weitere nachtheilige Folgen gehabt hat, ſo ſollen Anſtifter, Anfuͤhrer 
und Raͤdelsfuͤhrer mit zwei- bis ſechsjaͤhriger, die übrigen Theilnehmer aber 
mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren belegt werden. 

In Anſehung der letzteren darf nach Umſtaͤnden ſelbſt der gaͤnzliche Er— 
laß der Strafe ſtatt finden. 

$. 144. 

Perſonen des Soldatenſtandes, die an einem Aufruhr von Zivilperſonen 
als Anſtifter, Raͤdelsfuͤhrer oder Gehuͤlfen, Theil nehmen, ſind mit der in den 
Sala Landesgeſetzen vorgeſchriebenen Strafe in geſchaͤrftem Maaß zu 

elegen. 

Nehmen ſie aber mit bewaffneter Hand an einem folchen Aufruhr Theil, 
ſo ſind ſie eben ſo zu beſtrafen, als wenn ſie an einem militairiſchen Aufruhr 
Theil genommen haͤtten. 


$. 145. 
IV, Miß⸗ Wer im 98 ohne gerechtfertigte Veranlaſſung fremde Unterthanen, 
willi hen oder gefangene feindliche Militairperſonen mißhandelt, koͤrperlich verletzt, oder 


Gewalt 4 toͤdtet, ſoll ebenſo, als ob das Verbrechen an dieſſeitigen Unterthanen veruͤbt 
Kriege. worden ware, beſtraft und die Strafe geſchaͤrft werden, wenn der Beſchaͤdigte, 
A. An Per als das Verbrechen an ihm begangen wurde, krank oder verwundet, oder unter 


a. beſonderen militairiſchen Schutz geſtellt war. 
| F. 146. 
B. An Sa⸗ Unerlaubtes Beutemachen iſt mit ſtrengem Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe 


chen: bis zu zwei Jahren, und nach Umſtaͤnden zugleich mit Verſetzung in die zweite 
S Safe des Soldatenſtandes zu belegen. 25 fegung * 
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$. 147. 
Mit geſchärfter Feſtungsſtrafe und außerdem mit Verſetzung in die zweite 

Klaſſe iſt dieſes Verbrechen (F. 146.) zu beſtrafen, wenn es veruͤbt wird: 

1) unter eigenmächtiger Entfernung von dem dienſtlich angewieſenen Platze; 

2) an Sachen der in Kriegsgefangenſchaft befindlichen Perſonen. 
Wer aber, um Beute zu machen, außer dem Gefecht Perſonen ſchwer ver⸗ 
wundet oder toͤdtet, kann mit Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer oder, 
nach Umſtaͤnden, ſelbſt mit dem Tode beſtraft werden. 


§. 143. 

Wer im Kriege ohne Erlaubniß des kommandirenden Generals oder . Pluͤnde⸗ 
gegen ein ausdruͤckliches Verbot bewegliches Gut der Landesbewohner im dies⸗ 3 
ſeitigen oder fremden, ſelbſt feindlichen Staatsgebiet, mit Androhung oder Aus⸗ 

ung von Gewalt ſich zueignet, iſt wegen Pluͤnderung mit Verſetzung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, koͤrperlicher Zuͤchtigung und mehrjaͤhriger 
Feſtungsſtrafe zu belegen, welche, wenn die Pluͤnderung von Mehreren gemein⸗ 
ſchaftlich verübt worden, bis zu zehn Jahren erhöht werden kann. 

8 Sind bei Veruͤbung einer Pluͤnderung durch Gewaltthaͤtigkeiten Perſonen 
koͤrperlich ſchwer verletzt oder getoͤdtet worden, jo tritt außer der Verſetzung 
in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und koͤrperlicher Zuͤchtigung, zehnjaͤh⸗ 
tige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe, oder, bei beſonders erſchwerenden Um⸗ 
fanden, die Todesſtrafe ein. 


§. 149. 
Bei der Pluͤnderung im Komplott find Anſtifter und Rädelsführer mit 
der Todesſtrafe, die uͤbrigen Theilnehmer aber mit Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes, koͤrperlicher Zuͤchtigung und mehrjaͤhriger bis lebens⸗ 
wieriger Feſtungsſtrafe, oder, bei beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden, mit der 
Todesſtrafe zu belegen. | 
{ $. 150, 3. muthwillige 
Muthbwillige oder boshafte Zerſtörung fremden Eigenthums iſt in Kriegs⸗ er 
Er mit firengem Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren, im Fall Beſchaͤdi⸗ 
beſonders erſchwerender Umſtaͤnde aber, wie Pluͤnderung zu beſtrafen. derbe A 
§. 151. ſtiftung. 


Wer ohne dienſtliche Befugniß Kriegsſchatzungen oder Zwangslieferun⸗ j Jenes 

en erhebt, imgleichen derjenige, welcher ſeine Requiſitions-Befugniſſe durch Kriegs 
ehrerhebung vorſaͤtzlich uͤberſchreitet, ſoll mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren, fhahungen 

und wenn das Verbrechen mit Androhung oder Veruͤbung von Gewaltthätig- 5 —— 
keiten verbunden geweſen, mit Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren beſtraft werden. 
E Sind die Gewaltthaͤtigkeiten in ſchwere Koͤrperverletzung oder Toͤdtung 
uͤbergegangen, ſo iſt zehn ge bis lebenswierige Feſtungsſtrafe oder nach 
Bewandniß der Umſtaͤnde die Todesſtrafe zu verhaͤngen. 

Ward das Verbrechen in eigennuͤtziger Abſicht veruͤbt, ſo tritt die 
Strafe der Pluͤnderung ein. 


F. 152. N 
Nachzuͤgler oder Perſonen, die unter dem Vorwand der Krankheit oder b) durch Ma⸗ 
(Nr. 2579.) 47 * Er⸗ rodiren. 
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Ermattung hinter den Truppen zuruͤckbleiben, und den Landesbewohnern Nah⸗ 
rungs- oder Bekleidungsſtuͤcke 2 ſind wegen Marodirens mit Ver⸗ 
ſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, körperlicher Zuͤchtigung und 
Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren, wenn aber bei dem Marodiren 
Gewalt an Perſonen veruͤbt worden iſt, mit der fuͤr das Verbrechen der 
Pluͤnderung vorgeſchriebenen Strafe zu belegen. 


N „H. 153. 45 rat 
5 Wer Sachen, von denen er weiß, daß ſie durch ſtrafbare Gewaltthaͤtigkeit 
eng im Kriege erlangt find, von demjenigen, welcher dieſes Verbrechen begangen 


im Kriege er hat, aus gewinnſuͤchtiger Abſicht in Verwahrung nimmt oder an ſich bringt, 
Ant Ver ſoll mit ſtrengem Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren und, nach 
weilen. Bewandniß der Umſtände, mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten 


Y. Verletzung ſtandes belegt werden. 

der Dienſt⸗ 5 * — 

pflichten bei ö $. 154. 

Defondere > Wer die ihm zur eigenen Benutzung gegebenen Dienftgegenftände ver: 


3 dirbt oder abſichtlich verderben laͤßt, oder ſich derſelben ohne Erlaubniß 


enfäußert, hat Arreſt oder Feſtun sſtrafe bis zu einem Jahr, bei erſchwerenden 
Voeſchriſten De 51 85 RE 8 55 er ſeine Waßfen, ſein Dienſtpferd oder das 
bie auf Futter deſſelben veruntreut, oder wenn die Beſchaͤdigung aus Bosheit veruͤbt 
zung, Be iſt, außer der Freiheitsſtrafe, die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
aan ſtandes verwirkt. — 


ee an⸗ $. 155 e, lee es az nA gg Ar. 
„ vertraut er⸗ 7 sarah 5 BO Rd. , E 
ba Ge⸗ Wer die ihm dienſtlich anvertrauten, nicht zur eigenen Benutzung ge 
eee ger genſtaͤnde. 


En ß -gebenen Dienftgegenftände oder andere ihm dienſtlich zur Verwaltung oder 
een. 9 1 ee Sachen oder Gelder veruntreut, iſt mit Arreſt oder 
= 7 dienfilich an- Feſtungsſtrafe bis zu fünf Jahren und mit Verſetzung in die zweite Klaſſe 
vertraut er- des Soldatenſtandes zu beſtrafen. e, un: 4 . 17 rag. b. 
haltener Ge⸗ 4 
eds genſtaͤnde. Se ; H. 156, 
eh. üntichtige Wer aus Fahrlaͤſſigkeit oder Leichtſinn unrichtige Dienſtatteſte ausſtellt, 
1 ee „oder unrichtige Rapporte, Meldungen oder Berichte abſtattet, oder ſolche 

gen, Rapporte wiffentlich weiter befördert, ift, nach dem Grade des dadurch geſtifteten oder 
und Berichte. zu befuͤrchten geweſenen Nachtheils, mit Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu 
22 13 il, fu Me drei Jahren zu beſtrafen. 1 
se ts ter Sind Verbrechen dieſer Art vorfägtich verübt, fo ift außer der ſonſt 
verwirkten Strafe gegen Offiziere auf Entfernung aus dem e 
g egen Unteroffiziere auf Degradation und Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Eotdatenſtandes und gegen Gemeine auf die zuletzt erwaͤhnte Strafe zu 
erkennen. $. 157. 


C. Annahme Wer im Dienſt oder in Beziehung auf denſelben durch Geſchenke oder 

5 1 Zuſicherungen einer Belohnung zu P ichtwidrigkeiten ſich bereitwillig zeigt 

fecpung. oder verleiten läßt, hat ſtrengen Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis 80 ſechs 
Monaten, auch nach Umſtaͤnden Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
ſtandes verwirkt. 5 


al an we 


Dffiziere, 
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Offiziere, welche eines ſolchen Verbrechens ſich ſchuldig machen, ſind mit 
Entfernung aus dem Offizierſtande, Unteroffiziere aber mindeſtens mit Degra⸗ 
dation zu beſtrafen. 

0 §. 158. i ö 

Der Befehlshaber einer Wache oder eines Kommandos, welcher ſeinen 
Poſten eigenmaͤchtig verlaͤßt, iſt mit Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs 

onaten, in Kriegszeiten aber mit Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahr zu belegen. 

War Gefahr vorhanden, oder iſt aus der Pflichtverletzung Nachtheil 
entſprungen, oder zu befürchten geweſen, fo iſt nach Maaßgabe der Größe der: 
ſelben und des gegebenen verderblichen Beiſpiels auf Feſtungsſtrafe bis zu fuͤnf⸗ 
laͤhriger, in Kriegszeiten aber auf Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer, 
und bei beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden ſelbſt auf Todesſtrafe zu erkennen. 

3 a 

Schildwachen oder einzelne Poſten, die ſich niederſetzen oder niederlegen, 
das Gewehr aus der Hand laſſen, Taback rauchen, ſchlafen, über die Graͤnze 
ihres Poſtens hinausgehen, denſelben vor erfolgter Abloͤſung verlaſſen, oder 
onſt ihrer Dienſt-Inſtruktion entgegenhandeln, find. mit ſtrengem Arreſt von 
mindeſtens vierzehn Tagen, im Kriege aber mit ſtrengem Arreſt von mindeſtens 
vier Wochen, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren zu belegen. 

War Gefahr vorhanden, oder iſt aus der Pflichtverletzung Nachtheil 
entſtanden oder zu befuͤrchten geweſen, ſo iſt Feſtungsſtrafe bis zu zehnjaͤhriger, 
im Kriege aber Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer, und bei beſonders 


c 


erſchwerenden Umſtaͤnden felbft die Todesſtrafe verwirkt. K 3 

H. 160. | 
3 Wer als Befehlshaber einer Wache, als Schildwache, oder als Poſten 
ein Verbrechen, welches er verhindern konnte, und zu verhindern dienſtlich ver⸗ 
pflichtet war, wiſſentlich begehen laͤßt, iſt ebenſo zu beſtrafen, als ob er zur 
. des Verbrechens thaͤtige Huͤlfe geleiſtet haͤtte, und dieſe Strafe noch 
zu verfchärfen, wenn er das Verbrechen aus gewinnſuͤchtiger Abſicht hat ger 
ſchehen laſſen. . 

§. 161. 

Wer ſich ohne Erlaubniß von der Wache entfernt, oder wer beim Kom⸗ 
mando oder auf Maͤrſchen ſeinen Platz ohne Erlaubniß verlaͤßt, iſt, wenn es 
nicht in der Abſicht geſchehen iſt, um zu deſertiren, mit Arreſt, im Kriege aber 
mit ſtrengem Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder mit Feſtungsſtrafe bis 
zu ſechs Monaten zu beſtrafen. 5 
| $. 162. 

Wer einen feiner Beaufſichtigung anvertrauten Verhafteten vorſaͤtzlich 
oder aus Furcht vor perſönlicher Gefahr entkommen läßt, iſt mit ſtrengem 
Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder mit Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahr 
zu belegen; wenn ihm aber bekannt war, daß der Entſprungene ſich wegen 
Hochverraths oder ram eines anderen im Geſetz mit Todesſtrafe bedrohten 
Verbrechens in Haft befand, mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Solda⸗ 

(Nr. 2579) ten⸗ 
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tenſtandes und Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer zu beſtrafen. Bei 
beſonders erſchwerenden Umftanden kann ſelbſt die Todesſtrafe eintreten. 
Wer den ſeiner Beaufſichtigung anvertrauten Verhafteten aus Fahr⸗ 
laͤſſigkeit entkommen läßt, iſt mit Arreſt zu beſtrafen; wenn ihm aber bekannt 
war, daß der Entſprungene ſich wegen eines der vorgedachten ſchweren Ver⸗ 
brechen in Haft befand, mit Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren und, nach 
Bewandniß der Umſtaͤnde, mit Dienſtentlaſſung zu belegen. 
SGleiche Strafen treffen denjenigen, welcher der von ſeinem Vorgeſetzten 
ihm befohlenen oder der ihm dienſtlich obliegenden Verhaftung eines Ver⸗ 
brechers ſich nicht unterzieht. 
§. 103. 
V. flichtver⸗ Perſonen des Soldatenſtandes, welche bei Wahrnehmung der ihnen 
en bei aufgetragenen adminiſtrativen oder richterlichen Geſchaͤfte ſich Pflichtwidrigkeiten 
mung admi- zu Schulden kommen laſſen, find mit Beruͤckſichtigung ihres beſonderen Dienſt⸗ 
Beer Verhaͤltniſſes und der darauf Bezug habenden Reglements und Inſtruktionen, 
Gefchäfte. 920 Ki für Beamte gültigen Strafbeſtimmungen zu beurtheilen und zu 
eſtrafen. 


$. 164. 

VI. Verge⸗ Die unerlaubte Entfernung, wenn ſie nicht fuͤr Deſertion zu erachten, 
bir gelte iſt mit Arreſt e beſtrafen. Wer ſich aber dieſes Verbrechens unker erſchwe⸗ 
ſche Zucht u. renden Umſtaͤnden ſchuldig macht, insbeſondere wer ſich dadurch mehrere Tage 
Drbiung. dem Dienft entzieht, oder fich ohne Erlaubniß aus dem Arreſtlokal begiebt, iſt 
Entfernung mit Arreſt von mindeſtens vierzehn Tagen oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs 
.uneelaubtes Monaten zu belegen. 


a Gegen Offiziere, die ohne Erlaubniß den einfachen Stubenarreſt ver- 
laſſen, iſt auf Dienſtentlaſſung oder Entfernung aus dem Offizierſtande zu 
erkennen. 

H. 165. 


Unteroffiziere und Gemeine, welche ohne Erlaubniß bis nach dem 
Zapfenstreich aus dem Quartier bleiben, oder in der Zeit vom Zapfenſtreich 
bis zur Reveille ſich aus demſelben entfernen, ſind mit mittlerm Arreſt oder 
bei beſonders erſchwerenden Umſtänden, und namentlich beim Rückfall in dieſes 
Vergehen nach mehrmaliger Beſtrafung, mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs 
Monaten zu beſtrafen. 


H. 166, 
8 Urlaubs⸗Ueberſchreitungen, welche ſich nicht zum Verbrechen der Deſer⸗ 
u * ſind mit Arreſt, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten 
zu beſtrafen. 8 
Auch kann gegen Offiziere bei beſonders erſchwerenden Umſtaͤnden außer 
der Freiheitsſtrafe auf Dienſtentlaſſung erkannt werden. 


$. 167. 


B. Trunken⸗ Wer ſich, nachdem er zum Dienſt kommandirt worden, betrunken und 
Bien dadurch zu demſelben untauglich gemacht hat, oder wer betrunken in den 


Dienft 


' 


h 
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Dienſt kommt, oder ſich während des Dienſtes in den Zuſtand der Trunken⸗ 
heit verſetzt, iſt mit ſtrengem Arreſt zu beſtrafen. kann 

Gegen Offiziere iſt auf Feſtungsarreſt und nach Befinden der Umſtaͤnde 
auf Dienſtentlaſſung zu erkennen. b . 


$. 168. 
| Hazardſpiele find den Unteroffizieren und Gemeinen gaͤnzlich unterſagt. , Haard⸗ 
Wer dieſem Verbot zuwider handelt, ſoll mit ſtrengem Arreft, im Ruͤckfall fiel. 


7 4 873 Sr) m Sagt 
aber, und beſonders wenn er aus dem Spiel ein Gewerbe macht, mit Feſtungs⸗ e, 


afe bis zu einem Jahr belegt werden. 


$. 169. 
Offiziere, welche Hazardſpiele aus Gewinnſucht ſpielen, haben Stuben- 
arreſt, und im Ruͤckfall Feſtungsarreſt bis zu einem Jahr, wenn ſie aber aus 
dem Spiel ein Gewerbe machen, Feſtungsarreſt und Dienſtentlaſſung verwirkt. 


„170. 

Unteroffiziere und Gemeine, welche ohne Genehmigun ihres vorgeſetzten D.Schulden- 
Kommandeurs Schulden machen, haben Arreſt bis zu 1 8 Tagen verwirkt. ae ohne 
Wenn ſie aber dergleichen Schulden aus Hang zu Ausſchweifungen machen 5 
oder nicht im Stande ſind, die Schulden zu tilgen, ſo ſind ſie mit ſtrengem 
Arreſt von mindeſtens vierzehn Tagen, oder nach Umſtaͤnden mit Feſtungsſtrafe 
bis zu ſechs Monaten zu belegen. 


§. 171. 

Wenn Unteroffiziere oder Gemeine ohne Genehmigung ihres vorgeſetzten k. Berheira- 
Kommandeurs ſich e de ſo haben ſie Arreſt von mindeſtens vier Wochen eee 
oder Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten verwirkt. 
$. 172. | 1581 
Wenn Offiziere, welche verpflichtet ſind, die Genehmigung des Koͤnigs 
zu ihrer Verheirathung nachzuſuchen, dies unterlaſſen oder ſich nach Verwei⸗ 

Be des Konſenſes dennoch verehelichen, fo follen fie mit viermonatlichem 
is einjaͤhrigem Feſtungsarreſt, auch den Umftänden nach mit Dienſtentlaſſung 
beſtraft werden. 8 

H. 179, 

Beleidigungen unter den in Injurienſachen den Ehrengerichten unter⸗ F. Beleidi⸗ 
worfenen Offizieren ſind, wenn ſie nicht als Inſubordination oder als Miß⸗ gungen, 
brauch der Dienſigewalt anzusehen, kein Gegenstand der gerichtlichen Unter⸗ aer Kan 
ſuchung, ſondern gehoͤren vor die Ehrengerichte (Verordnung über die Ehren- der, 
gerichte vom 20. Juli 1843.). A a 27 

. 


Beleidigungen der Gemeinen unter einander durch Worte, Geberden 2 der unter⸗ 
oder Zeichen, ſowie leichte thätliche Beleidigungen derſelben unter ſich, find mit heine un 
Arreſt; unter Unteroffi ieren ebenfalls mit Arreſt, und bei beſonders erſchwe⸗ ter einander. 
renden Umſtaͤnden mit Degradgion zu beſtrafen. 5 2 


N $. 175. 
Bei Beleidigungen unter Perſonen des Soldatenſtandes darf eine Be 
Cr. 2579.) kannt⸗ 
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kanntmachung der rechtskraͤftig erkannten Strafe durch oͤffentliche Blaͤtter nie⸗ 
mals ſtattfinden. 6 ö . ao 
ö $. 176. 

6. Schläge- Schlaͤgereien und körperliche Beſchaͤdigungen unter Unteroffizieren oder 
perliche Ber. unter Gemeinen ſind, wenn ſie nicht in ſchwere Koͤrperverletzung übergeben, 
Iegungen der ebenſo zu beſtrafen, wie thätliche Beleidigungen (F. 174.), N 
und elfen. Geht aber eine Schlägerei in ſchwere Körperverletzung uͤber, fo tritt 

„ nach Befinden der Schwere der zugefügten Verletzung und der erfolgten oder 


zicht erfolgten Wiederherſtellung des Verletzten dreimonatliche bis zehnjaͤhrige 


NA 


Feſtungsſtrafe ein. 


| $. 177, 1 
1. Militair- Militairpolizeiliche Exzeſſe find mit Arreſt oder, nach Umſtaͤnden, mit 
N Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten zu beſtrafen. 
| | $. 178. 
VII. Miß⸗ Wer ſeine Dienſtgewalt gegen Untergebene zu Befehlen oder Forderun⸗ 


Beugen; en, die in keiner Beziehung zum Dienſt ſtehen, oder zu Privatzwecken miß⸗ 
A der Vorge- braucht, von Untergebenen Geſchenke fordert, ohne Vorwiſſen des gemeinſchaft⸗ 
ſeßten gegen lichen Vorgeſetzten von ihnen Geld borgt oder Geſchenke annimmt, oder ſeine 
Untergebene, Untergebenen ſonſt durch ſein Anſehen veranlaßt, gegen ihn Verbindlichkeiten 
waters at- einzugehen, die denſelben nachtheilig find oder auf das gegenſeitige Dienſt⸗ 
er verhaͤltniß von nachtheiligem Einfluß fein können, iſt mit Arreſt oder, nach 
Umftänden, mit Degradation oder Dienſtentlaſſung zu beſtrafen. 
: §. 179. 5 
2. durch Ver⸗ Vorgeſetzte, welche durch Mißbrauch ihrer Dienſtgewalt Untergebene ver- 
anlafng ge anlaſſen, eine geſetzwidrige Handlung zu veruͤhen, find mit der trafe des 
Handlungen. Urhebers in geſchaͤrftem Maaß und außerdem, nach Umſtaͤnden, mit Degrada⸗ 
tion oder Dienſtentlaſſung zu belegen. N 
Bei Zumeſſung der Strafe gegen den Vorgeſetzten iſt darauf Ruͤckſicht 
zu nehmen, ob derſelbe den Untergebenen zu der ſtrafbaren Handlung nur ver⸗ 
leitet oder durch einen Befehl dazu beſtimmt hat. 
| §. 180. | 
3. durchlieber⸗ Wer vorſaͤtzlich feine Strafbefugniſſe uberſchreitet oder einen geſetzwidri⸗ 
Sade gen Einfluß auf die Rechtspflege ausuͤbt, ſoll mit Arreſt oder mit Feſtungs⸗ 
nifte und ge- ſtrafe bis zu drei Jahren belegt werden; auch kann außerdem bei erſchwerenden 
Enis aaf Umſtaͤnden Dienſtentlaſſung eintreten. ö 
Rechtspflege. $. 181. 


a. durch vor- Vorgeſetzte, die ſich der vorſchriftswidrigen Behandlung eines Unter⸗ 


4 Shan. gebenen ſchuldig machen, ſollen, wenn dieſelbe nicht in thätliche Miß handlung 
Jung, 0 


ausgeartet iſt, mit Arreſt beſtraft werden. 
e H. 182. 2. 
Macht ſich der Vorgeſetzte einer ſolchen vorſchriftswidrigen Behandlun 
gegen einen Offizier ſchuldig, ſo iſt er das erſte Mal mit Arreft oder, na 
Bewandniß der Umſtande, mit Feſtungsarreſt bis zu drei Jahren zu beſtrafen. 
f Im 
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Im Ruͤckfall kann außer der Freiheitsſtrafe zugleich auf Dienſtentlaſſung 
erkannt werden. 


$. 183. 
Wenn Vorgeſetzte der thätlichen Mißhandlung gegen ihre Untergebenen 
ſich ſchuldig machen, fo iſt dies gegen Offiziere mit Arreft von mindeſtens vier⸗ 
zehn Tagen oder mit Feſtungsarreſt bis zu einem Jahr und, nach Befinden 
der Umſtände, mit Dienftentlaffung; gegen Vorgeſetzte niederen Ranges aber 
r mittlerem oder ſtrengem Arreſt und, nach Umſtaͤnden, insbeſondere im 
Ruͤckfall, mit Degradation oder Feſtungsſtrafe bis zu einem Jahr zu ahnden. 


$. 184. 

Sind durch die Mißhandlung ſchwere Förperliche Verletzungen zugefuͤgt 
worden, oder haben dieſelben den Tod des Gemißhandelten zur Folge gehabt, 
ſo iſt die Strafe nach den in den allgemeinen Landesgeſetzen wegen des Ver⸗ 
brechens der ſchweren Körperverletzung oder Toͤdtung gegebenen Vorſchriften 
zu beſtimmen. 8 a 
l Außer der nach den gedachten Vorſchriften zu ermeſſenden Freiheitsſtrafe 
iſt unter Umſtaͤnden zugleich auf Dienſtentlaſſung zu erkennen. 


$. 185. 
} Diejenigen Handlungen, welche der Vorgeſetzte begeht, um einen thät- 
lichen Angriff des Untergebenen abzuwehren, oder um ſeinen Befehlen im Fall 
der aͤußerſten Noth und dringendſten Gefahr Gehorſam zu verſchaffen, ſind 
nicht als Mißbrauch der Dienſtgewalt anzuſehen. 

Dies gilt namentlich auch fuͤr den Fall, wenn ein Offizier in Erman⸗ 
gelung anderer Mittel, den durchaus nothwendigen Gehorſam zu erhalten, in 
der Lage ſich befunden haben ſollte, von der Befugniß, den thätlich ſich ihm 
widerſetzenden Untergebenen auf der Stelle niederzuſtoßen, Gebrauch machen zu 
muͤſſen. 


$. 186. 

Bei Zumeſſung der Strafe für die in den Hh. 178. bis 184. genannten 
Verbrechen iſt auf die Groͤße und die Folgen des zugefuͤgten Unrechts, ſo wie 
auf den militairiſchen Rang des Gemißhandelten Ruͤckſicht zu nehmen, und es 
auch als ein erſchwerender Umſtand anzuſehen, wenn die e ißhandlung gegen 
eine Perſon veruͤbt worden iſt, die ſich unverkennbar im Zuſtande der Trun⸗ 
kenheit befand. 
$. 187. N 
Beleidigungen der Vorgeſetzten gegen Untergebene, auch wenn fie außer 5. durch Be⸗ 
dem Dienſt veruͤbt worden, ſind als Mißbrauch der Dienſtgewalt anzuſehen, leidigung. 
und nach $$. 181 — 184. zu beſtrafen. 


$. 188. £ 
Wachen oder Landgendarmen, welche in Ausuͤbung des Dienſtes ſich des B. der Wachen 
Mißbrauchs ihrer Dienftgewalt ſchuldig machen, find ebenfo zu beſtrafen, wie darm. 
aun de die ſich ein ſolches Verbrechen gegen Untergebene zu Schulden kom— x 
men laſſen. 
Jahrgang 1845. (Nr. 2579.) 48 Machen 
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Machen fie ſich des Mißbrauchs der Dienſtgewalt gegen Perſonen ſchul— 
dig, welche außer dieſem Dienſtverhaͤltniß ihre Vorgeſetzten ſind, ſo iſt dies bei 
Zumeſſung der Strafe als ein erſchwerender Umſtand oder als ein Grund zur 
Verſchaͤrfung der Strafe zu betrachten. 


$. 189. 

VI, Mili⸗ Wer aus Fahrlaͤſſigkeit ſich eines militairiſchen Verbrechens oder der 
brachen und Verletzung feiner Dienſtpflichten ſchuldig macht, ift, wenn in dieſem Geſetzbuch 
Pflicht⸗Ver⸗ Daflır Feine beſondere Strafe verordnet iſt, mit Arreſt, oder, nach Umſtaͤnden, 
Fahrlaſtgteit mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten zu belegen. 

e ft aber durch die Fahrlaͤſſigkeit Nachtheil entſtanden, fo kann nach 
Maaßgabe der Groͤße deſſelben Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren, und ſelbſt 
Dienſtentlaſſung eintreten. f 


$. 190. f 
es ei Wer durch unvorfichtige Handhabung der Waffen Jemanden koͤrperlich 
. verletzt oder toͤdtet, iſt mit der in den allgemeinen Landesgeſetzen fuͤr fahrlaͤſſige 

e e oder Toͤdtung vorgeſchriebenen Strafe in geſchaͤrftem Maaß 
zu belegen. f 


aur 


$. 191. b 

Vorgeſetzte, welche ſich in der Aufſicht uͤber ihre Untergebenen oder bei 
Beſtrafung derſelben nachlaͤſſig beweiſen, ſollen mit Arreſt, und wenn ſie nach 
mehrmaliger Beſtrafung ſich einer gleichen Fahrlaͤſſigkeit ſchuldig machen, mit 
Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten, auch nach Umſtaͤnden mit Dienſtentlaſſung 
beſtraft werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von den nicht militairiſchen Verbrechen der Perſonen des 
Soldatenſtandes. 


a §. 192. 

E Diejenigen Verbrechen der Perſonen des Soldatenſtandes, welche weder 

l. in dieſem Geſetzbuch, noch in den Kriegsartikeln oder in anderen Militair— 
ee eee 7 geſetzen als militairiſche Verbrechen aufgefuͤhrt werden, ſind, unter Beruͤckſich— 
ebene e Ke, tigung der im Titel I. Abſchnitt 2. bis 4. dieſes Geſetzbuchs enthaltenen Be— 
ces. ſtimmungen, nach den Vorſchriften der allgemeinen Landesgeſetze zu beſtrafen, 
ar ee e Gent in ſofern nicht in den Militairgeſetzen, insbeſondere in den Kriegsartikeln und 
arten ge de eee, den Verordnungen vom 20. Juli 1843. und 27. Juni 1844., wegen Beſtra⸗ 
ben e Ee ee, fung ſolcher Verbrechen beſondere Vorſchriften ertheilt worden find. 


Nr * 


Er Lina (save fa), u) Yan: A D 3 1 t t E rt A b ſch n i f K. 
e eee wee, mee, Von den Verbrechen der Militairbeamten. 
| Ofen eee eee . . 193 


Wenn Militairbeamte zu einer Zeit, wo fie bei kriegfuͤhrenden Eee 
eee, Kite ſtehen, ſich eines Amtsverbrechens ſchuldig machen und denſelben dadurch Ge- 
Ban e eee, du fahr oder Nachtheil bereiten, jo find fie mit geſchaͤrfter Strafe zu Beige 
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$. 194. 
Wer ſich der Entweichung ſchuldig macht, waͤhrend er ſeiner Militair⸗ 
verpflichtung in einem Beamtenverhaͤltniſſe genügt, iſt, unter Beruͤckſichtigung 
der $$. 84 — 86. als Deſerteur nach Vorſchrift der Hö. 95 — 107. zu beſtrafen 7 
und zugleich zur Entfernung aus dem Beamtenverhaͤltniß zu verurtheilen. 
. Wenn man des Enkwichenen nicht habhaft werden kann, ſo kommen 
die Vorſchriften der Hh. 108. und 109. zur Anwendung. 
$. 195. 
Militairbeamte, welche den ihren Militair- oder ihren Amtsvorgeſetzten 
ſchuldigen Gehorſam verweigern, ſind nach den Beſtimmungen des F. 120. mit 
Beruͤckſichtigung der $$. 84 — 80. zu beſtrafen. 
Iſt die Verweigerung des Gehorſams mit Beleidigung des Vorgeſetzten 
durch Worte, Geberden oder Zeichen verbunden, ſo iſt dies ein Schaͤrfungsgrund 
bei Zumeſſung der Strafe; geht die Beleidigung aber in Thaͤtlichkeiten uͤber, 
ſo iſt, außer der Freiheitsſtrafe, auf Amtsentſetzung zu erkennen. g 
Iſt die Thaͤtlichkeit unmittelbar. durch eine geſetzwidrige Behandlung des 
Untergebenen herbeigefuͤhrt, ſo kann von der Strafe der Amtsentſetzung ab- 
gegangen werden. 
$. 196, 


Machen Militairbeamte, während fie bei kriegfuͤhrenden Truppen ftehen, 
ſich eines Verbrechens, welches in den Hh, 145 — 153. als Gewaltthaͤtigkeit 
im Kriege bezeichnet iſt, oder der Theilnahme an einem ſolchen Verbrechen 
ſchuldig, ſo iſt die Strafe gegen ſie nach den Beſtimmungen der genannten 
Paragraphen abzumeſſen, und da, wo Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenſtandes eintreten wuͤrde, auf Amtsentſetzung zu erkennen. 
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Der Militairgerichtsbarkeit find unterworfen: I. Der Mili⸗ cl 


1) ſaͤmmtliche zum Soldatenſtande gehörende Perſonen ohne Unterſchied; A 4 
2) die Beamten der Militairverwaltung, welche in dem dieſem Geſetzbuch ö 3 
unter Litt. A. beigefuͤgten Verzeichniß als Militairbeamte ‚aufgeführt ind F 
3) alle mit Inaktivikaͤtsgehalt entlaſſene, alle zur Dispoſition geſtellte und e 
alle mit Penſion verabſchiedete Offiziere; ’ , 
4) die Militairlehrer und Zoͤglinge der militairiſchen Bildungsanſtalten, ſo u +4 eee 4 
weit daruͤber durch beſondere Vorſchriften nichts Anderes beſtimmt iſt. ee ur 
(Nr. 2379.) 48 H. 2. ya | 
Ban. Hi ue. Era C dam . ie Sri. „ a ear, = Peu 407 . 70. ; 
die Arc meme, see Kanes Etat SI a Affe ER Ae, das gel. eregee regie Am Su crele c ae, Saure Trade 


. 1 5 "7 8 — N 
8 Sa- e . 2 34 Jun wg. we. Par ee . co i, ar. E50 Heg Fi 
8 . = P z 


#107 4 ee hr a. BE ae, Se. N 
hl 


„ 
Um, ge Jap ne "ber dan See ee F du A Sl. At. mes u c — 
a 5 ; 


Aug. 325. DZ Ind IL f a. 
— >: 7 * 
3 


22 723. acc glace . . ee, , e. mee e 
A. IF ES Jay: 740) e. ec urge. 22 


ae e DR Zum eee 768) 


S Alm He. Sa . u a 3 


2 En — 8 4 2 3 22 2 1 Es zob. 
Gebeo dar Bil zeige fan) an dan Tele — ee, mne. c H. S e IT e ee, e 


> Die Militairgerichtsbarkeit umfaßt die Strafſachen, mit Einſchluß der 


AR ER ÄHN  n 5 9 , 
—̃ —— ua Injurien, fo weit letztere der gerichtlichen Beſtrafung unterliegen. 
— e PAS] ne, Ag > 


8: 
, lee, e, e dus , Den Zivilbehörben bleibt die Unterſuchung und Entſcheidung der Kon⸗ 
ie iu 47 2003 dos lraventionen gegen Finanz⸗ und Polizeigeſetze, und gegen Jagd- und Fiſcherei⸗ 
a 8 ei gi 5 tn 8 wenn die Kontravention im Geſetz nur 
gr mit Geldbuße oder Konſiskation bedroht iſt. 
R Iſt dagegen im Geſetz die Kontravention nur oder alternativ mit Freiheits⸗ 
ene, eee Strafe bedroht, oder trifft mit der Kontravention ein anderes Verbrechen zus 
elbe eee e, men, ſo ſteht die Unterfuchung und Entſcheidung ausſchließlich den Militair⸗ 
8 „Gerichten zu. 
— — 
e ee e. 3 
.. 15 insbefons Durch Beurlaubung auf beſtimmte Zeit oder durch einſtweilige Beſchaͤf— 
4 tigung im Zivil⸗Staatsdienſt oder im Kommunaldienſt wird der Militairgerichts⸗ 
„ ianſtſande ſtand der im H. 1. gedachten Perſonen nicht geaͤndert. 
e gebbrenden Betrifft jedoch die Anſchuldigung lediglich ein Amtsverbrechen oder 
e, U. enge Vergehen im Zivil⸗Staats⸗ oder Kommunaldienſt, und gehoͤrt der Angeſchuldigte 
ine bes, ber Di- 1 7 dem Ne All 5 lle 5 den aten frei, die Unter⸗ 
—imaoleichen d ſuchung und Beſtrafung den Zivilbehoͤrden zu u erlaſſen, welchen letzteren in 
e benen. jedem Fall das Dic in barer ah ren wegen kleiner Dienffoergehin 2 179 0 
aa“ Of⸗ Die Vollſtreckung der Strafen erfolgt aber durch die Militairgerichte, 
Se welche fie im geeigneten Fall zuvor in militairiſche Strafen umzuwandeln haben. 


222 m 
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H. 3. 
Der e ee beginnt fuͤr die Perſonen des Soldatenſtandes 
1) wenn fie zur Ergaͤnzung des Heeres aus der militairpflichtigen Mann⸗ 
ſchaft ausgehoben werden, N 
a) mit dem Zeitpunkt, wo fie zur Einſtellung in einen beſtimmten Trup⸗ 
pentheil von Seiten der Erſatzbehoͤrde dem zu ihrem Empfang be: 
auftragten Kommando uͤbergeben werden, und 
b) bei denen, welche nicht durch ein Militairkommando den Truppenthei⸗ 
len zugefuͤhrt werden, mit dem Tage, wo ihre Verpflegung durch die 
Militairverwaltung beginnt; 
2) wenn ſie freiwillig, ſei es zur Abloͤſung ihrer geſetzlichen Militairver: 
pflichtung oder zum dauernden Militairdienſt eintreten, mit dem Zeitpunkt 
ihrer Einſtellung in den Truppentheil. i 
Fuͤr die Militairbeamten beginnt derſelbe mit ihrer definitiven Anſtellung oder 
vertragsmaͤßigen Annahme. 


H. 6. 

2. der zum . Alle zum Beurlaubtenſtande gehörende Perſonen des Soldatenſtandes ſind, 
ande gehn wahrend der Beurlaubung, in Strafſachen den Zivilgerichten unterworfen. Von 
renden Perfo- Diefen Strafſachen find ausgenommen und. gehören vor die Militairgerichte: 
e een 1) Ungehorſam und Widerſetzung gegen Befehle, die den Beurlaubten von 
e wecken eee, zz dite ihren Vorgeſetzten in Gemaͤßheit der Dienſtordnung ertheilt werden; 
3 5 . 22 eee gl. eren vin fache, Fee, g u rag. 279 2) De: 


1 
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2) Defertion ; 
3) wenn Beurlaubte in der Militairuniform 

a) bei dem Zuſammentreffen mit höheren gleichfalls in Uniform befind- 

lichen oder mit den in Ausuͤbung des Dienstes begriffenen Perſonen 
des Soldatenſtandes ſich eines Verbrechens ſchuldig machen, wodurch 
die Achtung gegen dieſe verletzt wird, 

b) an einem von Perſonen des Soldatenſtandes veruͤbten militairiſchen 

Verbrechen Theil nehmen, oder . nz 
c) fich eines Mißbrauchs militairdienſtlicher Autorität ſchuldig machen; 
4) Inſubordination bei Anbringung von Geſuchen und Beſchwerden in mi: 
litairiſchen Dienſtangelegenheitenn 
5) Herausforderungen und Zweikaͤmpfe beurlaubter Landwehroffiziere und der 
mit Vorbehalt der Dienſtverpflichtung aus dem ſtehenden Heere ausge— 
cſchiedenen Offiziere. f 
Trifft ein Verbrechen der zu 1. bis 5. bezeichneten Art mit einem gemeinen 
erbrechen zuſammen, ſo iſt der Militairgerichtsſtand auch wegen des letzteren 
begründet. >; 
Fa & 

Wenn die zum Beurlaubtenſtande gehörenden Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes zu dienſtlichen Zwecken einberufen werden, ſo haben ſie waͤhrend dieſer 
Einberufung den Militairgerichtsſtand. Derſelbe beginnt: 

1) wenn die Einberufung zum Kriege oder wegen außerordentlicher Zuſam⸗ 
menziehung der Reſerve oder der Landwehr erfolgt, mit dem Empfang 

der Einberufungsorder; 

2) wenn die Einberufung zu den größeren Uebungen Statt findet, mit dem * 

8 Anfang des in der Einberufungsorder bezeichneten Geſtellungstages. 7.” ue. 

In beiden Fallen hört diefer Gerichtsſtand mit dem Ablauf des Tages der Ge ı we" mir 

Wiederentlaſſung auf. AA 
Erfolgt dagegen 

3) die Einberufung zu den kleineren Uebungen oder zu anderen dienſtlichen 

Zwecken, ſo findet der Militairgerichtsſtand nur fuͤr die Dauer der An⸗ 

weſenheit des Beurlaubten im dienſtlichen Verhaͤltniß Statt. 


928 er 5 


H. 8. 

Die Militairgerichte duͤrfen jedoch in den Fällen des H. 7. zu 2. und 3. 
das Verfahren den Zivilgerichten überlaffen und den Angeſchuldigten dazu 
ausliefern, wenn ein gemeines Verbrechen vorliegt und damit kein militairiſches 
Verbrechen zuſammentrifft. 


% 9. f 

5 Kommen Verbrechen, welche Perſonen des Soldatenſtandes vor dem IN. Gerichte⸗ 
Eintritt in den Dienſtſtand veruͤbt haben, erſt nach deren Eintritt zur Sprache, ee d. Sol⸗ 
ſo ſteht die Unterſuchung dem Militairgericht nur in dem Falle zu, wenn die dene 
wahrſcheinlich zu erwartende Strafe eine dreimonatliche Gefaͤngnißſtrafe nicht chen, weiche 
uͤberſteigt. Iſt eine längere Freiheitsſtrafe zu erwarten, ſo muß der Ange- A. vor dem 
ſchuldigte entlaſſen und die Unterſuchung dem kompetenten Zivilgericht über: Be 
, en Dienft- 
wieſen werden. ſtand degan⸗ 
(Nr. 2579.) §. 10. gen find, 
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$. 10. 
e ee, .eu. Dieſes Verfahren (F. 9.) findet auch Statt, wenn die Unterſuchung bei 
ee dem Zivilgericht eingeleitet und das Erkenntniß erſter Inſtanz dem Angeſchul⸗ 
eee eee digten vor dem Eintritt in den Dienſtſtand noch nicht publizirt iſt. 
pee ee. un .. N 
eee eee, War das Erkenntniß erſter Inſtanz dem Angeſchuldigten vor dem Ein⸗ 
e (58 052 eee, tritt in den Dienſtſtand bereits publizirt, ſo verbleibt die fernere Verhandlung 
Dund die Entſcheidung in zweiter Inſtanz dem Zivilgericht, von welchem das 


1 9 — urtheil, ſobald es die Rechtskraft erlangt bat, dem Militairgericht zuzufertigen iſt. 
Pe vegan. 8 * . k 
H. 12. 


u, , ane e, a, . 23 A a ke 
„ Iſt von dem en rechtskraͤftig erkannt und uͤberſteigt die erkann 
er? Freiheitsſtrafe nicht eine Gefaͤngnißſtrafe von drei Monaten, ſo iſt dieſelbe durch 
deere, ige das Militairgericht in eine verhaͤltnißmaͤßige Militairſtrafe umzuwandeln und 
ee gte, ab zur Vollſtreckung zu bringen; uͤberſteigt aber die Freiheitsſtrafe eine dreimonaf- 
„ „liche Gefaͤngnißſtrafe, fo muß der Angeſchuldigte zur Dispoſition der Aushe⸗ 
2 bungsbehoͤrde entlaſſen und an das Zivilgericht zur Vollſtreckung der Strafe 
Leue abgeliefert werden. 
* /0 nf nd weg a. $. 13, 
ee E. . it, Gegen Perſonen des Beurlaubtenſtandes, welche zum Kriege, zu einer 
eee außerordentlichen Zuſammenziehung der Truppen, oder zur groͤßeren Uebung 
f ($. 7. No. 1. und 2.) einberufen werden, muͤſſen die bei den Zivilgerichten 
. einzuleitenden oder bereits eingeleiteten Unterſuchungen, ſo wie die Strafvoll— 
. ſtreckung, fuͤr die Dauer dieſer militairiſchen Dienſtleiſtung des Einberufenen 
Ae wen, in den Faͤllen ſuspendirt bleiben, wo nicht die Verhaftung entweder bereits 
cer eee erfolgt ii, oder bei der Unterſuchung geſetzlich eintreten muß. 
Se gelie N ee, Ar tyrar $. 14. 
cue kante, B. Vor dem Die Fortſetzung einer Unterſuchung, welche beim Eintritt des Termins 
al. BASE. in der Entlaſſung aus dem Dienſtſtande noch ſchwebt, kann, wenn dieſelbe ein 
#573 Iaubtenfiand gemeines Verbrechen zum Gegenſtande hat, und kein gerichtlich zu beſtrafendes 
es, begangenſind militairiſches Verbrechen damit zuſammentrifft, in ſofern der Angeſchuldigte 
bee ee m nicht verhaftet iſt, dem Zivilgericht uͤberlaſſen werden. 
Aber. Ay dee, 8 Land. > 


n m. 27 A. 7256 SAA. 


$. 15. 

kun ee ee Kommt ein waͤhrend des Dienſtſtandes begangenes Verbrechen erſt nach 

„ gebe eee ce g. dem Uebertritt in den Beurlaubtenſtand zur Sprache, fo ſteht deſſen Unter⸗ 

ase c. ſuchung und Beſtrafung nur dann den Zivilgerichten zu, wenn das Verbrechen 
ER zu den gemeinen gehört und mit keinem gerichtlich zu beſtrafenden militairiſchen 


fi wife 1% wir un Jar fi 
eee e. C Verbrechen zuſammentrifft. 


gene eee gige. Ye e 
. 5 


„ e a Je tage . 2. 4 . h < 5 H. 16. 
cn. Der Militairgerichtsſtand hoͤrt auf 
ret ches gefbdten 1) bei Offizieren: 


des Militair⸗ . x * g 
E aan a) durch Verabſchiedung ohne Penſion, mit der Beſchraͤnkung, daß die⸗ 
des. jenigen ohne Penſion verabſchiedeten Offiziere, denen die Erlaubniß 
ee ertheilt worden iſt, Militairuniform zu tragen, bei den nach der Ver: 


e Dani ee eee ordnung 


N 
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ordnung vom 20. Juli 1843. zu beſtrafenden Herausforderungen und 
Duellen den Militairgerichtsſtand behalten; 
b) durch Kaſſation, Entfernung aus dem Offizierſtande und Dienſtentlaſſung; 
bei Unteroffizieren und Gemeinen: mit dem Ausſcheiden aus den Milt- 
tairverhältniffen durch Verabſchiedung, Entlaſſung oder Ausſtoßung aus 
dem Soldatenſtande (bei Gendarmen: mit Entlaſſung oder Ausſtoßung 
aus der Gendarmerie )) N 
3) bei Militairbeamten: durch Verabſchiedung, Entlaſſung, Kaſſation und 
Amtsentſetzung; f 
4) wenn Militairperſonen im Zivil - Staatsdienſt oder im Kommunaldienſt 
definitiv angeſtellt werden. 
. | 
Kommt ein von einer Militairperſon begangenes militairiſches oder ge= 
meines Verbrechen erſt nach dem gan lichen Ausscheiden aus den Militairver⸗ 
haͤltniſſen zur Sprache, ſo gehoͤrt die Sache ausſchließlich vor die Zivilgerichte. 
Wegen Fortſetzung einer vor dieſem Ausſcheiden bei den Militairgerichten 
begonnenen Unterſuchung kommen die Beſtimmungen des H. 14. zur Anwendung. 


AR 
In Kriegszeiten haben außer den im H. 1. bezeichneten Perſonen den . Auferor- 
Militairgerichtsſtand: ie 

1) alle Perſonen, welche den kriegfuͤhrenden Truppen zugetheilt find, oder richtsitand in 
zu deren Gefolge gehoͤren; N Kriegszeiten. 

2) die zu den kriegfuͤhrenden Truppen des Preußiſchen Heeres zugelaſſenen 
fremden Offiziere und deren Gefolge; 

3) die Kriegsgefangenen; 

4) alle Unterthanen des Preußiſchen Staats, oder Fremde, welche auf dem 
Kriegsſchauplatze den Preußiſchen Truppen durch eine verraͤtheriſche 
Handlung Gefahr oder Nachtheil bereiten. 

In dem unter Nr. 4. angegebenen Fall tritt dieſer außerordentliche Gerichts- 
ſtand nur von dem Zeitpunkt ein, wo der Koͤnig oder in deſſen Namen der 
Feldherr ſolches verordnet und öffentlich bekannt macht. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Gerichtsbarkeit. 


H. 19. 7 
Die Militairgerichtsbarkeit iſt entweder die höhere oder die niedere. ander. 
20 richtsbarkeit. 


Vor die höhere Gerichtsbarkeit gehören alle Straffaͤlle: 
4) der Offiziere und der oberen Militairbeamten; 
2) der Portepee-Unteroffiziere, wenn eine haͤrtere Strafe als Arreſt im 
Geſetz angedroht iſt; r Ahr 
3) der Unteroffiziere ohne Portepee und der Gemeinen, wenn im Geſetz 
(Nr. 2579.) eine 
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eine haͤrtere Strafe angedroht iſt, als Arreſt, Degradation, Verſetzung 
in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes oder Zuͤchtigung; 

4) der unteren Militairbeamten, wenn im Geſetz eine härtere Strafe ange⸗ 
droht iſt, als Gefaͤngniß oder Arreſt; 

5) wenn gegen Landgendarmen, oder gegen Invaliden auf Entlaſſung zu 
erkennen iſt. 


H. 21. 
Der niederen Gerichtsbarkeit verbleiben alle Straffaͤlle, welche nicht vor 
die hoͤhere Gerichtsbarkeit gehoͤren. ö 
§. 22. 
I. Verwal⸗ Die Militairgerichtsbarkeit wird verwaltet: 
te 1) durch das General- Auditoriat; 
2) durch die Korps-, Diviſions- und Regimentsgerichte; 
3) durch die Garniſongerichte; 

4) bei dem mediziniſch-chirurgiſchen Friedrich-Wilhelms-Inſtitut, nebſt der 
damit in Verbindung ſtehenden mediziniſch⸗chirurgiſchen Akademie: durch 
das fuͤr dieſe Anſtalten beſtehende beſondere Gericht, bei deſſen jetziger 
Organiſation es ſein Bewenden behaͤlt. 


| §. 23. 
Die Korpsgerichte beſtehen: | 
aus dem kommandirenden General des Armeekorps als Gerichtsherrn und 
dem Korpsauditeur; 
die Diviſionsgerichte: wäh 
aus dem Kommandeur der Divifion als Gerichtsherrn und den Divifions- 
Auditeuren; 
die Regimentsgerichte: 5 
aus dem Kommandeur des Regiments als Gerichtsherrn und dem unter— 
ſuchungsfuͤhrenden Offtzier; 
die Garniſongerichte: 
aus dem Gouverneur oder Kommandanten als Gerichtsherrn und dem 
Gouvernements- oder Garniſonauditeur. 
Den Befehlshabern, welche gegenwärtig, außer den hier benannten, gerichts⸗ 
herrliche Befugniſſe ausuͤben, verbleiben dieſe Befugniſſe in dem bisherigen 
Umfang. . 

Fuͤr jeden Unterſuchungsfall iſt das Unterſuchungs- und das Spruch⸗ 
Gericht beſonders zu beſtellen. 
§. 25. 

In Kriegszeiten bleiben: 8 8 
a) die noͤthigen Modifikationen bei Organiſation und Verwaltung der Mi— 
litairgerichte und 
b) die dem Heerfuͤhrer und den Kommandanten belagerter Feſtungen danach 
zu ertheilenden Inſtruktionen, 
der Beſtimmung des Königs vorbehalten. 
$. 26. 
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$. 26. 
Die Gerichtsbarkeit der Korps, Diviſions- und Re imentsgerichte erſtreckt In. Kompe⸗ 
ſich auf alle Perſonen und Straffaͤlle, über welche die Gerichtsbarkeit den im t 
H. 22, unter No. 3. und 4. genannten Gerichten nicht ausſchließlich beigelegt iſt. 
1 
Die Gerichtsbarkeit der Regimentsgerichte iſt auf die niedere beſchraͤnkt, 1. der Regi⸗ 
und erſtreckt fich uͤber die zum Etat des Regiments gehörenden Unteroffiziere, nentögerichte. 
emeine und Militair-Unterbeamten. Der Regimentskommandeur iſt jedoch 
befugt, in Faͤllen die zur hoͤheren Gerichtsbarkeit gehoͤren, wenn weder das 
kompetente oder ein anderes mit höherer Gerichtsbarkeit verſehenes Militair⸗ 
gericht, noch ein Zivilgericht am Orte iſt, Verhandlungen, die zur Feſtſtellung 
des Thatbeſtandes dienen, und keinen Aufſchub leiden, durch den unterſuchungs⸗ 
führenden Offizier unter Zuziehung eines zweiten Offiziers aufnehmen zu laſſen. 
ie aufgenommenen Verhandlungen muͤſſen aber unverzüglich an das kompe⸗ 
tente Militairgericht abgegeben werden. N 


$. 28. 
Die Divifionsgerichte haben: 
4) die höhere Gerichtsbarkeit über alle zum Diviſionsverband gehörende 2. der Divi- 
Militairperſonen; ſionsgerichte. 
2) die niedere Gerichtsbarkeit über alle zum Dienſtbereich des Diviſions⸗ 
Kommandeurs gehörende Unteroffiziere, Gemeine und Militair-Unter⸗ 
beamten, die keinem Regimentsgericht der Diviſion unterworfen ſind. 


§. 29. 
Die Korpsgerichte haben: 

1) die hoͤhere Gerichtsbarkeit uͤber alle Militairperſonen in dem Bezirk des 3 der Korbs⸗ 
Generalkommandos, welche nicht der Gerichtsbarkeit der im Korpsbezirk gerichte. 
befindlichen Diviſionsgerichte unterworfen ſind; 

2) die niedere Gerichtsbarkeit uͤber alle zu keinem Diviſionsverband gehoͤ⸗ 
rende Unteroffiziere, Gemeine und Militair- Unterbeamte im Bezirk des 
Generalkommandos, welche nicht der Gerichtsbarkeit eines im Korps: 
bezirk befindlichen Regimentsgerichts unterworfen ſind. 


. 30. N ö 
Wenn Militairperſonen von verſchiedenen Armeekorps der gemeinſchaft⸗ 
lichen Veruͤbung eines Verbrechens beſchuldigt werden, ſo iſt wegen ſaͤmmt⸗ 
licher Angeſchuldigten die Gerichtsbarkeit desjenigen kommandirenden Generals 
begruͤndet, in deſſen Korpsbezirk das Verbrechen begangen iſt. 


* 


$. 3 
Vor die Garniſongerichte gehoͤren ausſchließlich alle Vergehungen, die 4. der Garni⸗ 
als Exzeſſe gegen die öffentliche Ruhe und Sicherheit am Orte zu betrachten, ſongerichee 
oder die gegen beſondere, in Beziehung auf die Feſtungswerke und Vertheidi⸗ 
gungsmittel ergangene Anordnungen, oder die im Wacht⸗ oder Garniſondienſt 
veruͤbt ſind. a N 
Jahrgang 1845. (Nr. 2379.) 49 $. 32. 
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5 K. 32. a 
Die Garniſongerichte haben außerdem ſowohl die hoͤhere als die niedere 


Gerichtsbarkeit: 
1) uͤber alle Militairperſonen, die zum Etat des 
Kommandantur gehoͤren: 


Gouvernements oder der 


2) über die Feſtungsarreſtaten des Militairſtandes, die Militairſtraͤflinge 


und die Arbeiterabtheilungen; 
3) über diejenigen Militairperſonen, deren eigene 


mit Gerichtsbarkeit ver- 


ſehene Befe Ishaber nicht zur Beſatzung gehören, ſowie uͤber die am 
Orte befindlichen Militairperſonen, deren Befehlshaber nicht mit Gerichts⸗ 


barkeit verſehen ſind. 


H. 3 * . 
5, Allgemeine Treffen mehrere Verbrechen zufammen, von denen das eine zur höheren, 
immun das andere zur niederen Gerichtsbarkeit gehört, fo gebührt die Kognition uͤber 
8 alle Verbrechen dem Militairgericht, welchem die hoͤhere Gerichtsbarkeit zuſteht. 


3 H. 34, 
Bei dem Zuſammentreffen mehrerer zur niederen 


Gerichtsbarkeit gehörigen 


Verbrechen iſt, wenn die Strafen zuſammengenommen die Graͤnzen dieſer 
Gerichtsbarkeit uͤberſteigen, die Sache an das mit der hoͤheren Gerichtsbarkeit 


verſehene Gericht abzugeben. 
= | 98 
Wenn Militairperſonen, welche nicht ſaͤmmtlich 


der Gerichtsbarkeit eines 


und deſſelben Militairgerichts unterworfen ſind, gemeinſchaftlich ein Verbrechen 


veruͤben, ſo ſteht die Gerichtsbarkeit dem Militairgerich 
dem Rang nach, der naͤchſte Befehlshaber aller Ange 


t zu, deſſen Gerichtsherr, 
ſchuldigten iſt. 


Werden verſchiedene Verbrechen veruͤbt, welche mit einander im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, ſo findet daſſelbe Verfahren Statt, wie bei gemeinſchaftlich 


veruͤbten Verbrechen. 


$. 36, 
In Gouvernementsſtaͤdten und Feſtungen tritt 
die Kompetenz des Garniſongerichts ein, wenn der 
Befehlshaber nicht zur Beſatzung des Orts gehoͤrt. 


in dem Fall des H. 35. 
gemeinſchaftliche hoͤhere 


$. 37. 
In Straffaͤllen, welche vor die hoͤhere Gerichtsbarkeit gehoͤren, iſt die 


Sache auch bei eintretendem Garniſonwechſel oder bei 


Veraͤnderung der dienſt⸗ 


lichen Stellung des Angeſchuldigten, von dem Militairgericht zu beendigen, bei 
5 


welchem die Einleitung 


$. 38. 
Der kommandirende General iſt befugt, aus 
Militairgerichten des Korpsverbandes in Straffallen, 
Gericht gehören, die Unterſuchung und die Aburtheilu 
beſondere Umſtaͤnde ſolches erfordern. 


er foͤrmlichen Unterſuchung Statt gefunden hat. 


dienſtlicher Ruͤckſicht den 
welche vor das Korps⸗ 
ng zu uͤbertragen, wenn 


$. 39. 
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$. 39. ö 

Werden bei Truppentheilen, welche ihre Garniſon an einem Orte haben, 
wo ſich kein Militairgericht befindet, Verbrechen verübt, die ſchleunige Maaß⸗ 
regeln erfordern, fo iſt der daſelbſt kommandirende Offizier befugt, das Zivil- 
Gericht des Orts zu requiriren, alle Ausmittelungen vorzunehmen, die am 
Orte ſelbſt oder ſonſt im Bezirk des Gerichts erfolgen muͤſſen und keinen 
Aufſchub leiden, bis entweder ein Inquirent von dem kompetenten Militairgericht 
eſandt, oder der Verbrecher nach dem Sitz des Militairgerichts gebracht werden 
ann. In den Faͤllen, wo weder das eine noch das andere zulaͤſſig iſt, kann 
von Seiten des kompetenten Militairgerichts auch das Zivilgericht zur Fuͤhrung 
der Unterſuchung requirirt werden. 


: $ 40. 

Militairbefehlshaber, denen zur Ausübung ihrer gerichtsherrlichen Be— 
fugniffe ein Auditeur oder unterſuchungsfuͤhrender Offizier nicht zugetheit iſt, 
haben die ihnen zuſtehenden Unterſuchungen durch Requiſition des naͤchſten 
Militair⸗ oder, bei betraͤchtlicher Entfernung deſſelben, des Zivilgerichts führen 
zu laſſen. ö 

4 

Die Obduktion der Leichname von Militair- oder Zivilperſonen gehoͤrt 
vor die Militairgerichte, wenn Verdacht vorhanden iſt, daß eine Militairperſon 
an dem Tode des Entleibten Schuld iſt. Die aͤußere Beſichtigung des Leichnams 
einer Militairperſon, welche durch Selbſtmord oder einen Ungluͤcksfall ums 
Leben gekommen iſt, ſo wie die Ermittelung der Todesurſache, und der Ver: 
anlaſſung zum Selbſtmord, gebuͤhrt den Militairgerichten. Befindet ſich kein 
Militairgericht am Ort, ſo iſt das Zivilgericht um Aufnahme der Verhand— 
lungen zu requiriren. f 

Die aufgenommenen Verhandlungen ſind wie bisher an das General— 
Auditoriat einzuſenden. 5 

§. 42. 

Die Auslieferung eines flüchtigen, im Auslande befindlichen Verbrechers 
iſt von den Militairgerichten bei dem Kriegsminiſterium in Antrag zu bringen, 
in ſofern hieruͤber die beſtehenden Kartelkonventionen oder andere at. 
gen nicht befondere Vorſchriften enthalten. 


$. 43. 

Kein Gerichtsherr darf in die Gerichtsbarkeit eines andern eingreifen; 
es bewirkt jedoch keine Nichtigkeit des Verfahrens, wenn die Unterſuchung oder 
das Erkenntniß durch ein Militairgericht erfolgt iſt, welches uͤberhaupt befugt 
war, in einer zur hoͤheren Gerichtsbarkeit gehoͤrigen Sache die Unterſuchung 
zu fuͤhren oder zu erkennen. \ * 

Dies findet auch Statt, wenn das inkompetente Gericht nur die niedere 
Gerichtsbarkeit hat, und der vor dieſes Gericht gezogene Fall zur niedern 
Gerichtsbarkeit gehoͤrt. 1 


(Nr. 2579.) 5 49 * Dritter 


nn. zu — — Ze rc 


= 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Unterſuchungsgerichten. 


| $. 44, 
1. Beſtellung Das Unterſuchungsgericht iſt von dem Gerichtsherrn zu beftellen, dem 
Heungegerſn die Gerichtsbarkeit über den Angeſchuldigten zuſteht. | 
richts. H. 45 
II. Beſetzung: In den vor die höhere Gerichtsbarkeit gehörenden Straffaͤllen beſteht 


A, In Strafe das Unterſuchungsgericht aus dem Auditeur als Inquirenten und zwei zur 

oe Unterſuchung kommandirten Offizieren. Bei Verbrechen der Gemeinen, mit 

Militairge, Ausnahme der Hauptverbrechen, d. h. der mit Todesſtrafe oder lebenswieriger 

gehen. eit Freiheitsſtrafe im Geſetz bedrohten Verbrechen, bedarf es nur der Zuziehung 
g eines Offiziers. 


f H. 46. 
Die zu den Unterſuchungsgerichten zu kommandirenden Offiziere ſollen 
ſein, in Unterſuchungen: 
1) gegen Gemeine, wenn nicht Hauptverbrechen den Gegenſtand derſelben 
ilden, 
ein Lieutenant; b 
2) gegen Gemeine bei Hauptverbrechen, und gegen Unteroffiziere, 
zwei Lieutenants; f 
3) gegen einen Lieutenant, 
eein Hauptmann oder Rittmeiſter und ein Lieutenant; 
4) gegen einen Hauptmann oder Rittmeiſter, ü 
ein Major und ein Hauptmann oder Rittmeiſter; 
5) gegen Offiziere hoͤheren Grades, 5 
ein Offizier des naͤchſt höheren und ein Offizier des gleichen Dienft- 
rades des Angeſchuldigten, oder in Ermangelung des erſteren, zwei 
ffiziere von dem Dienſtgrade des Angeſchuldigten. 


§. 47. 

Betrifft die Unterſuchung einen Militairbeamten, fo find die zum Unter: 
ſuchungsgericht zu kommandirenden Offiziere nach dem Militairrang des An: 
geſchuldigten, wenn aber derſelbe keinen beſtimmten Militairrang hat, nach deſſen 
bürgerlichen Rangverhaͤltniſſen zu ernennen. Außerdem ſoll bei Dienſtverbrechen, 
wenn die Dienſtbehoͤrde darauf antraͤgt, ein hoͤherer Militairbeamter von dem 
Dienſtzweig des Angeſchuldigten zu den Verhandlungen zugezogen werden. 

§. 48. 
Der Auditeur kann durch einen im Richteramt ſtehenden, oder zum hoͤ— 
heren Richteramt qualifizirten Zivil⸗Juſtizbeamten erſetzt werden. 
N §. 49. 91 
B. In Straf⸗ In den vor die niedere Gerichtsbarkeit gehörenden Straffaͤllen beſteht 
fänen, weiche das Unterſuchungsgericht aus dem Auditeur oder dem unterſuchungs fuͤhrenden 


Gerichtsbar⸗ Offizier als Inquirenten und einem Lieutenant. 
keit gehören, §. 50. 
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$. 50. 
In Unterſuchungsſachen gegen Militair⸗Unterbeamte bei denjenigen Mi⸗ 
litairgerichten, wo Aktuarien angeftellt find, genügt es, wenn der Auditeur mit 
Zuziehung des Aktuarius die Unterſuchung fuͤhrt. 


51. 
f Werden Unterſuchungen gegen Perſonen des Soldatenſtandes auf Requi⸗ C. In unter⸗ 
ſition durch die Zivilgerichte gefuͤhrt, ſo iſt unter Beruͤckſichtigung der Rang⸗ a 
Verhaͤltniſſe des Angeſchuldigten (F. 40.) ein Offizier zuzuziehen, inſofern dies 3100 h 
ohne Schwierigkeit und Koftenaufwand geſchehen kann. ge 

26,192. 

Wenn zwiſchen Militair⸗ und Zivilperſonen Beleidigungen oder Thät- p. Bei ge: 
lichkeiten wechſelſeitig vorfallen, oder wenn ein Verbrechen von Militair- und miſchten Ain. 
Zivilperſonen gemeinſchaftlich veruͤbt wird, ſo muß die Unterſuchung von einem gehen J 
aus Militair⸗ und Zivilgerichtsperſonen zuſammengeſetzten Gericht geführt werden. wire Zivil: 

Der kompetente Gerichtsherr ernennt die Militairmitglieder. Der hoͤchſte e 
kommandirte Offtzier hat in dieſem gemeinſchaftlichen Unterſuchungsgericht den 8 7 
Vorrang. i e 
Die Verhandlungen, welche die Mitangeſchuldigten des Militairſtandes = e ie 
betreffen, find zu beſonderen Akten zu nehmen. ee, 

K. 59. | | Be 

Nach beendigter Unterſuchung iſt zuerſt gegen die angeklagten e 
Perſonen von dem Militairgericht zu erkennen. Wenn beſondere Umſtaͤnde einn? xxx 
Anderes erfordern, ſo iſt daruͤber die Entſcheidung des Koͤnigs durch das Ge⸗ 
neral⸗Auditoriat einzuholen. N 


8. 
Die zu den Unterſuchungsgerichten zu kommandirenden Offiziere muͤſſen K Allgemeine 
die Eigenſchaft vollguͤltiger Zeugen haben. Beſtimmun⸗ 
§. 35. 
Wenn Perſonen des Soldatenſtandes zu vernehmen ſind, die einen hoͤhe⸗ 
ren Rang haben, als der hoͤchſte zum Untersuchung gener kommandirte Offi⸗ 
zier, ſo iſt nach den obwaltenden Umftänden und bei 


gen. 


ei Verhandlungen von be⸗ 
ſonderer Wichtigkeit ein hoͤherer Offizier dabei zuzuziehen, der dem Rang des 
hoͤchſten unter den zu Vernehmenden entſpricht (H. 46. ). 

$. 56. 


Ohne dringende Veranlaſſung darf im Lauf der Unterſuchung ein Wechſel 
in der Perſon der dazu kommandirten Offiziere nicht Statt finden. 


57 
g Wenn die Vorſchriften wegen Beſetzung des Unterſuchungsgerichts bei 
einer Verhandlung, aus welcher ein Grund zur Entſcheidung hergenommen iſt, 
verabſaͤumt worden ſind, ſo iſt das geſprochene Erkenntniß nichtig ($. 208.) . 
Jedoch ſoll, wenn das Erkenntniß rechtskraͤftig geworden, von Amts⸗ 
wegen die Aufhebung nicht beantragt werden. 
Gr. 2579.) $. 58. 
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$. 38. 
III. Von der Wenn der Angeſchuldigte ein einzelnes Mitglied des Unterſuchungsgerichts 
elblclner Mit- ablehnt, und der Gerichtsherr die Ernennung eines anderen Mitgliedes verwei⸗ 
glieder des gert, fo hat der kommandirende General über den Antrag zu entſcheiden. Weiſt 
unasae, derſelbe den Ablehnungsantrag zurück, fo iſt, wenn der Angeſchuldigte dabei 
a ſich ei beruhigt, die Entſcheidung des Königs durch das General-Auditoriat 
einzuholen. f b 
Wird einem Ablehnungsantrag gegen den Auditeur Folge gegeben, fo 
haͤngt es von den Dienſtverhaͤltniſſen des Gerichtsherrn ab, ob er unmittelbar 
einen andern Auditeur ſtatt des abgelehnten ſubſtituiren kann, oder einen andern 
Gerichtsherrn deshalb zu requiriren hat. Von der erfolgten Subſtitution iſt 
dem General-Auditoriat durch den Gerichtsherrn ungeſaͤumt Nachricht zu geben. 
§. 39. 5 
Die Ablehnung iſt fuͤr begruͤndet zu erachten gegen Mitglieder des Un— 
terſuchungsgerichts, welche 
1) bei dem Ausfall der Unterſuchung ein Intereſſe haben; 
2) mit dem Angeſchuldigten in offenbarer Feindſchaft leben, wofuͤr die recht- 
liche Vermuthung begruͤndet wird, durch gerichtliche Anſchuldigung grober 
Verbrechen, veruͤbte Thaͤtlichkeit gegen das Leben oder die Geſundheit, 
ehrenruͤhrige Schmaͤhungen und Prozeſſe über einen beträchtlichen Theil 
des Vermögens, in ſofern nicht anzunehmen iſt, daß die feindſeligen 
Geſinnungen durch Wiederausſoͤhnung oder durch den Verlauf mehrerer 
Jahre —— worden; 
3) in der Sache als Zeugen aufgeſtellt werden ſollen. 
Außer dieſen Gründen find aber auch andere, in dienſtlichen oder perſönlichen 
Verhaͤltniſſen beruhende Einwendungen zu beruͤckſichtigen. 
' $. 60, 
In den Fällen des F. 58. find bis zur erfolgten Entſcheidung nur folche 
Verhandlungen, welche zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes dienen, Wer bei denen 
Gefahr im Verzuge iſt, von dem beſtellten Unterſuchungsgericht vorzunehmen. 


Vierter Abſchnitt. 
Von den Spfruchgerichten. 


$. 61. 

Gegen Perſonen des Soldatenſtandes wird 

1) in den zur hoͤheren Gerichtsbarkeit gehoͤrenden Straffaͤllen durch ein 
Kriegsgericht, und f 

2) in den zur niederen Gerichtsbarkeit gehörenden durch ein Standgericht 
erkannt. Das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung findet bei Er⸗ 
kenntniſſen der Kriegs- oder Standgerichte nicht Statt. 

Gegen Militairbeamte wird durch Inſtanzengerichte erkannt. 


gen b. Sol. F. 62. | 
atenſtandes. Das Kriegs- und das Standgericht iſt, der Dienſtordnung gemäß, von 
dem 


Kriegs⸗ und 
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dem Befehlshaber anzuordnen, dem die Beſtellung des Unterſuchungsge⸗ ghd 
7 


ri 8 
chts zuſtand bg 
„ 63. derſelben. 


Wenn ein in Unterſuchung befindlicher Offizier, vor der Beſtellung des 
erkennenden Gerichts, wegen beſonderer Umſtaͤnde die Berufung der Mitglieder 
des Gerichts aus dem Dienſtbereich des kompetenten Gerichtsherrn ablehnen 
ſollte, ſo hat er ſich auf dem Dienſtwege an den König zu wenden. 


8 f 
Ein Kriegsgericht beſteht mit alleiniger Ausnahme des im §. 65. 2. Beſetzung, 
gedachten Falles, aus fuͤnf Richterklaſſen, von denen der Praͤſes eine Klaſſe ) des Kriegs⸗ 
bildet, und aus dem, Auditeur, als Referenten. gerichts. 
Zu einem Kriegsgericht ſind nach dem Grad des Angeſchuldigten als 
Richter pn berufen: 
1) über einen Gemeinen: 
a) ein Major als Praͤſes, 
b) zwei Hauptleute (Rittmeiſter), 
c) zwei Lieutenants, 
d) drei Unteroffiziere, 
e) drei Gefreite oder beziehungsweiſe drei gemeine Soldaten; 
über einen Unteroffizier und die übrigen zu dieſer Kategorie gehörenden 
Perſonen des Soldatenſtandes: n 
a) ein Major als Praͤſes, ü 
b) zwei Hauptleute (Rittmeiſter), 
c) zwei Lieutenants, 
d) drei Sergeanten oder beziehungsweiſe drei Portepee⸗ Unteroffiziere, 
e) drei Unteroffiziere; 
uber einen Premier- oder Sekondelieutenant: 
a) ein Oberſtlieutenant als Praͤſes, ! 
b) zwei Majore, | 
c) zwei Hauptleute (Rittmeiſter), 
d) zwei Premier- und 
e) zwei Sekondelieutenants; 
über einen Hauptmann (Rittmeiſter): 
a) ein Oberſt als Praͤſes, 
b) zwei Oberſtlieutenants, 
c) zwei Majore, b 
d) zwei Hauptleute (Rittmeiſter), 
e) zwei Premierlieutenants; 
5) uͤber einen Major oder Oberſtlieutenant: 
a) ein Generalmajor als Praͤſes, 
b) zwei Oberſten, 
c) zwei Oberſtlieutenants, 
4) zwei Majore, 
e) zwei Hauptleute (Rittmeiſter); 
(Nr. 2579.) 6) über 


> 


— 


3 


— 


4 


— 
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6) uͤber einen Oberſten: 
a) ein Generallieutenant als Praͤſes, 
b) zwei Generalmajore, 
c) zwei Oberſten, 
d) zwei Oberſtlieutenants, 
e) zwei Majore. N f 
Bei Verbrechen, die mit Todes = oder lebenswieriger Freiheitsſtrafe bedroht 
ſind, muͤſſen mit Ausnahme der Klaſſe des Praͤſes, auch die Richterklaſſen der 
Offiziere mit drei Perſonen beſetzt werden. 
f $. 63. 
Zu einem 1. ui de über einen General gehören, in ſofern der König 
die Beſetzung nicht Selbſt beſtimmt: 
1) außer einem hoͤheren General als Praͤſes, 
2) drei Richterklaſſen, von welchen eine jede aus drei Perſonen beſtehen muß, 
und zwar dergeſtalt, daß die unterſte Klaſſe einen Grad geringer und die 
oberſte einen Grad hoͤher ſteht als der Angeſchuldigte. i 


| $. 66. 
v) des Stand⸗ Ein Standgericht beſteht aus fünf Richterklaſſen, von denen der Praͤſes 
gerichts. eine Klaſſe bildet, und aus einem Auditeur oder unterſuchungsfuͤhrenden Offizier 
als Referenten. N ? 
677 
Zu einem Standgericht ſind nach dem Grad des Angeſchuldigten zu berufen: 
1) über einen Gemeinen: 
a) ein Hauptmann (Rittmeiſter) als Praͤſes, 
b) zwei Premierlieutenants, 
c) zwei Sekondelieutenants, 
d) zwei Unteroffiziere, 
e) zwei Gefreite oder beziehungsweiſe zwei gemeine Soldaten; 
2) über einen Unteroffizier und die übrigen zu dieſer Kategorie gehörenden 
Perſonen des Soldatenſtandes: 5 
a) ein Hauptmann (Rittmeiſter) als Praͤſes, 
b) zwei Premierlieutenants, 
c) zwei Sekondelieutenants, 
d) zwei Sergeanten oder beziehungsweiſe zwei Portepee-Unteroffiziere, 
e) zwei Unteroffiziere. 


& $. 68. 
. In den vor die hoͤhere Gerichtsbarkeit gehoͤrenden Straffaͤllen der Mili— 


Faſtantenge tairbeamten hat der kommandirende General des Armeekorps, zu welchem der 
A. Gericht Angeſchuldigte gehört, das erkennende Gericht zu beſtellen. 

A ii In⸗ $. 69. 

4 8 Daſſelbe beſteht aus fuͤnf Einzelnrichtern, und zwar: 

fällen, weiche 1) einem Stabsoffizier (als Prajes), 

Geric der ) einem Hauptmann (Rittmeiſter), 

keit gehören. . | 3) 
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3 zwei Auditeuren, und 
5) einem anderen oberen Militairbeamten, wo möglich von dem Dienſtzweige 
des Angeſchuldigten. 
Von den Auditeuren iſt der eine zu leich als Referent zu beſtellen. Der Audi: 
teur, welcher die Unterſuchung geführt hat, darf in der naͤmlichen Sache nicht 
zum erkennenden Richter beſtellt werden. 
Steht der Angeſchuldigte im Rang den Stabsoffizieren gleich, ſo iſt ein 
General zum Praͤſes Ri beſtellen und anſtatt eines Hauptmanns oder Ritt⸗ 
meiſters (ad 2.) ein tabsoffizier zuzuziehen. 
5 
In Straffaͤllen, welche vor die niedere Gerichtsbarkeit gehören, hat der zur 2 In Straf. 
Unterſuchung kompetente Gerichtsherr auch das erkennende ericht zu beſtellen. ma e 
$. 71. Ktan. 
Daſſelbe beſteht aus fünf Einzelnrichtern und zwar: e 
4) einem Hauptmann (Rittmeiſter) als Praͤſes, 
2) einem Lieutenant, 
3) zwei Militair⸗Unterbeamten, wo moͤglich von dem Dienſtzweige des Anz 
40) geſchuldigten, oder in deren Ermangelung, zwei Unteroffizieren, a 
5) dem Auditeur oder unterſuchungsfuͤhrenden Offizier, der zugleich Refe— 
rent iſt. 
Die Beſtimmung des H. 69., wonach der Inquirent nicht zum erkennenden 
Richter beſtellt werden darf, findet auf Beſetzung dieſer Spruchgerichte keine 
Anwendung. 1 


§. 72. 
Gegen Erkenntniſſe der Spruchgerichte über Militairbeamte ift das Rechts- B. Gericht . 
mittel der weiteren Vertheidigung zuläffig. Das Erkenntniß zweiter Inſtanz an 
erfolgt durch das General-Auditoriat. ; 


7a 

Das Spruchgericht uͤber Mitangeſchuldigte des Soldatenſtandes iſt nach n glgemeine 
Verſchiedenheit ihrer Dienſtgrade zu beſetzen. Wegen eines jeden Mitange⸗ * 
ſchuldigten ſtimmen nur die ſeinetwegen beſtellten Richterklaſſen ab, der Praͤſes“ 
aber iſt nach dem Dienſt rade des hoͤchſten unter den Angeſchuldigten zu er⸗ 
nennen, und iſt zugleich Präses wegen der uͤbrigen Mitangeſchuldigten. 

§. 74. | 

In Ermangelung der zur Beſetzung eines Spruchgerichts erforderlichen 
Offiziere des vorgeſchriebenen Dienſtgrades kann der fehlende durch den darauf 
folgenden Dienſtgrad erſetzt werden. 

s $. 75. 

Zu Mitgliedern eines Spruchgerichts duͤrfen nur Perſonen beſtellt wer: 
den, welche die Eigenſchaften vollguͤltiger Zeugen haben. Wer ſich ſelbſt in 
Unterſuchung befindet, wer zum Unkerſuchungsgericht gegen den Angeſchuldigten 

Jahrgang 1845. (Nr. 2579.) 50 kom⸗ 
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kommandirt geweſen, oder wer als Zeuge in der Sache vernommen iſt, fol , 
nicht zum Spruchgericht berufen werden. 
f $. 76. 

Die Nichtbefolgung der in dieſem Abſchnitt (SS. 61 — 71., 73 — 75.) 
enthaltenen Vorſchriften wegen Beſetzung der Spruchgerichte hat die Nichtig⸗ 
keit des Erkenntniſſes zur Folge. 

Jedoch ſoll, wenn das Erkenntniß rechtskraͤftig geworden, von Amts— 
wegen die Aufhebung nicht in Antrag gebracht werden. 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von den Befugniſſen und Pflichten der Militairgerichtsperſonen. 


87 
I. Des Ge Der Gerichtsherr hat, als Vorſtand des Militairgerichts, bei allen Ver⸗ 
richtsherrn. fuͤgungen deſſelben die Leitung und Entſcheidung. Auf die richterlichen Funk⸗ 
tionen des Auditeurs oder unterſuchungsfuͤhrenden Offiziers einzuwirken, ſteht 
ihm nur in den durch dieſes Geſetzbuch vorgeſchriebenen Graͤnzen zu. 

An Verhandlungen der von ihm beſtellten Unterſuchungs- und Spruch 
gerichte darf der Gerichtöherr perfönlich nicht Theil nehmen. Er iſt verpflichtet, 
die We ung des Auditeurs oder des abe ee Offiziers 
zu beaufſichtigen und wahrgenommene Unordnungen oder eſetzwidrigkeiten dem 
General-Auditoriat zur Abhuͤlfe und Rüge anzuzeigen, in ſoweit er hierzu nach 
den beſonderen Dienſtvorſchriften nicht ſelbſt befugt iſt. 

Er iſt verpflichtet, die Gefaͤngniſſe des Gerichts von Zeit zu Zeit zu 
revidiren, oder für deren Viſitation zu ſorgen. 

Alle im Namen des Gerichts zu erlaſſenden Verfuͤgungen ſind von ihm 
und dem Auditeur oder dem unterſuchungsfuͤhrenden Offizier zu vollziehen. 

In Behinderungsfaͤllen gehen feine gerichtsherrlichen Befugniſſe auf fei- 
nen Stellvertreter im Kommando uͤber. ö 


$. 78. 
II. Des Audi⸗ Der Auditeur iſt dem Gerichts herrn bei Ausuͤbung der gerichtsherrlichen 
an Befugniſſe deſſelben als richterlicher Beamter zugeordnet. 
Er hat die Geſetzlichkeit der im Namen des Gerichts zu erlaſſenden 
Verfuͤgungen zu vertreten. 
In Betreff ſeiner Pflichten als Gerichtsperſon finden die Vorſchriften 
der allgemeinen Landesgeſetze Anwendung. 5 5 


$. 79. 

Wenn der Auditeur die Anweiſungen des Gerichtsherrn in Bezug auf 
feine richterlichen Pflichten mit den geſetzlichen Vorſchriften oder feinen In⸗ 
ſtruktionen nicht vereinbar halt, fo hat er dem Gerichtsherrn dagegen Vor: 
ſtellung zu machen. 

Berbleibt derſelbe bei feiner Verfügung, fo hat der Auditeur ſolche auf 
die alleinige Verantwortung des Gerichtsherrn zu befolgen, jedoch den Her— 


gang 


| 
| 
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gang in den Akten zu vermerken und dem Generalauditoriat davon Anzeige 
zu machen. f 


H. 80. 

Der unterſuchungsfuͤhrende Offizier iſt von dem Gerichtsherrn aus den II Desunter⸗ 
Subalternoffizieren des Truppentheils zu ernennen, und vor Antritt ſeiner lenden ff 
Keie von dem Gerichtsherrn unter Zuziehung eines Ofſtziers dahin zu ses. 
vereidigen: N 

daß er die Obliegenheiten des ihm uͤbertragenen Amtes mit Gewiſſen⸗ 

haftigkeit und Unparteilichkeit, den Geſetzen gemäß, erfüllen, auch ſich 

davon durch kein Anſehen der Perſon, keine Leidenſchaft oder andere 

Nebenabſichten abhalten laſſen wolle. 

Ueber die erfolgte Vereidigung iſt eine Verhandlung aufzunehmen und bei den 
Akten des Gerichts aufzubewahren. f 


ü $. 81. f 
Der unterſuchungsfuͤhrende gin hat in dem Umfang ſeines militair⸗ 
gerichtlichen Wirkungskreiſes mit dem Auditeur gleiche Befugniſſe und Pflichten, 
auch haben die in dieſem Wirkungskreiſe vor beſetztem Gericht von ihm auf⸗ 
genommenen Verhandlungen die Beweiskraft gerichtlicher Urkunden. 


$. 82. 
Die bei den Militairgerichten angeſtellten Aktuarien ſtehen zunaͤchſt unter IV. Des Ak⸗ 
dem Auditeur. tnarius. 
Wegen ihrer beſonderen Amtspflichten ſind ſie nach den ihnen ertheilten 
Inſtruktionen zu beurtheilen. 8 | 

3 


Die zu den Unterſuchungsgerichten kommandirten Offiziere haben für die u. Derzuden 
Erhaltung der militairiſchen Ordnung während der Verhandlungen zu ſorgen, A ee 
auch dahin zu ſehen, daß die Ausſagen genau in die von ihnen mit zu unter- ten konman⸗ 
zeichnenden Protokolle aufgenommen werden, und daß der Inhalt derſelben 5 


überhaupt mit dem wirklichen Hergang uͤbereinſtimmt. 


§. 84. . 

Hat ein ſolcher Offizier (H. 83.) Erinnerungen zu machen, ſo ſind die⸗ 
ſelben von ihm dem Inquirenten, jedoch nicht in Gegenwart des zu Verneh⸗ 
menden, mitzutheilen. Wenn daruͤber keine Vereinigung Statt findet, ſo kann 
der Offizier die Aufzeichnung ſeiner Erinnerungen am Schluß des Protokolls 
verlangen und dem Gerichtsherrn davon Anzeige machen. a 

Wenn es insbeſondere bei militairiſchen Verbrechen, zur naͤheren Feſt⸗ 
ſtellung des Thatbeſtandes auf genaue Kenntniß und richtige Wuͤrdigung der 
militairiſchen Verhaͤltniſſe weſentlich ankommt, ſo muͤſſen die zur Unterſuchung 
ommandirten Offiziere in Verbindung mit dem Inquirenten dahin wirken, daß 
der militairiſche Geſichtspunkt dabei feſtgehalten und der zu Vernehmende ver⸗ 
anlaßt werde, uͤber die ihnen zur Ermittelung des richtigen militairiſchen Stand— 
punktes erheblich ſcheinenden Umſtaͤnde ſofort vollſtaͤndige Auskunft zu ertheilen. 


$. 85. f f 
Die Gefchäfte der Gerichtsboten find durch Ordonnanzen zu verſehen. nicht Der Ge⸗ 
Ar. 2579.) 50* Sechs⸗ richtsboten. 


* 


Zr BE m 
Sechster Abſchnitt. 


Von dem General-Auditoriat. 


$. 86, 

Das General-Auditoriat ift der oberſte Militairgerichtshof. Es iſt die 
Rekursinſtanz, ſo wie die begutachtende Behoͤrde in den, in dieſem Geſetzbuch 
näher bezeichneten Fallen, 

Daſſelbe bildet die zweite Inſtanz in Strafſachen der Militairbeamten 
und iſt die vorgeſetzte Dienſtbehoͤrde der Auditeure und Aktuarien. 


§. 87. 

Das General-Auditoriat hat die Geſchaͤftsfuͤhrung der Militairgerichte 
nach den daruͤber beſtehenden beſonderen Vorſchriften zu beaufſichtigen und 
etwanigen Beſchwerden in militairgerichtlichen Angelegenheiten abzuhelfen, auch 
die Zweifel uͤber die Kompetenz der Militairgerichte oder uͤber die Anwendung 
und Auslegung der Militairgeſetze zu erledigen, noͤthigenfalls zur Entſcheidung 
des Koͤnigs zu bringen. 

Gegen die rechtlichen Beſcheide des General-Auditoriats findet nur der 
Rekurs an den Koͤnig Statt. 


88 
Der Geſchaͤftskreis des General-Auditoriats, in ſoweit derſelbe ſich nicht 
aus dieſem Geſetzbuch ergiebt, iſt durch befondere Inſtruktionen beſtimmt. 


Zweiter Titel. 
Von dem Ver fahren. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren gegen Perſonen des Soldatenſtandes. 
H. 89. 

Die Militairgerichte haben in Unterſuchungsſachen von Amtswegen zu 
verfahren, in ſofern nicht Ausnahmen durch die Geſetze ausdruͤcklich be— 
ſtimmt ſind. 

K. 90. 

Das Verfahren der Militairgerichte in Strafſachen der Perſonen des 

Soldatenſtandes iſt entweder das kriegsrechtliche oder das ſtandrechtliche ($. 61.). 


Erſte Abtheilung. 


Von dem Verfahren in Straffaͤllen, welche vor die hoͤhere 
Gerichtsbarkeit gebören.. 
(Kriegsrechtliches Verfahren.) 

H. . } 
ee Wenn der Gerichtsherr von einem in dem Bereich feiner Gerichtsbarkeit 
fahren. veruͤbten Verbrechen Kenntniß erhält, fo hat er den ihm zugetheilten Auditeur 
A.Borläufige anzuweiſen, den Thatbeſtand feſtzuſtellen. Ä 
Unterſuchung. $. 92. 
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§. 92. 
Bei Feſtſtellun des Thatbeſtandes iſt nach den, dieſem Geſetzbuch unter 
Litt. B. beigefügten Beſtimmungen zu verfahren. Li 5 
ee 3 
Der Feſiſtellung des Thatbeſtandes muß ein vollſtaͤndiger Thatbericht 1 Thatbericht. 
(species facti) vorangehen, welcher in der Regel von dem naͤchſten mit der 
Disziplinarſtrafgewalt uͤber den Angeſchuldigten verſehenen Vorgeſetzten anzu— 
fertigen iſt. 
a. 
Hausſuchungen dürfen von den Militairgerichten nur in Militairgebaͤuden 2, Hausfu- 
oder in Wohnungen von Militairperſonen vorgenommen werden. chungen. 
Gegen Perſonen einer anderen Gerichtsbarkeit darf die Hausſuchung 
nur durch das kompetente Gericht oder durch die Polizei erfolgen. 


95. 
Als Sachverſtaͤndige und Taxatoren ſollen vorzugsweiſe Militairperſonen, 3 Zusiehung 
in ſofern ſie dazu geeignet ſind, nach vorher erfolgter Vereidigung zugezogen er 


werden. a) im Allge⸗ 
N 
f 


). 96. meinen, 
Zu Dollmetſchern find nur olche Militairperſonen zu wählen, die als iy der Don- 
zuverläffig bekannt find, und die Sprache des zu Vernehmenden gelaͤufig metſcher. 
ſprechen und, wo moͤglich, auch ſchreiben. Der Beſtellung zum Dollmetſcher 


muß jedesmal die Vereidigung vorangehen. 


F. 
In Fällen, wo es der Zuziehung von Aerzten oder der Einholung aͤrzt⸗ o) derderzte. 
licher Gutachten bedarf, iſt, wenn nicht Gefahr im Verzuge vorhanden iſt, ſtatt 
des Phyſikus ein Regiments ⸗, Bataillons oder Stabsarzt, und ſtatt des ge⸗ 
richtlichen Wundarztes ein Kompagnie⸗ oder Eskadronchirurg, der die wund⸗ 
aͤrztlichen Staatspruͤfungen beſtanden hat, zuzuziehen. 
§. 98. 
Wird in Folge des gerichtlichen Verfahrens die Suspenſion des Ange: 4. Suspen- 
ſchuldigten vom Dienft nothwendig, ſo hat der Gerichtsherr ſolche zu verfügen, ſion v. Dienſt. 


NR 
Ob der Angeſchuldigte zu verhaften ſei oder deſſen Verhaftung fortdauern 5. Verhaftung. 

ſolle, hat der Gerichtsherr zu beſtimmen. Des Diebſtahls, des Betruges, der 
Deſertion oder anderer ſchwerer Verbrechen Angeſchuldigte ſind bei hinreichenden 
Verdachtsgruͤnden jederzeit zu verhaften. Andere Angeſchuldigte koͤnnen von 
der Unterſuchungshaft befreit bleiben, wenn nicht zu beſorgen iſt, daß ſie das 
Verbrechen fortſetzen, die Flucht ergreifen oder die Freiheit zur Erſchwerung 
der Unterſuchung mißbrauchen werden. 


| H. 100. h 
Mitangeſchuldigte in derſelben Unterſuchungsſache ſind waͤhrend der Un— 
terſuchung, ſofern es die Umſtände geſtatten, von einander abzuſondern. Ge— 
fährliche Verbrecher find ſtets in einſamer Haft zu halten. s 
(Nr. 2579.) $. 101. 
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$. 101. 
Die Befreiung von der Unterſuchungshaft gegen Kaution findet bei Per— 
ſonen des Soldatenſtandes nicht Statt. 

Sicheres Geleit kann ausgetretenen Angeſchuldigten nur auf Befehl des 
Koͤnigs ertheilt werden. 


F. 102. 
B. Entſchei⸗ Nach dem Erfolg der le Unterſuchung hat der Gerichtsherr 
dung über auf den Vortrag des Auditeurs zu beſtimmen und darüber eine Verfügung zu 
Verfahren. den Akten zu geben: 8 
1) ob das Verfahren einzuſtellen oder fortzuſetzen, und ob in letzterem Fall 
das kriegsrechtliche oder das ſtandrechtliche Verfahren einzuleiten, oder 
2) ob der Fall nur disziplinariſch zu ruͤgen ſei. 


$. 108, 

Wenn gegen einen General, Brigadekommandeur, Feſtungskommandan— 
ten, Regimentskommandeur, oder gegen einen Fluͤgeladjutanten die Unterſuchung 
einzuleiten iſt, ſo muß in Friedenszeiten unbedingt, im Kriege aber, in ſofern 
die Verhaͤltniſſe es geſtatten, dazu der Befehl des Koͤnigs eingeholt werden. 


$. 104, 
C. Förmliche Iſt die Eroͤffnung der foͤrmlichen Unterſuchung verfuͤgt, ſo darf das 
unterſuchung. Verfahren nicht mehr eingeſtellt, ſondern es muß in der Sache erkannt werden. 
Ergiebt ſich im Lauf der Unterſuchung, daß dieſelbe noch auf andere 
Verbrechen oder auf Mitſchuldige auszudehnen iſt, ſo muß auch hieruͤber die 
Entſcheidung des Gerichtsherrn eingeholt werden. g 
$. 105. 
Wenn ſich im Lauf der Unterſuchung zeigt, daß dieſelbe zur Kompetenz 
der niederen Gerichtsbarkeit gehört, jo muß die Sache an das kompetente Re⸗ 
Naas de abgegeben werden, in ſofern nicht im zweiten Abſchnitt des erſten 
itels Ausnahmen dieſerhalb beſtimmt ſind. 


$. 106, 

D. Lügen vor Wegen Lügen vor Gericht findet keine Disziplinarſtrafe Statt; dem 
Gericht. Angefchulbigten iſt aber vorzuhalten, daß hartnaͤckiges Leugnen oder freches 
Luͤgen die Erhoͤhung ſeiner Strafe zur Folge habe. 6 

| 0 $. 107. 
E. Verhet⸗ In den Faͤllen, in welchen nach den allgemeinen Landesgeſetzen Ver— 


ung der anlaſſung vorhanden iſt, dem Angeſchuldigten Begnadigung zu verheißen, muß 
die Genehmigung des Koͤnigs zu dieſer Verheißung durch das General: 
Auditoriat eingeholt werden. 


H. 108. 

7. Beweis- Bei militairiſchen Verbrechen kann in Ermangelung anderer Beweis— 
5 d. Aus mittel auf den Grund der eidlichen, auf eigener Wahrnehmung beruhenden 
5 he: Ausſage des Vorgeſetzten — wenn ihn nicht ſelbſt eine Verſchuldung bei der 
gefeßten. Sache trifft oder feine Glaubwürdigkeit nicht durch befondere Umſtaͤnde geſchwaͤcht 

wird — auf die geſetzliche Strafe erkannt werden. 
§. 109, 
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$. 109. 
. Unter denſelben ar (H. 108.) kann der eidlichen Ausſage 2. der Wacht. 
einer Perſon des Soldatenſtandes uͤber militairiſche Verbrechen gleiche Beweis⸗ rg 
kraft beigelegt werden, wenn der Zeuge das Verbrechen wahrgenommen hat, zur Aufrecht. 
während er ſich in Ausuͤbung des Wachtdienſtes oder ſonſt zur Aufrechthal⸗ Pate der 
tung der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit im Dienst befand, und Sronung, 


wenn durch die Ausſage nicht derjenige beſchuldigt wird, der dem Zeugen wäh: Ruhe u. St 
rend der Ausübung des Dienftes vorgeſetzt war. b N 
110 litairs. 

Bei militairiſchen Verbrechen findet das artikulirte Verhoͤr nicht ſtatt, 6. Artikulir⸗ 
doch ſollen in wichtigen oder verwickelten Faͤllen dem Angeſchuldigten beſtimmte Sacfußböder 
Fragen, welche zur näheren Aufklärung der Sache dienen können, vorgelegt terug, 
und die darauf ertheilten Antworten mit deſſen eigenen Worten niedergeſchrie⸗ 
ben werden. a 

H. 114. 

Im Schlußtermin hat der Angeſchuldigte, wenn er verhindert ſein ſollte 
vor dem Kriegsgericht perfönlich zu erſcheinen, oder wenn ſein Erſcheinen mit 
beſonderen Schwierigkeiten verbunden iſt, ſich zu erklaͤren, ob er ſelbſt einen 
1 ernennen, oder deſſen Beſtellung dem Gerichtsherrn uͤberlaſſen 

olle. 

Zum Stellvertreter darf in Unterſuchungsſachen wegen militairiſcher Ver⸗ 

brechen nur eine Militairperſon gewaͤhlt werden. 
§. 112. 

Wird eine bereits abgeſchloſſene Unterſuchung von der niederen an die 
hoͤhere Gerichtsbarkeit abgegeben (H. 208.), ſo muͤſſen die Verhandlungen dem 
Angeſchuldigten vor gehörig beſetztem Unterſuchungsgericht zu ſeiner nochmaligen 
Schluß⸗Erklaͤrung vorgelegt werden. 

$. 113. 

Bei entſtehendem Bedenken, ob die den Angeſchuldigten wahrſcheinlich 
treffende Strafart, nach der körperlichen Beſchaffenheit deſſelben, anwendbar 
ſein werde, muß hieruͤber das Gutachten eines Arztes vor Abſchluß der Unter⸗ 
ſuchung erfordert und zu den Akten gebracht werden. 

§. 114. 
Dem Angeſchuldigten iſt in allen Faͤllen geſtattet, ſich ſelbſt, entweder u. Verthei⸗ 
ſchriftlich oder zum gerichtlichen Protokoll, zu vertheidigen. | digung. 
§. 115. 

Bei gemeinen Verbrechen iſt in Friedenszeiten der Angeſchuldigte nur 
dann befugt, ſich durch einen Rechtsverſtaͤndigen ſchriftlich oder zum gericht⸗ 
lichen Protokoll vertheidigen zu laſſen, wenn dieſelben mit einer haͤrteren Strafe 
als dreijaͤhriger Freiheits-Entziehung bedroht ſind. 


$. 116. 
Iſt das gemeine Verbrechen mit Todesſtrafe bedroht, fo treten in Frie⸗ 
(Nr. 2579.) dens⸗ 
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denszeiten wegen der Zuziehung des Vertheidigers die allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften ein. 


$. 117. 
Bei militairiſchen Verbrechen darf der Angeſchuldigte ſeine Vertheidigung 
nur dann durch einen Andern, der jedoch eine Milltalrperſon ſein muß, führen, 
wenn das Verbrechen mit mehr als zehnjaͤhriger Freiheitsſtrafe oder mit Todes— 
ſtrafe bedroht iſt; wird die Vertheidigung durch einen Anderen gefuͤhrt, ſo kann 
ſie nur zum gerichtlichen Protokoll erfolgen. 


H. 118. 
Die Vertheidigung darf mit aller Freimuͤthigkeit gefuͤhrt werden, aber 
nicht in eine abſichtliche Verletzung des Dienſtanſehens ausarten. 


$. 119. 

Der Vertheidiger kann die Akten in Beiſein des Inquirenten an der 
Gerichtsſtelle einſehen. Die Aushaͤndigung der Akten in Unterſuchungsſachen, 
welche militairiſche Verbrechen betreffen, iſt unſtatthaft. Iſt der Angeſchuldigte 
verhaftet, ſo kann der Vertheidiger ſich mit demſelben nur in Gegenwart des 
Inquirenten beſprechen. 

120. 

Bei dem artikulirten Verhoͤr und im Schlußtermin iſt der Vertheidiger 
zuzuziehen, wenn er am Sitz des Gerichts anweſend iſt. Vor dem Kriegs⸗ 
Gericht iſt die Vertheidigung nur durch den Angeſchuldigten ſelbſt oder deffen 
Stellvertreter zum Protokoll geſtattet. 


$. 121. 

In Fallen, wo die Zuordnung eines Vertheidigers oder die ſchriftliche 
Bertheidigung durch einen ſolchen unzulaͤſſig iſt, hat der Inquirent im Schluß— 
Termin den Angeſchuldigten mit feinen Vertheidigungsgruͤnden beſonders zu 
hoͤren und dieſelben zu Protokoll zu nehmen, wenn er nicht ſelbſt ſchriftlich 
ſich vertheidigen will. 


§. 122. 
u. Spruch⸗ Nach Berichtigung des Vertheidigungspunktes hat der Auditeur dem 
verfahren. Gerichtsherrn uͤber die Spruchreife der Akten Vortrag zu halten. 


A, Pruͤfun Werden die Akten ſpruchreif befunden, ſo iſt das Spruchgericht von 
der Alten. dem Gerichtsherrn zu beſtellen. i ; 
$. 123. 
B. Abhaltung Der Gerichtsherr hat nach genommener Ruͤckſprache mit dem Auditeur 
mg das Spruchgericht anzuordnen. 
0 $. 124. 
1. Erbffnung Von dem Praͤſes des Spruchgerichts, der vor der Abhaltung des 


1 Kriegsgerichts, wenn ein militairiſches Verbrechen den Gegenſtand der Unter⸗ 
9. ſuchung bildet, mit dem Inhalt der Akten ſich vollſtaͤndig bekannt zu machen 
hat, iſt die Anordnung wegen Eroͤffnung der Sitzung zu treffen und fuͤr die 
Erhaltung der militairiſchen Dienſtordnung waͤhrend derſelben zu ſorgen. 

§. 125. 
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H. 125. h 
Iſt das Richterperſonal verſammelt, jo hat der Auditeur zu prüfen, ob 2, Prüfung 
das Gericht vorſchriftsmäßig beſetzt iſt, etwanige Mängel aber dem Präfes de euch 
anzuzeigen, um deren Abſtellung zu bewirken. gerichts. 


F. 126. 

Wird das Gericht vorſchriftsmaͤßig beſetzt gefunden, ſo iſt der Ange⸗ 
ſchuldigte oder deſſen Stellvertreter vorzulaſſen, der Zweck der Verſammlung 
durch den Auditeur bekannt zu machen und der Angeſchuldigte oder deſſen 
Stellvertreter zu befragen, ob er Einwendungen gegen die Mitglieder des 
Gerichts zu machen habe. 

N $. 127. 5 

Werden ſolche Einwendungen erhoben ($$. 59. u. 75.), fo iſt der Be⸗ 8. Einwen- 
theiligte daruͤber zu hören und nach einſtweiliger Entlaſſung deſſelben und des dungen Weit. 
Angeſchuldigten „ auf den Vortrag des Auditeurs, über den Grund oder Un⸗ ae g 
grund der Einwendungen von den uͤbrigen Richtern klaſſenweiſe, nach Stimmen⸗ achte e 
mehrheit zu entſcheiden. 5 
a Im Fall die Stimmen gleich getheilt ſind, giebt die Stimme des Praͤſes 
den Ausſchlag. i 

Bei Pruͤfung der erhobenen Einwendungen gilt die Beſtimmung des H. 59. 


§. 128. 

Werden die Einwendungen gegründet befunden, ſo muß ſtatt des unzu⸗ 
läffigen Richters ein anderer Richter beſtellt werden. Kann dies nicht ſofort 
geſchehen, ſo iſt die Sitzung aufzuheben. Das letztere muß auch geſchehen, 
wenn der Praͤſes oder der Auditeur rekuſirt werden ſollte. 

Wird der Auditeur rekuſirt, jo gilt die Beſtimmung des $. 58. Ueber 
den Hergang muß ein Protokoll aufgenommen und daſſelbe dem Gerichts herrn 
vorgelegt werden. 


$. 129, | 
Sind gegen die Mitglieder des Gerichts keine Einwendungen gemacht u. Veretdi⸗ 
oder die erhobenen erledigt, jo hat der Praͤſes die Richter an die Wichtigkeit achte ud 
es Richteramts mit der Ermahnung zu erinnern: Vorleſung d. 
„den Geſetzen gemaͤß Recht zu ſprechen, wie ſie es vor Gott und Seiner Akten. 
Majeſtaͤt dem Koͤnige zu verantworten edenken, und ſich weder durch 
Anſehen der Perſon, noch durch eine ebenabſicht von einem unpar⸗ 
theüſchen Urtheilsſpruch abhalten zu laſſen.“ N 
pfichtel wird das Richterperſonal durch den Auditeur mit folgendem Eide ver⸗ 
ichtet: 
„Ich ſchwoͤre zu Gott dem Allmaͤchtigen und Allwiſſenden, daß ich, der 
mir uͤbertragenen Richterpflicht eingedenk, in der Unterſuchung wider ꝛe. 
dergeſtalt Recht ſprechen will, wie es nach meiner gewiſſenhaften Ueber⸗ 
zeugung, den Akten und Geſetzen gemäß iſt ꝛc.“ i 


ct §. 130. 
Nach der Eidesleiſtung iſt der Inhalt der Akten durch den Auditeur 
vorzuleſen. 


Jahrgang 1845, (Nr. 2579.) a Daß 
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Daß die Vorhaltung und Vereidung, ſowie die Vorleſung der Akten 
vorſchriftsmaͤßig erfolgt iſt, muß in dem Protokoll vermerkt werden. 


5 5 $. 131. bret 

5. Abſchluß Der Auditeur hat demnaͤchſt den Angeſchuldigten zu befragen, ob er Ei 

geſchuldigten. Sache noch etwas anzuführen habe, und deſſen Erklaͤrung in das Protokoll 
aufzunehmen. Hierauf wird daſſelbe mit dem Angeſchuldigten abgeſchloſſen und 
der Letztere aus der Verſammlung entlaſſen. ' 


§. 132. 
6. Vortrag Nach Entlaſſung des Angeſchuldigten hat der Auditeur dem verſammel⸗ 
d. Auditeurs ten Gericht uͤber die Lage der Sache und das anzuwendende Geſetz Vortra 
zu halten und in Gemaͤßheit des F. 138. feinen Antrag zu ſtellen, wie na 
ſeiner rechtlichen Ueberzeugung zu erkennen ſei. 
Dem Ermeſſen des Praͤſes bleibt es anheimgeſtellt, die aus dem dienſt— 
lichen Geſichtspunkte ihm erforderlich ſcheinenden Bemerkungen dem Antrag des 
Auditeurs beizufuͤgen. 


33. & 

Der Vortrag muß den Richtern in ſchriftlicher Abfaſſung 4 0 und 
zu den Akten gebracht werden, wenn der Auditeur ſein Votum auf Todesſtrafe, 
Kaſſation, Entfernung aus dem Offizierſtande, Dienſtentlaſſung, Ausſtoßung aus 
dem Soldatenſtande, Ausſtoßung oder Entlaſſung aus der Gendarmerie, auf 
mehr als dreijaͤhrige Freiheitsſtrafe oder auf Freiſprechung von einem Verbre⸗ 
chen richtet, welches mit einer dieſer Strafen bedroht iſt. 

$. 134. 

Der Auditeur hat in allen Faͤllen den weſentlichen Inhalt des Vortra— 
ges mit feinem Voto und den demſelben zum Grunde gelegten geſetzlichen Vor: 
ſchriften in das Protokoll aufzunehmen. 


f $. 135. 

Sollte einer der Richter uͤber den Inhalt der Akten oder uͤber das an— 
zuwendende Geſetz Zweifel aͤußern, ſo muß der Auditeur ihm die erforderliche 
Aufklaͤrung ertheilen; der ordnungsmaͤßige Gang der Verhandlung darf dadurch 
aber nicht geſtoͤrt werden. 


$. 136, 
7. Abſtim⸗ Nach beendigtem Vortrag des Auditeurs hat der Praͤſes die Richter an— 
mung. zuweiſen, ſich klaſſenweiſe abgeſondert über die von dem Auditeur ihnen vorzu⸗ 
legenden Fragen (F. 138.) zu berathen und zu einem gemeinſchaftlichen Voto 
in der Klaſſe zu vereinigen. Die Richter duͤrfen dabei an dem freimuͤthigen 
Ausſpruch ihres Urtheils in keiner Art behindert werden. . 


K 497. 
Die Mitglieder verſchiedener Klaffen dürfen fich uͤber das abzugebende 
Votum unter einander nicht beſprechen. 


§. 138. 
Der Auditeur hat den Richtern die Frage zur Beantwortung vongsleqeus 
N 
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ob der Angeſchuldigte freizuſprechen oder zu beſtrafen, und welche 
Strafe in letzterem Falle gegen ihn zu erkennen ſei? 
2 Hierauf giebt jede Richterklaſſe, die unterſte zuerit, im Beiſein des Praͤſes, 
ihr Votum dem Auditeur ab, der ſolches in das Protokoll aufnimmt. 
Iſt das Votum auf Freiſprechung gerichtet, ſo muß der Auditeur die 
Erklaͤrung daruͤber erfordern: ö 
a) ob die Freiſprechung eine völlige oder vorlaͤufige ſein, und 
b) im Fall der völligen Freiſprechung, ob dieſelbe wegen nicht erwieſener 
Schuld oder wegen erwieſener Unſchuld eintreten ſolle? 
Jeder Richter hat ſeinen Ausſpruch zu unterſchreiben. 
Der Praͤſes giebt ſeine Stimme zuletzt ab. 


ö „439. 
Weicht der Ausſpruch der 5 oder eines Richters von dem gutacht⸗ 
lichen Antrag des Auditeurs weſ entlich ab, fo find die Gründe dafür anzu— 
geben. Iſt der Ausſpruch den klaren Vorſchriften der Geſetze entgegen, ſo 
muß der Auditeur die Anſicht zu berichtigen ſuchen, und wenn dies ohne Er⸗ 
folg bleibt, die abweichende Meinung, mit den dafuͤr angegebenen Gruͤnden, in 
das Protokoll aufnehmen. 


$. 140. 

Sollte das Spruchgericht durch Stimmenmehrheit die Akten fuͤr nicht 
ſpruchreif erklaͤren, ſo iſt der Beſchluß von dem Auditeur auszufertigen, von 
dem Praͤſes und dem Auditeur zu unterſchreiben, und dem Gerichtsherrn zur 
weiteren Veranlaſſung vorzulegen. Hat derſelbe gegen die Ausfuͤhrung des 
Beſchluſſes Bedenken, ſo iſt die Sache dem General-Auditoriat zur Verfügung 
einzuſenden. Sind die Bedenken gegen die Spruchreife der Akten erledigt, ſo 
muß in der Sache erkannt werden. 

Wenn durch Stimmenmehrheit die Akten für ſpruchreif erklaͤrt werden, 
ſo ſind die uͤberſtimmten Mit ieder des Kriegsgerichts, nach Aufſtellung ihrer 
Bedenken, ihre Stimme hin ichtlich der Strafbarkeit des Angeſchuldigten, ſo 
wie der Art und des Maaßes der Strafe, nach Lage der Akten, definitiv 
abzugeben verbunden. 


$. 141. | 
Das Spruchgericht, welches für einen Straffall der höheren Gerichts⸗ 
barkeit beſtellt iſt, hat das Urtheil auch dann zu ſprechen, wenn ſich ergiebt, 
daß die zu erkennende Strafe die Grenzen der niederen Gerichtsbarkeit, oder 
der Disziplinarſtrafgewalt nicht uͤberſteigt. 


$. 142. UN 
Zu einem gültigen Urtheil ift die unbedingte Stimmenmehrheit erforderlich. C Erkennt- 

Wenn ſich bei Zaͤhlung der Stimmen entweder uͤber die Strafbarkeit, niſſe. 
oder über die Art, oder das Maaß der Strafe die unbedingte Mehrheit fuͤr 3 
eine Meinung nicht ergiebt, ſo iſt die Stimme für die haͤrteſte Strafe der Stimmen. 
nächft gelinderen fo lange beizuzählen, bis die unbedingte Stimmenmehrheit 
vorhanden iſt. l 

(Nr. 2579.) 51* Hier: 
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Hiernach iſt auch bei Berechnung der Stimmen in den einzelnen Richter⸗ 
klaſſen zu verfahren. 

Eind die Mitglieder einer aus zwei Perſonen beſtehenden Richterklaſſe 
unter 1150 verſchiedener Meinung, ſo gilt die gelindere fuͤr den Ausſpruch 
der Klaſſe. a 


$. 143. 
2. Erocbniß Nach erfolgter Abſtimmung hat der Auditeur die Stimmen ſorgfaͤltig 
ſtim⸗ zu berechnen, das Ergebniß der Abſtimmung den Richtern bekannt zu machen, 
und in das von ihm und dem Praͤſes zu unterſchreibende Protokoll zu bringen, 
zugleich aber in dem Protokoll zu bemerken, daß die Richter von dem Ergebniß 
der Abſtimmung in Kenntniß geſetzt worden. 


§. 144. 
3. Geheim⸗ Nach dem Schluß des Protokolls hat der Praͤſes die Mitglieder des 
on Be Kriegsgerichts an die Pflicht zu erinnern, die Verhandlungen und das Ergebniß 
der 8 ſorgfaͤltig geheim zu halten. 
Hierauf iſt die Verſammlung durch den Praͤſes zu entlaſſen, und von 
demſelben uͤber den Ausfall des Kriegsgerichts dem Gerichtsherrn Meldung 
zu machen. K. 146 


4. Form und Das Erkenntniß iſt von dem Auditeur auszufertigen und muß enthalten: 
Erkenne 1) als Eingang, den Vor- und Zunamen des Angeſchuldigten, ſowie die 
fes. Charge und Benennung des Truppentheils, in welchem derſelbe dient; 
2) die Erkenntnißformel, in welcher das Verbrechen, woruͤber das Urtheil 
gefällt worden, anzugeben und im Fall der Verurtheilung die Strafe, 
ihrer Art und Dauer nach, genau zu bezeichnen, auch wo die Verpflich⸗ 
tung, Koſten und Stempel zu zahlen, eintritt, dieſelbe auszuſprechen, 
nenn aeg; Urtheil auf Freiſprechung lautet, die Art derſelben aus⸗ 
zudruͤcken iſt; we 
3) die nähere Angabe der perſoͤnlichen und dienſtlichen Verhaͤltniſſe des An⸗ 
Vieren auch ob derſelbe ſchon früher wegen gleicher oder anderer 
Verbrechen beſtraft worden iſt; eine aktenmaͤßige Darſtellung des Sach⸗ 
verhaͤltniſſes und die Gruͤnde der Entſcheidung, mit Anfuͤhrung der in 
Anwendung gebrachten Geſetzesſtellen. 


der 
mung. 


$. 146, 7 ö 
Hinſichtlich der Vollziehung des Erkenntniſſes verbleibt es bei dem bie- 
herigen Verfahren. : ; 
7 


Weicht die Ausfertigung des Erkenntniſſes von dem Inhalt des Ab- 
ſtimmungsprotokolls ab, ſo entſcheidet das Letztere. 


H. 148, 

Hat der Auditeur auf Grund einer unrichtigen Berechnung der Stimmen 
oder ſonſt aus Verſehen, das Erkenntniß nicht richtig ausgefertigt, ſo wird 
ohne Weiteres vom Gerichtsherrn die Anfertigung einer richtigen Ausfertigung 
verfügt, und felbige ſodann in der im F. 146. angegebenen Art vollzogen. 

§. 14 
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$. 149. 

Ein Antrag des Spruchgerichts auf Erlaß oder Milderung der erkann⸗ D. Begnadi⸗ 
ten Strafe durch die Gnade des Königs ift nur zuläffig, wenn die Mehrzahl Altbaus 
der Richterklaſſen ſich bewogen finden ſollte, darauf anzutragen. Geſuch des 

Ueber den Beſchluß muß eine beſondere Verhandlung aufgenommen und ae 


dem Erkenntniß beigefügt werden. 


$. 150, 
Erkenntniſſe der Kriegsgerichte bedürfen zu ihrer Rechtsguͤltigkeit der k. Beſtat⸗ 
Beſtaͤtigung. 8. 464 etz. 
Die Einſendung des Erkenntniſſes zur Beſtaͤtigung erfolgt durch den 1.Einfendung 
Befehlshaber, welcher das Spruchgericht beftellt hat, inſofern derſelbe die Be— ist zur Be 
ſtaͤtigung nicht ſelbſt zu ertheilen hat. ſtaͤtigung. 
§. 152. 
Wenn das Erkenntniß durch den König zu beftätigen ift, fo muß daſſelbe 
durch das General⸗Auditoriat eingereicht, auch ein, von dem Auditeur anzufer⸗ 
tigender und zu unterſchreibender Aktenauszug beigefuͤgt werden, welcher in 
gedrängter Kürze die perfönlichen und dienſtlichen Ver aͤltniſſe des Angeſchul⸗ 
digten, eine aktenmaͤßige Darſtellung des Sachverhaͤltniſſes, die Angabe der in 
Anwendung gebrachten Geſetze und die Erkenntnißformel enthalten muß. 
$. 153. 5 
In Fällen, wo die Beſtaͤtigung nicht durch den Befehlshaber erfolgt, 
welcher das Spruchgericht beſtellt hat, iſt bei der Einſendung des Erkenntniſſes 
zur Beſtaͤtigung eine beglaubigte Abſchrift deſſelben beizufuͤgen. 
$. 154. 
Die Beſtaͤtigung erfolgt durch den Koͤnig: 

1) in den Faͤllen, wo die allgemeinen Landesgeſetze dies erfordern, nament- 2. Befläti- 
lich: wenn wegen Hoch- oder Landesverraths, wegen Duells oder Her⸗ den König 
ausforderung zu demſelben, oder auf Ausſtoßung aus dem Soldaten⸗ 
ſtande erkannt iſt; 

2) wenn das Erkenntniß gegen einen Offizier ergangen iſt; 

3) wenn gegen einen Portepeefaͤhnrich auf Degradation erkannt iſt; 

4) wenn gegen Militairperſonen des Soldatenſtandes vom Feldwebel ab⸗ 
waͤrts auf mehr als zehnjaͤhrige Feſtungsſtrafe erkannt iſt; 

5) wenn gegen Militairperſonen des Soldatenſtandes vom Feldwebel ab⸗ 
wärts, die zum Gardekorps gehören, tiber drei Jahre Feſtungsſtrafe 
erkannt iſt, und N 

6) wenn gegen dieſelben Chargen in der Armee (Nr. 5.) wegen eines Ver⸗ 
brechens gegen die Subordination auf mehr als dreijährige Feſtungs⸗ 
ſtrafe erkannt worden. 


3 735 $. 155. : 5 
Der Kriegsminiſter beftätigt die Erkenntniſſe der Kriegsgerichte, ſoweit e 
ſie nicht der Beſtaͤtigung des Koͤnigs beduͤrfen, . 
(Nr. 2579.) 1) wenn Miniſter. 


— = 


1) wenn auf mehr als drei Jahre bis einſchließlich zehn Jahre Freiheitsſtrafe, 

2) wenn gegen Landgendarmen auf mehr als einjährige Freiheitsſtrafe, 

3) wenn gegen Landgendarmen und gegen andere Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes, als Mitangeſchuldigte in der naͤmlichen Sache, erkannt iſt; 

4) wenn 1 Invaliden auf Entlaſſung aus dem Militairverhaͤltniß er⸗ 
kannt iſt. N 


H. 156. 

4. Befläti- Der kommandirende General beftätigt die, nicht zur Beſtaͤtigung des 
un man Königs oder des Kriegsminiſters gehörenden kriegsrechtlichen Erkenntniſſe gegen 
direnden Ge- alle Perſonen des Soldatenſtandes feines Armeekorps: 
nerale. 1) wenn auf mehr als einjährige bis einſchließlich dreijährige Freiheitsſtrafe, 


— 8 2) wenn wegen Deſertion in contumaciam erkannt iſt. 
157: 5 


$. 

Der kommandirende General hat zugleich das Beſtaͤtigungsrecht eines 
a a bei Erkenntniſſen gegen Perſonen des Soldatenſtan⸗ 
des, welche N 

10 unter der Gerichtsbarkeit des Korpsgerichts ſtehen ($$. 29. u. 30.), oder 
2) der Gerichtsbarkeit der Garniſongerichte im Korpsbezirk unterworfen 
find, und in keinem Diviſions verband ſtehen. f 


N . 158. 

Der kommandirende General des Gardekorps beſtaͤtigt gleich dem kom— 
mandirenden General eines jeden anderen Armeekorps die kriegsrechtlichen Gr- 
kenntniſſe gegen Leute des Gardekorps, mit Ausnahme derjenigen Truppen⸗ 
theile dieſes Korps, welche im Bezirk eines andern, als des dritten Armee— 
Korps dislozirt ſind. 

$. 159. 
Der Gouverneur von Berlin beſtaͤtigt in den Faͤllen, in welchen von 


ihm das Kriegsgericht angeordnet iſt, die Erkenntniſſe, gleich dem komman⸗ 
direnden General eines Armeekorps. 


$. 160. 

5. Beſtati⸗ Zur Beſtaͤtigung des Diviſionskommandeurs und der mit gleichen ge= 
en d. richtsherrlichen Rechten verſehenen Befehlshaber gelangen die kriegsrechtlichen 
Komman- Erkenntniſſe gegen Perſonen des Soldatenſtandes ihres Dienſtbereichs in den, 
deure. cg. 154 — 159. nicht ausgenommenen Fallen. 


$. 161. 
In gleichem Umfang, wie der Kommandeur einer Diviſion, haben das 
Beſtaͤtigungsrecht innerhalb ihres Dienſtbereichs 8 
1) der Kommandeur der Garde-Infanterie und der Kommandeur der Garde⸗ 
Kavallerie, mit Ausnahme derjenigen Truppentheile des Gardekorps, 
welche im Bezirk eines andern als des dritten Armeekorps dislozirt ſind; 
2) der Inſpekteur der Beſatzungstruppen in den Bundesfeſtungen; 
3) der Chef der Landgendarmerie und 
4) der Kommandant des Invalidenhauſes bei Berlin. er 
. 162. 


— WE 


$. 162. 
Bei einem Erkenntniß gegen mehrere An eſchuldigte muß die Beſtaͤtigung 6, Allgemeine 
gleich eitig über alle durch einen Bertätigungsberechtigten erfolgen; in den Fallen Zr mmun. 
es 8 154. bleibt es jedoch der Beſtimmung des Königs vorbehalten, ob die 
Beſtätigung des Erkenntniſſes gegen einzelne Mitangeſchuldigte durch die be— 
treffenden Befehlshaber erfolgen ſoll. N 


$. 163. 
N Wenn außer den Fallen des $. 154. bei einem Erkenntniß gegen mehrere 
Angeſchuldigte die Welte reg wegen eines derſelben dem Kriegsminiſter zu⸗ 
ſteht, fo hat dieſer dem Erkenntniß die Beſtaͤtigung auch wegen aller uͤbrigen 
Mitangeſchuldigten zu ertheilen, und ebenſo geht das Beſtaͤtigungsrecht des 
Diviſionskommandeurs auf den kommandirenden General über, wenn dem Leb- 
teren die Beſtaͤtigung des Erkenntniſſes wegen eines der Mitangefchuldigten 


zuſteht. 


$. 164. a 
Der Beſtaͤtigung des Erkenntniſſes muß ein ſchriftliches Rechtsgutachten ;Berfabren 
zum Grund liegen. ee 
Daſſelbe iſt zu erſtatten: 4. Rechtsgut⸗ 
1) durch das General- Auditoriat, wenn das Erkenntniß der Beſtaͤtigung achten. 
des Koͤnigs oder des Kriegsminiſters bedarf; 
2) durch einen Auditeur, wenn ein Korps⸗ oder Diviſionskommandeur oder 
einer der in den $$. 159. und 161. genannten Befehlshaber daſſelbe zu 
beſtaͤtigen hat. 
Die Begutachtung darf nicht durch den Auditeur erfolgen, der Referent im 
Kriegsgericht war. Iſt dem beftätigenden Befehlshaber nur ein Auditeur zu⸗ 
etheilt und derſelbe Referent geweſen, ſo muß die Begutachtung einem andern 
Auditeur aus dem Korpsbezirk aufgetragen werden. f 


$. 165. 

Der Begutachtende hat zu pruͤfen, ob in dem Verfahren die eſetzlichen 
Vorſchriften beobachtet und ob bei der Entſcheidung die Geſetze richtig ange⸗ 
wendet ſind. 

Nach dem Befund der Pruͤfung muß in dem Gutachten ein beſtimmter 
Antrag gemacht werden. 


§. 166. 

Iſt der Antrag auf Vervollſtaͤndigung der Akten gerichtet, ſo hat der a De 
beftätigende Befehlshaber, wenn er dem Antrag beitritt, dieſelbe zu veranlaſſen; Rehau 12 
tritt er dem Antrag nicht bei, ſo iſt die Sache dem General-Auditoriat einzu- tens. 
ſenden. In den Fällen, welche zur Begutachtung des General⸗Auditoriats 
gehören, haben die Militairgerichte die von demſelben für noͤthig erachtete Ver: 
vollſtaͤndigung der Akten zu bewirken. 


Ki $. 167. 1257 
Die Beſtaͤtigung darf nicht erfolgen, wenn das Erkenntniß in dem Gut⸗ 
achten oder von dem beſtaͤtigenden Befehlshaber fuͤr ungeſetzlich erachtet wird. 
Vielmehr ift ein ſolches Erkenntniß zur Prüfung der gegen die . 
(Nr. 2579.) deſſel⸗ 
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deſſelben erhobenen Bedenken mit den Akten und dem Gutachten dem General 
Auditoriat zu uͤberſenden. 
5 $. 168, 
Hält das General-Auditoriat die Bedenken gegen die Geſetzmaͤßigkeit des 


Erkenntniſſes nicht fuͤr begründet, fo iſt letzteres von ihm dem betreffenden Be- 
fehlshaber zur Beſtaͤtigung zuruͤckzuſenden. 


§. 169. 

Wird dagegen das Erkenntniß vom General-Auditoriat, als geſetzwidrig, 
zur Aufhebung geeignet befunden, ſo iſt daſſelbe unmittelbar dem Koͤnige zur 
Entſcheidung daruͤber zu uͤberreichen, x 

ob das Erkenntniß aufzuheben und anderweit in der Sache zu erkennen fei. 


ö $. 170, 
Erfolgt die Aufhebung des Erkenntniſſes, fo dürfen zu dem alsdann an- 
zuordnenden Spruchgericht die Perſonen, welche bei Abfaſſung des aufgehobenen 
Erkenntniſſes mitgewirkt haben, nicht zugezogen werden. 


8. 171. 

Wird das Erkenntniß in dem Rechtsgutachten zwar für geſetzlich erach- 
tet, aber auf Milderung der erkannten Strafe angetragen, ſo haͤngt es von 
dem Ermeſſen des beftätigenden Befehlshabers ab, ob und in wie weit er den 
Antrag auf Milderung der Strafe beruͤckſichtigen, oder die erkannte Strafe 
beſtaͤtigen will. | 

$. 172. 

3. Milde: Das Milderungsrecht darf, außer den Fallen der $$. 120. und 143. 
vun genden Theil I. dieſes Strafgeſetzbuchs, weder bis zum Erlaß erkannter Strafen oder 
Befehlshaber. bis zur Herabſetzung derſelben unter das geringfte geſetzliche Maaß, noch bis 

zur Umwandlung erkannter Strafarten in andere ausgedehnt werden. Nur in 
denjenigen Faͤllen, wo das Verbrechen mit Arreſt⸗ oder Feſtungsſtrafe in den 
Geſetzen bedroht iſt, kann der beſtaͤtigende Befehlshaber ſtatt der Feſtungsſtrafe 
Arreſt und, wo nur firenger, Arreſt vorgeſchrieben iſt, mittleren oder gelinden 
Arreſt bei der Beſtaͤtigung eintreten laſſen. 

Auch kann der beſtaͤtigende Befehlshaber in dem Fall des $. 98. Theil J. 
dieſes Geſetzbuchs die erkannte Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten— 
ſtandes weglaſſen, und der Degradation in den Faͤllen des $. 40. Nr. 2. und 3. 
Theil I. dieſes Geſetzbuchs Arreſt ſubſtituiren. 


K. 173. 
4. Unzulaſſig⸗ Das Erkenntniß darf bei der Beſtaͤtigung nicht geſchaͤrft werden, weder 
fang. r durch Erhohung des Strafmaßes oder der Strafart, noch durch Hinzufuͤgung 
nicht erkannter Strafbeſtimmungen. 


5, unuläfig- H. 174. 
700 — er Iſt ein kriegsrechtliches Erkenntniß von einem nicht kompetenten Be⸗ 
burch einen fehlshaber beſtaͤtigt worden, fo iſt die Beſtaͤtigung ungültig und das Erkennt⸗ 
nicht Pe niß der kompetenten Behoͤrde zur Beſtaͤtigung vorzulegen. 


fehlshaber. F. 175. 
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$. 175. 
Die Beſtaͤtigung muß ſchriftlich erfolgen, von dem beſtaͤtigenden Befehls⸗ Selen der 
haber unterſchrieben und fo abgefaßt werden, daß daraus beſtimmt hervorgeht, Prrarigung. 
wohin das Erkenntniß beſtaͤtigt worden iſt. 5 


F. „170 N 

Die Erkenntnißformel und die Beftätigungsorder find ungefaumt dem 6. Publika⸗ 
Angeſchuldigten vor vollftändig beſetztem Unterſuchungsgericht (F. 43—47.) von len. 
dem Auditeur durch Vorleſung zu publiziren; auch iſt ihm gleichzeitig bekannt 
zu machen, daß das Erkenntniß Fre rechtskraͤftig fei. 

5... 022 

Dem Angeſchuldigten find auf fein Verlangen die Entſcheidungsgruͤnde 
bekannt zu machen. Auch kann ihm Abſchrift des Erkenntniſſes mit den Ent⸗ 
ſcheidungsgruͤnden auf ſeine Koſten ertheilt werden, wenn kein Mißbrauch davon 
10 beſorgen iſt; im Fall völliger Freiſprechung iſt die Erkenntnißformel ihm 
oſtenfrei auszufertigen. f 

Ueber die ſtattgehabte Publikation iſt ein Protokoll aufzunehmen, auch, 
daß und wann dieselbe erfolgt ſei, unter der Beſtaͤtigungsurkunde zu vermerken. 

Urtheile, welche die buͤrgerliche Todesſtrafe wegen gemeiner Verbrechen 
verhaͤngen, werden ſtets durch die Zivilgerichte publizirt ($. 183.). 


$. 178. 
Von jedem rechtskraͤftigen Erkenntniß muß der Dienfibehörde des Anger 
ſchuldigten Mittheilung gemacht werden. 
$. 179. 
War der Antrag auf Unterſuchung von einer Zivilbehoͤrde auägeganger 
fo iſt Sala: von dem Ausfall der rechtskraͤftigen Entſcheidung Nachricht 
zu geben. 


$. 180. 
Die Vollſtreckung des rechtskraͤftigen Erkenntniſſes hat der Befehlshaber u. Volltrek⸗ 
zu veranlaſſen, welchem die Anordnung des Spruchgerichts zuſtand. En Hose: 

$. 181. Beſtiamun⸗ 

Die Vollſtreckung muß ohne Verzug und genau nach dem Inhalt der den. 
Beſtaͤtigungsorder erfolgen. 

$. 182. 
, Wenn nach Vorſchrift der Geſetze eine rechtskraͤftig erkannte Strafe in 2. ummand⸗ 
eine andere umzuwandeln iſt, ſo geſchieht dies durch ein Reſolut des kompe⸗ eg a 
tenten Militairgerichts. „5 
en. 


. 183. 

Zur Vollſtreckung der wegen militairiſcher Verbrechen verwirkten Todes- 3. Volſſrel⸗ 
firafe find 18 Mann zu kommandiren, welche in drei Gliedern hinter einander Br 
dergeſtalt aufzuftellen d, daß das erſte Glied in einer Entfernung von fuͤnf 

chritten dem Deliquenten gegenuͤberſteht. 
Im Uebrigen find dabei die in den allgemeinen Landesgeſetzen hinſichtlich 
Jahrgang 1848. (Nr. 2579.) 52 der 


4. Vollſtrek⸗ 
kung der Frei⸗ 
heitsſtrafen. 
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der Vollſtreckung von Todesſtrafen beſonders vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten 
u beachten. | 

- Die Vollſtreckung der bürgerlichen Todesſtrafe erfolgt durch die Zivil: 
gerichte. Der Verurtheilte iſt hierzu nach der Beſtaͤtigung des Erkenntniſſes 
an das Landes-Juſtizkollegium, in deſſen Gerichtsbezirk er ſich befindet, abzu⸗ 
geben und durch daſſelbe die Publikation und Vollſtreckung des Erkenntniſſes 
zu bewirken. 


$. 184. 

Wenn auf Zuchthausſtrafe erkannt oder wenn die erkannte Baugefan⸗ 
genſchaft als Zuchthausſtrafe zu vollſtrecken iſt, fo muß der rechtskraͤftig Ver⸗ 
urtheilte zur Strafvollziehung durch das betreffende Generalkommando der Zivil- 
Behoͤrde uͤberwieſen werden. 


§. 185. 
Gemeine, gegen welche auf Feſtungsſtrafe erkannt iſt, ſollen, wenn nicht 
beſondere Gruͤnde dagegen obwalten, gleich nach abgehaltenem Spruchgericht 
zum vorlaͤufigen Antritt der Strafe zur Feſtung abgefuͤhrt werden. 


N $. 186. 

Zum Feſtungsarreſt Verurtheilte, ſowie Diejenigen, gegen welche neben 
der Freiheitsſtrafe auf Degradation, Kaſſation, Entfernung aus dem Offizier⸗ 
ſtande, Dienſtentlaſſung, Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande oder Entlaſſung 
aus dem Militairverhaͤltniß erkannt iſt, dürfen vor eingetretener Rechtskraft 
des Erkenntniſſes zum Antritt der Strafe nicht abgefuͤhrt werden. 

Iſt neben der Ausſtoßung oder der Entlaſſung auf Baugefangenſchaft 
oder Zuchthausſtrafe und zugleich auf koͤrperliche Zuͤchtigung erkannt, ſo wird 
die letztere erſt vollzogen, nachdem die Aufnahme des Verbrechers in die Straf⸗ 
Anſtalt erfolgt iſt. 

$. 187. 

Allen in Haft befindlichen Angeſchuldigten, welche zu einer haͤrteren Frei⸗ 
heitsſtrafe als Arreſt verurtheilt worden, iſt die Strafe vom Tage der Abfaſ— 
ſung des Erkenntniſſes zu berechnen. 

Erfolgt die Verhaftung erſt nach Abfaſſung des Erkenntniſſes, ſo iſt die 
Strafe vom Tage der Verhaftung zu berechnen. 


$. 188. 

Wird gegen einen in Unterſuchungshaft befindlichen Angeſchuldigten blos 
auf eine Arreſtſtrafe erkannt, ſo muß der Verurtheilte gleich nach abgehaltenem 
Spruchgericht, wenn nicht beſondere Umſtaͤnde dies bedenklich erſcheinen laſſen, 
aus der Haft entlaſſen und die Vollſtreckung der Strafe bis nach erfolgter Be— 
ftatigung des Erkenntniſſes ausgeſetzt werden. 


§. 189. 

Die kommandirenden Generale ſind befugt, die Vollſtreckung rechtskraͤftig 
erkannter Arreſtſtrafen in außergewoͤhnlichen Fallen auf einige Zeit ausfegen zu 
laſſen, wenn das Intereſſe des Dienſtes es unumgaͤnglich erfordert. 

$. 190. 
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. 190, 

: Wenn auf Maͤrſchen, im Lager oder fonft, den Örtlichen Umſtaͤnden nach, 
die Anwendung der Arreſtſtrafen gegen Unteroffiziere und Gemeine nicht Statt 
finden kann, fo ſoll für die Dauer der Strafzeit, ſtatt des gelinden und mitt⸗ 
leren Arreſtes, Entziehung gewohnter Genuͤſſe, z. B. des Branntweins und 
des Tabacks, und bei Gemeinen zugleich vorzugsweiſe Heranziehung zu vorkom⸗ 
menden Arbeiten eintreten, ſtatt des ſtrengen Arreſtes aber Anbinden an einen 
Baum oder an eine Wand dergeſtalt, daß der Beſtrafte ſich nicht niederlegen 
oder . kann. d 

ieſes Anbinden darf jedoch den Zeitraum von drei Stunden taͤglich nicht 
überfteigen und muß die Vollſtreckung dieſer Strafen vor den Augen des Publi- 
kums moͤglichſt vermieden werden. 


§. 191. 
Wenn in Kriegszeiten der Vollſtreckung der wegen Deſertion erkannten 
Feſtungsſtrafe zeitige Hinderniſſe entgegenſtehen, ſo kann der Heerfuͤhrer den⸗ 
ſelben andere paſſende Strafen unter dem Vorbehalt der Genehmigung des 
Koͤnigs auf eigene Verantwortung ſubſtituiren. 


$. 192. 
Wenn Beſitzer von Orden und Ehrenzeichen 5. Vollſtrek⸗ 
1) zur Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande, Kaſſation oder Verſetzung in un Bee 
die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verurtheilt ſind, oder wenn von Orden u. 
2) Freiheitsſtrafe gegen ſie erkannt und der Fall von der Art iſt, daß nach Ehrenzeichen. 
den beſtehenden Vorſchriften die Entſcheidung des Königs uͤber den 

Verluſt der Orden und Ehrenzeichen eingeholt werden muß, 
ſo darf die Strafe an dem Verurtheilten nicht eher vollzogen werden, als 
dieſe Entſcheidung erfolgt iſt. 

§. 193. 

Die Urtheile, in denen auf Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande erkannt 6. Vollſtrek⸗ 
worden, ſind durch das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirk der Ver⸗ e 
urtheilte ſeine Heimath hat, oder wenn er ein Auslaͤnder iſt, durch das Amts- ſtoßung aus 
blatt der Regierung, in deren Bezirk der Garniſonort liegt, zur öffentlichen een 
Kenntniß zu bringen. if, 


$. 194. 
Zu den Unterfuchungsaften muß ein ſchriftlicher Vermerk gebracht wer⸗ 1 Bermert 
den, daß das Erkenntniß zur Vollſtreckung gelangt iſt. 8 
den Akten. 
§. 195. 


$$. 159. u. 161. genannten Befehlshabern beſtäͤtigten rechtskraͤftigen Erkennt- niſe. 
niſſe gegen Perſonen des Soldatenſtandes nebſt dem dazu gehörigen Gutachten 
und der Beſtaͤtigung zur Prüfung einzuſenden. 


Cr. 2579.) 52" Zweite 
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Zweite Abtheilung. 


Von dem Verfahren in Straffällen, welche vor die niedere 
. Gerichtsbarkeit gehören. 


(Standrechtliches Verfahren.) 


' $. 196. 
Bei dem Verfahren in Strafſachen, welche vor die niedere Gerichts— 
barkeit gehören, kommen die Beſtimmungen der erſten Abtheilung dieſes 
Abſchnitts mit nachfolgenden Abweichungen zur Anwendung. 


$. 197. 
I. Unterfu- Einer vorläufigen Unterfuchung bedarf es nicht, wenn die Sache im 
a “Der Disziplinarwege bereits fo weit aufgeklärt iſt, daß auf den Grund der ſtatt⸗ 
} gefundenen Ermittelungen die Einleitung der foͤrmlichen Unterſuchung verfuͤgt 
werden kann. 
$. 198. 
A. Beweis⸗ Steht der objektive Thatbeſtand feſt und legt der Angeſchuldigte vor 
Aufnahme. Gericht ein freies Geſtaͤndniß ab, welches die Hauptumſtaͤnde der That ent⸗ 
haͤlt und mit anderen ermittelten Umſtaͤnden nicht im Widerſpruch ſteht, ſo 
bedarf es keiner weiteren Beweisaufnahme. 
Zur Erlangung des Geſtaͤndniſſes duͤrfen auch im ſtandrechtlichen Ver— 
fahren keine verfaͤngliche Fragen, Drohungen oder Gewaltmittel ange⸗ 
wendet werden. 
$. 199. 
Legt der Angeſchuldigte ein zureichendes Geſtaͤndniß (F. 198.) nicht ab, 
ſo muß zur Aufnahme des Beweiſes geſchritten werden. 
H. 200. 
B. Vertheidi⸗ Die Zuziehung eines Vertheidigers findet nicht Statt, das Ergebniß der 
gung: Verhandlungen iſt jedoch bei dem Abſchluß der Sache dem An eſchuldigten 
vorzuhalten, und nachdem er mit feinen Vertheidigungsgruͤnden gehört worden 
iſt, ſind dieſe zu Protokoll zu bringen. 
Eines beſonderen Schlußtermins bedarf es nicht. 
. 201. 

C. Beweis- Bei geringen militairiſchen Vergehen bleibt es dem Ermeſſen des kom— 
lagen Bolge⸗petenten Militairgerichts uͤberlaſſen, den Ausſagen der Vorgeſetzten, welchen 
ſeßter. ger die Verſicherung der Wahrheit an Eidesſtatt beigefuͤgt iſt, die Beweiskraft der 

5 Ausſage beizulegen und dieſelben von der fürmlichen Eidesleiſtung zu 
entbinden. 


H. 202. 
m. Spruch⸗ Eine Vereidigung der Richter findet nicht Statt; denſelben iſt aber die 
Verfahren. im $. 129. vorgeſchriebene Ermahnung wegen Erfuͤllung ihrer Richterpflicht, 


A Berpflih- durch den Praͤſes zu ertheilen. 
16 $. 203. 


u DB u 


$. 203, 

Der Vortrag des Referenten kann ſchriftlich oder mündlich gehalten . denten. 
werden. In beiden Fallen find jedoch der weſentliche Inhalt des Vortrags, Referenten. 
das Votum und die demſelben zum Grund gelegten Geſetzesſtellen, in das 
Protokoll aufzunehmen. 


$. 204, 

In dem Erkenntniß, welches gleich nach der Abhaltung des Spruch⸗ C. Form und 
gerichts auszufertigen iſt, find die Hauptumſtande, auf denen die Entſcheidung Fan 
beruht, und die zum Grund gelegten Geſetzſtellen anzugeben. ; 

Die e . iſt von dem Praͤſes und dem Referenten zu unter— 
ſchreiben und dem Gerichtsherrn zur Beſtaͤtigung vorzulegen. 

$. 205. 

Die Betätigung des Erkenntniſſes erfolgt durch den Befehlshaber, dem D. Bertäti- 
die Beſtellung des Spruchgerichts zuſtand, in ſofern nicht für einzelne Fälle je 
Ausnahmen von diefer Regel durch beſondere Verordnungen beſtimmt ſind. 

H. 206, N 

Bei der Beſtaͤtigung find die Vorſchriften der $$. 172. 173. 175. zu 
befolgen. Der Begutachtung des Erkenntniſſes bedarf es nieht, der Befehls⸗ 
haber hat ſich jedoch durch Einſicht der Akten in den Stand zu ſetzen, die 
Beſtätigung nach feiner gewiſſenhaften Ueberzeugung ertheilen zu koͤnnen. 

$. 207. 

Die Publikation und Vollſtreckung des Erkenntniſſes muß ſofort nach k. Publika- 
der Beſtätigung deſſelben erfolgen. Eine Anrechnung der inzwiſchen etwa „ 
erlittenen Haft auf die erkannte Freiheitsſtrafe findet nur dann Statt, wenn 
die Beltätigung durch außerordentliche Umftände verzögert worden iſt. 


§. 208. 


Ergiebt ſich im Laufe der Unterſuchung, oder bei der Aburtheilung, daß ue ee 
ie Sache vor die höhere Gerichtsbarkeit gehört, fo find die Verhandlungen * 


an das kompetente Gericht abzugeben. ompetenz. 
$. 209. 
Wenn bei dem Verfahren, bei der Aburtheilung oder bei der Beſtätigung un erlodt⸗ 


Zweifel entſtehen, ſo ſind zu deren Erledigung die Verhandlungen, im Fall ein nen Fe 


Auditeur Inquirent oder Referent iſt, an das General⸗Auditoriat, wenn aber fel. 
ein unterſuchungsfuͤhrender Offizier Inquirent oder Referent iſt, dem naͤchſten, 
mit der hoͤheren Gerichtsbarkeit verſehenen Vorgeſetzten einzureichen. 


9. 240. 

Die von den unterſuchungsfuͤhrenden Offizieren gegen Perſonen des Sol- V. Reviſton 
datenſtandes abgefaßten Erkenne ſind mit n Aten, von drei zu drei Mo⸗ dannen 
naten, an den mit der höheren Gerichtsbarkeit verſehenen Befehlshaber einzu- nie 
ſenden und durch einen Auditeur ſeines Dienſtbereichs zu revidiren. Von etwa⸗ 
nigen dabei bemerkten Verſtößen gegen die Geſetze hat der Auditeur dem 

(Nr. 2579.) Be: 
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Befehlshaber Anzeige zu machen, auch über die vorgenommene Reviſion bei 
dem General-Auditoriat ſich auszuweiſen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren gegen Militairbeamte. 


§. 211. 
Die Vorſchriften des erſten Abſchnitts dieſes Titels finden auch auf Mi⸗ 
litairbeamte mit folgenden Abweichungen Anwendung. 


§. 212. 
J. Verfahren Gegen Beamte, welche einem Militairbefehlshaber und gleichzeitig einer 
ant ter In Verwaltungsbehoͤrde oder einem Verwaltungsvorgeſetzten untergeordnet ſind, 
A. Unterſu-darf wegen Verbrechen, bei deren Beurtheilung es auf die beſondere Kenntniß 
chungs⸗Ver⸗der Wiſſenſchaft oder Kunſt des Beamten ankommt, oder wodurch adminiſtra⸗ 
fahren. tive Vorſchriften verletzt ſind, die Einleitung der vorlaͤufigen, ſowie der foͤrm— 
4, bei mts lichen gerichtlichen Unterſuchung nur auf den Antrag der vorgeſetzten Dienft- 


BEN behörde oder des Verwaltungsvorgeſetzten des Angeſchuldigten erfolgen. 
$. 213. 
2. bei anderen Iſt die Unterſuchung wegen anderer als der im $. 212. bezeichneten 


Verbrechen. Verbrechen einzuleiten, ſo muß der Verwaltungsbehoͤrde oder dem Verwal⸗ 
tungsvorgeſetzten durch den Gerichtsherrn von der Einleitung der Unterſuchung 
Nachricht gegeben werden. 


§. 214. 


ſung eines der Militairgerichtsbarkeit, ſo iſt das Verfahren nach Maaßgabe feines Militair⸗ 
auf Kuͤndn verhaͤltniſſes fortzuſetzen. 


fielen Beam Tritt der Entlaſſene unter die Zivilgerichtsbarkeit, ſo iſt die Unterſuchung 
im: an das zuſtändige Zivilgericht abzugeben. War aber vor der Entlaſſung bereits 


ein Erkenntniß in erſter Inſtanz ergangen und publizirt, jo hat in den vor: 
ſtehend genannten Faͤllen das Militairgericht die Sache nach den Vorſchriften 
dieſes Abſchnitts fortzuſetzen. 


$. 215. 
4. Amts. Sus- Die Amtsſuspenſion wegen Amtsverbrechen (F. 212.) zu verfügen, bleibt 
venſſon. der Verwaltungsbehoͤrde und beziehungsweiſe dem Verwaltungsvorgeſetzten über: 


laſſen. 

Muß die Suspenſion des Beamten wegen anderer Verbrechen eintreten, 
ſo iſt ſie von dem, mit Gerichtsbarkeit uͤber den Angeſchuldigten verſehenen 
Militairvorgeſetzten und der Verwaltungsbehoͤrde oder dem Verwaltungsvorge⸗ 
ſetzten gemeinſchaftlich zu verfuͤgen. 

$. 216. 
5. Verhaf⸗ Wegen Befreiung von der Unterſuchungshaft gegen Kaution finden die 
ung. 


t Beſtimmungen der allgemeinen Landesgeſetze Anwendung. a 
$. 217. 
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$. 217. 
Die Beſtimmungen der $$. 108 — 109, wegen der Beweiskraft finden 6. Beweis. 
auf Militairbeamte nicht Anwendung. 
n nee, 
. Ebenſo findet die Beſtimmung des $. 110. wegen des artikulirten Ver- 7 Artikulirtes 
hörs in Unterſuchungen gegen Militairbeamte keine Anwendung. Verhör. 


8 
In Anſehung der Vertheidigung treten die Vorſchriften der allgemeinen 8. Vertheidi⸗ 
Landesgeſetze ein. gung. 


| $. 220. 
Die Mitglieder der Spruchgerichte, mit Ausnahme der Auditeure und B. Spruch⸗ 
der unterſuchungsfuͤhrenden Offiziere, haben den Richtereid (§. 129.) zu leiſten, Verfahren. 


der ihnen von dem Referenten abzunehmen iſt. eier 
$. 221. en 
Jedes Mitglied des Spruchgerichts hat eine Stimme. 2. Abſtim⸗ 
ng. 


Der Referent hat ſeine Stimme zuerſt abzugeben, demnaͤchſt die Stim- mu 
men der uͤbrigen Richter und des Praͤſes einzuſammeln und in das Protokoll 
aufzunehmen. 

Die bei Erkenntniſſen gegen Perſonen des Soldatenſtandes zulaͤſſigen 
Gnadengeſuche der Spruchgerichte ſind bei Erkenntniſſen gegen Militairbeamte 
unſtatthaft. 

§. 222. 
i Das Erkenntniß iſt von dem Referenten in einem Exemplar auszufer- 3. Ausferti⸗ 
tigen, mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen und von dem Prafes und dem Ne: hani 
ferenten zu unterſchreiben. 5 
$. 223. 
a Bei der Publikation iſt dem An eſchuldigten bekannt zu machen, daß 4. Publika⸗ 
ihm das Rechtsmittel der weiteren Bertheidigung gegen das Erkenntniß inner l 
halb zehn Tagen freiſtehe. Befindet ſich der Angeſchuldigte in Haft und iſt N 
De denfelben auf Feftungsarreft erfannt, jo muß die Strafe vom Tage der 
ublikation des Erkenntniſſes gerechnet werden. 


§. 224. 1 
i Beruhigt ſich der Angeſchuldigte bei dem Erkenntniß, oder meldet er 5. Eintrind. 
innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt das Rechtsmittel der weiteren Vertheidi⸗ Rechtskraft. 
Ba nicht an, fo iſt das Erkenntniß rechtskraͤftig, in ſofern daſſelbe nicht der 
eſtaͤtigung bedarf, in welchen Fällen die Rechtskraft erſt mit der Publikation 
des beſtaͤtigten Erkenntniſſes eintritt. 
5 3 $. 225. f 
Ergreift der Verurtheilte das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung, U. Verfahren 
ſo ſind bei dem ferneren Verfahren die Vorſchriften der allgemeinen Landes— in zweiter In⸗ 
geſetze uͤber das Verfahren in zweiter Inſtanz zu befolgen. En 
(Fr. 2579.) $. 226. 


ME 

$. 226. 

Das Erkenntniß zweiter Inſtanz ift von dem Generalauditoriat abzufaffen. 
§. 227. 

Wegen des Rechtsmittels der Aggravation und wegen Beſtätigung der 
Erkenntniſſe gegen Militairbeamte kommen die in den allgemeinen Landes⸗ 
geſetzen hieruͤber in Abſicht auf Zivilbeamte ertheilten Vorſchriften zur Anwen⸗ 
dung. Die Einreichung dieſer Erkenntniſſe zur Beſtaͤtigung erfolgt durch das 
General-Auditoriat. 


§. 228. 
II. Abfaſſung Wenn Militairbeamte und Perſonen des Soldatenſtandes Mitangeſchul⸗ 
nie kenn digte in der naͤmlichen Sache find, fo foll über die Beamten erſt dann erkannt 
Militairbe- werden, wenn das Erkenntniß gegen die mitbetheiligten Perſonen des Soldaten— 


se. ſtandes rechtskräftig geworden iſt. 


datenſtandes In Injurienſachen iſt in dieſen Fällen die Vorſchrift des $. 233. zu 
ala beachten. 

gte 
ſind. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren bei Beleidigungen. 


§. 229. 

In ſofern Beleidigungen Gegenſtand des gerichtlichen Verfahrens ſind, 
und nicht die Falle der H. 130. 134. und 187. Th. I. dieſes Geſetzbuchs vor⸗ 
liegen, findet gegen Militairperſonen das in dieſem Geſetzbuch vorgeſchriebene 
Unterſuchungsverfahren unter den in dieſem Abſchnitt angegebenen Modifikationen 
Statt. ($. 173. Th. I.) 

1. Unzuläffig- $. 230 


ebigun, Wes Die Vereidigung des Denunzianten iſt unzulaͤſſig. 
Demangtan- auf 
en, 


$. j 
II. Schlußer⸗ Vor Abfaſſung des Erkenntniſſes iſt der Denunziant mit dem Inhalt 
Hirung des der Akten zu feiner Erklaͤrung bekannt zu machen. 


Denunzian⸗ 
ten. $. 232. 
Ul. Rechts⸗ Gegen Erkenntniſſe wider Perſonen des Soldatenſtandes iſt auch in 
mittel. wechſelſeitigen Injurienſachen weder das Rechtsmittel der weiteren Vertheidi— 
gung, noch ein Milderungs- oder Aggravationsgeſuch zulaͤſſig. 
$. 233. 
IV. Vollſtrek⸗ In wechſelſeitigen Injurienſachen zwiſchen Perſonen des Soldatenſtandes 


8 und Perſonen, welche nicht zum Soldatenſtande gehoͤren, iſt das Erkenntniß 
gegen die Erſteren nicht eher zu vollſtrecken, als bis gegen die nicht zum Sol- 
datenſtande gehoͤrigen Perſonen rechtskraͤftig erkannt iſt. 


V. Bekannt⸗ H. 234. 5 2 
machung des Von dem Ausfall des Erkenntniſſes iſt dem Denunzianten Nachricht 
Denunzianten b 

mit dem Aus- zu geben. — 
fall des Er⸗ H. 235. 
kenntniſſes. 
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§. 235. | 
Der Antrag auf Zuruͤcknahme der Klage wegen der, einer Militairperſon XI. Zurüd- 


bei Ausübung ihres Dienftes oder in Beziehung auf denſelben zugefuͤgten Be⸗ glg. er 
leidigung kann nur mit Genehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde geſchehen. F 


$. 236. 

In Injurienſachen, bei denen Militairperſonen betheiligt find, iſt ihrer aun Mittbei- 
Dienftbehörde von der Klage und demnächſt von dem rechtskräftigen Erkenntniß Bienſbehör. 
Mittheilung zu machen. ei 

$. 237. | 
Bei wechfelfeitigen Injurien unterbricht die rechtzeitig von der einen FI Der 
Partei angebrachte Klage, auch fuͤr die andere Partei die Verjaͤhrung. jaͤhrung. 
$. 238. 


Wird der Antrag auf Beſtrafung als unbegründet abgewieſen oder vor IX. Verpflich⸗ 
der Eröffnung des Erkenntniſſes zuruͤckgenommen, ſo ſind die Koſten und Stem⸗ 1 De⸗ 
pel durch ein Reſolut des Militairgerichts, welchem die Einleitung der Unter⸗ die Koften zu 
ſuchung zuſtand, dem Denunzianten ohne Unterſchied, ob derſelbe zum Militair- ragen. 
oder Zivilſtande gehört, aufzuerlegen, in ſofern ihm nicht auch in Injurienſachen 
die Sportelfreiheit zuſteht. Gegen dieſes Reſolut iſt der Rekurs an das Ge⸗ 
neral- Auditoriat zulaͤſſig. A 

§. 239. 


Wird der Antrag auf Beſtrafung nach Eröffnung des Erkenntniſſes zu⸗ 
ruͤckgenommen, ſo verbleibt es wegen der Koſten bei den Feſtſetzungen des Er⸗ 
kenntniſſes, wenn die Partheien ſich hieruͤber nicht anderweit mit einander ver⸗ 


einigen. s 
. 240. 


ö Erfolgt ein voͤllig freiſprechendes Erkenntniß, fo iſt darin die Koſtenpflich⸗ 
tigkeit des Denunzianten nach den Grundſaͤtzen des H. 238. auszuſprechen. 
Gegen dieſen den Koſtenpunkt betreffenden Theil des Erkenntniſſes iſt der 
Rekurs an das General-Auditoriat zulaͤſſig. 
f $. 241. 


Ergiebt ſich bei der Unterſuchung der Verdacht wiſſentlich falſcher De⸗ X. Verfahren 
nunziation, ſo bleibt dem Denunziaten uͤberlaſſen, bei dem zuſtaͤndigen Richter Dach falscher 
auf Unterſuchung und Beſtrafung gegen den Denunzianten anzutragen. Denunzintio- 


Vierter Abſchnitt. 
Von dem Kontumazialverfahren gegen Deſerteure. 
H. 242. 
Wenn die dienſtlichen Ermittelungen den Verdacht der Entweichung ges l Unterfu- 
gen eine Perſon des Soldatenſtandes begruͤnden (HF. 92— 94. Th. J.), fo hat Ahe. Ver⸗ 
Jahrgang 1848. (Nr. 2579.) 53 der 
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der Kommandeur des Truppentheils ſofort die geeigneten polizeilichen Maaß— 
regeln zur Wiederergreifung des Abweſenden zu veranlaſſen und dem mit der 
hoͤheren Gerichtsbarkeit verſehenen Vorgeſetzten davon Anzeige zu machen. 


§. 243. 


Die Einleitung der Unterſuchung gebuͤhrt dem mit der höheren Gerichts 
barkeit verſehenen Militairgericht, welchem der Abweſende zuletzt unterworfen war. 


§. 244. 


Iſt der Abweſende Ofſizier oder Portepee-Faͤhnrich, ſo muß zur Einlei⸗ 
tung der Unterſuchung der Befehl des Koͤnigs eingeholt werden. 


§. 245. 


A. Vorläufige Bei der vorläufigen Unterſuchung hat das Gericht die Umſtaͤnde, welche 

Unterfugung den Verdacht der Entweichung begründen, näher feſtzuſtellen und die naͤchſten 
Angehoͤrigen und den Vormund des Abweſenden uͤber den Aufenthalt des Letz⸗ 
teren, unter Bekanntmachung der Folgen ſeines Ausbleibens, zu vernehmen oder 
deren Vernehmung zu veranlaſſen. f 


$. 246, 


Zugleich ift bei den Gerichten der Heimath des Abweſenden der Arreft- 
ſchlag auf deſſen Vermögen für den Fiskus in Antrag zu bringen. 


Iſt der Abweſende ein Auslaͤnder, ſo findet der Arreſtſchlag nur Statt, 
wenn er Vermoͤgen im Inlande beſitzt. 


$. 247. 


Wird der Aufenthaltsort des Abweſenden im Ausland ermittelt, und 
beſteht mit dem auswaͤrtigen Staat eine Kartelkonvention, ſo iſt auf Grund 
derſelben die Auslieferung in Antrag zu bringen. 


§. 248. 


B. Förmliche Iſt innerhalb vier Wochen die Ruͤckkehr des Abweſenden nicht erfolgt, 

Unterſuchung. oder iſt die Auslieferung deſſelben nicht zu bewirken geweſen, und der Verdacht 
der Entweichung hinreichend begründet, fo iſt der Deſertionsprozeß zu eröffnen, 
und der Abweſende in den Amtsblaͤttern oͤffentlich vorzuladen. 


§. 249. 


In dieſer Vorladung muß ein auf drei Monate hinauszuſetzender, vom 
Tage der Ausgabe der Amtsblaͤtter zu berechnender Termin anberaumt und 
der Abweſende aufgefordert werden, ſich ſpaͤteſtens in demſelben einzufinden, 
mit der Warnung, daß die Unterſuchung im Fall des Ausbleibens geſchloſſen, 
der Abweſende für einen Deſerteur erklaͤrt und auf Konſiskation feines Ver— 
moͤgens erkannt werden wuͤrde. 


$. 250. 
Die Vorladung iſt in das Amtsblatt der heimathlichen Regierung 15 
Ab⸗ 


eu — 


Abweſenden, fo wie der Regierung, in deren Bezirk das unterſuchende Mili⸗ 
tairgericht ſeinen Sitz hat, einmal einzuruͤcken. 
Die Vorladung eines Auslaͤnders iſt nur in das Amtsblatt der Regie⸗ 
rung einzuruͤcken, in deren Bezirk ſich das unterſuchende Militairgericht befindet. 
Die Vorladung der aus den Fuͤrſtenthuͤmern Neuenburg und Valendis 
gebuͤrtigen Deſerteure erfolgt in der Heimat nach den daruͤber beſtehenden be⸗ 
ſonderen Vorſchriften. f 


§. 251. 
Von den die Vorladung enthaltenden Amtsblaͤttern ift ein Exemplar zu 
den Akten zu nehmen. 


§. 252. 5 
Eine Vertheidigung findet im Kontumazialverfahren nicht ſtatt. 
$. 253. 


Iſt der Vorgeladene innerhalb der dreimonatlichen Friſt nicht zuruͤck⸗ u. Spruch⸗ 
gekehrt, oder ſein Ausbleiben nicht genuͤgend entſchuldigt, ſo iſt durch ein Verfahren. 
Kriegsgericht, der Verwarnung (F. 249.) gemäß, in contumaciam gegen 
ihn zu erkennen. | 


§. 254. 


Bei der Anordnung und Veſekung des Spruchgerichts, ſowie bei der 
Abſtimmung, iſt nach den Vorſchriften des erſten Abſchnitts dieſes Titels zu 
verfahren; es findet jedoch die Zuziehung eines Stellvertreters fuͤr den Abwe⸗ 
ſenden nicht Statt. 


§. 255. 


Der Inhalt des beſtaͤtigten Erkenntniſſes muß unter Angabe 

1) des Namens, des Geburtsorts und der Militaircharge des Verurtheilten, 
ſo wie des Truppentheils, bei welchem derſelbe geſtanden hat, 

2) des begangenen Verbrechens, 


un 

J) der erkannten Strafe 

in den Amtsblaͤttern, in welche die Vorladung eingeruͤckt war, durch das 
kompetente Militairgericht von Amtswegen bekannt gemacht, auch eine Aus⸗ 
fertigung deſſelben, mit den uber das Vermoͤgen des Entwichenen vorhandenen 
Nachrichten, der Regierung der heimathlichen Provinz zur Einziehung des 
Vermögens mitgetheilt werden. 8 


§. 256. 


Wird vor der Eroͤffnung des Deſertionsprozeſſes der Tod des Abweſen⸗ in Serfabren 
den, der die Vermuthung der Derſertion gegen ſich hat, ermittelt, ſo iſt, wenn En 
er Vermögen hinterlaͤßt, Behufs der Konfiskation feines Vermögens ein gericht- Todes. 
liches Verfahren einzuleiten und nach genauer Erörterung der Umſtaͤnde, welche 
die Vermuthung der Deſertion begruͤnden, kriegsrechtlich zu erkennen. 

(Nr. 28790) 3 $. 257. 
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Ben 9. 257. 
VI Verfahren Kehrt der Vorgeladene vor Publikation des Erkenntniſſes zuruͤck, ſo wird 
Ruckler des das Kontumazialverfahren in das gewöhnliche Vinterfadhungeverthten umgeleitet. 
ängefchulig- | 9. 258. 


Kehrt der Verurtheilte erſt nach Publikation des Erkenntniſſes zuruͤck, 
fo ift das gewöhnliche Unterſuchungsverfahren zu eröffnen und in dem neuen 
Erkenntniß das fruͤhere Kontumazialurtheil aufzuheben. Wird der Zuruͤckgekehrte 
in dem neuen Erkenntniß wegen Defertion geftraft, ſo verbleibt es bei der Kon⸗ 
fiskation des Vermoͤgens, ſoweit daſſelbe bereits eingezogen iſt, und nur das 
noch nicht eingezogene Vermoͤgen iſt wieder e wird der Angeſchul⸗ 
digte aber in dem neuen Verfahren freigeſprochen, ſo iſt die Konfiskation des 
Vermoͤgens mit der Wirkung aufzuheben, daß auch das bereits eingezogene 
Vermoͤgen ihm zuruͤckzugeben iſt. Eine oͤffentliche Bekanntmachung des Er⸗ 
kenntniſſes, durch Wa das Kontumazialurtheil aufgehoben wird, findet nur 
dann Statt, wenn auf völlige Freiſprechung erkannt iſt. N 


§. 259. 


V. Verbin⸗ Iſt von einem Militairgericht gegen mehrere Abweſende der Deſertions⸗ 
1 Prozeß einzuleiten, ſo kann die Vorladung in einer und derſelben Ediktal⸗ 
mehrere beſer- Zitation erfolgen, auch von einem Kriegsgericht über die . 
teure. erkannt werden; es ſind jedoch wegen jeden einzelnen Deſertionsfalles beſondere 


Akten anzulegen. 


Fuͤnfter Abſchnitt. 


Von der Reſtitution gegen militairgerichtliche Erkenntniſſe und 
von der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen dieſelben. 


$. 260. 


1. Reſtitution. Ein rechtskräftig Verurtheilter oder vorläufig Freigeſprochener kann nur 
A. Reftitu- alsdann auf Reſtitution und folglich auf eine neue Unterſuchung und Entſchei— 
tionsgruͤnde. dung antragen: 
1) wenn er feine Unſchuld durch neue, in der bisherigen Unterſuchung nicht 
aufgenommene Beweismittel darthun will, oder 
2) wenn er auf den Grund eines, zu feinem Nachtheil verfaͤlſchten Doku— 
ments oder beſtochener Zeugen verurtheilt oder nur vorlaͤufig freigeſpro— 
chen worden iſt. 
$. 261. 


Ein fo begründete Reſtitutionsgeſuch findet auch alsdann noch Statt, 
wenn der Berurtbeilte die Strafe ſchon abgebuͤßt hat. 


§. 262. 


B. Verfahren. Das Reſtitutionsgeſuch iſt bei dem Militairgericht anzubringen, bei 
welchem das Erkenntniß ergangen iſt. D 
as 
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Das Gericht hat den Imploranten mit dem Geſuch umſtaͤndlich zu 
Protokoll vernehmen zu laſſen, und wenn daſſelbe ſubſtanzirt erſcheint, die In⸗ 
ſtruktion der angegebenen Beweismittel zu bewirken, demnaͤchſt aber die Ver⸗ 
handlungen dem General-Auditoriat zu uͤberſenden. 

$. 263. 

Der ner auf Reſtitution hemmt die Vollſtreckung des Erkenntniſſes 
nur, wenn daſſelbe auf Todesſtrafe oder in ſoweit es auf koͤrperliche Zuͤchti⸗ 
gung lautet. 

N $. 264. 

Hält das General-Auditoriat das Reſtitutionsgeſuch für unbegründet, fo 
weit daſſelbe den Antrag durch ein Reſolut zuruͤck, welches dem Gericht, bei 
welchem das Reſtitutionsgeſuch angebracht worden, mit den Akten zugeſchickt 
und von dieſem dem Imploranten publizirt wird. Gegen ein ſolches Reſolut 
iſt nur der Rekurs an den König zuläffig. 


$. 265. 
Erachtet dagegen das General-Auditoriat das Reſtitutionsgeſuch für 
uläffig, fo uͤberreicht daſſelbe das angefochtene Erkenntniß mittelſt gutachtlichen 
erichts dem Koͤnig zur Aufhebung. 
f §. 266. 
Wird das angefochtene Erkenntniß aufgehoben, ſo muß jedesmal bei C.Ertenntniß. 
dem Gericht, bei welchem die Unterſuchung geſchwebt hat, unter Beruͤckſichti⸗ 
gung der Vorſchrift des F. 170. von Neuem erkannt werden, in ſofern keine 
eſondere Beſtimmung des Koͤnigs dieſerhalb erfolgt. 
$. 267. 
Die eg des neuen Erkenntniſſes erfolgt durch denjenigen, von 
welchem das frühere Erkenntniß beſtaͤtigt worden iſt. 
$. 268. 
Wird von dem Angeſchuldigten ein Erkenntniß nach Eintritt der Rechts⸗ 11. Nichtig⸗ 
kraft als nichtig angefochten, ſo tritt, in den Fallen der H. 57. 76. das in Kin ag 
den $$. 262 — 267. angegebene Verfahren ein. 


Sechster Abſchnitt. 


Von der Umwandlung der durch Zivilbehörden verhaͤngten 
Geldbußen in Freiheitsſtrafen. 
H. 269. 


Geldbußen, welche von den Zivilbehoͤrden in den zu ihrer Kom⸗ 1. Verfahren. 
petenz gehörenden Fällen wider Militairperſonen verhaͤngt ſind, muͤſſen durch 
(Nr. 2579.) das 


das er Militairgericht eingezogen und an die Zivilbehoͤrde abgelie— 
fert werden. 

Kann die Geldbuße nicht erlegt werden, ſo iſt dieſelbe von den Militair⸗ 
gerichten ($. 182.) in verhaͤltnißmaͤßige Freiheitsſtrafe umzuwandeln. 

Von der Vollſtreckung der Strafe iſt der Zivilbehoͤrde Nachricht zu 


eben. 
3 $. 270. 


Bei Umwandlung der Geldbußen in militairiſche Freiheitsſtrafen ift 
nach den Beſtimmungen des $. 67. Theil I. dieſes Geſetzbuchs zu verfahren; 
doch darf, in ſofern nicht durch beſondere Geſetze ein Anderes beſtimmt iſt, die 
Dauer der militairiſchen Freiheitsſtrafe, welche an die Stelle einer Geldbuße 
oder auch mehrerer gleichzeitig zur Vollſtreckung kommender Geldbußen tritt, 
eine zweijaͤhrige Freiheitsſtrafe niemals uͤberſteigen. 


§. 271. 

IT. Reviſion Reſolute wegen Umwandlung von Geldbußen in Freiheitsſtrafen ſind mit 
Na den durch die Truppenbefehlshaber beſtaͤtigten kriegsrechtlichen Erkenntniſſen 
lute. von drei zu drei Monaten an das General-Auditoriat zur Reviſion einzuſenden. 

$. 272. 
Ul. Beftäti- Ueberſteigt bei Offizieren die, ſtatt der Geldbuße zu verhaͤngende Frei- 


garden en heitsſtrafe eine 14 taͤgige Arrefiftrafe, fo iſt das Reſolut durch das General⸗ 
König. Auditoriat zur Beſtaͤtigung des Königs einzureichen. 


Siebenter Abſchnitt. 


, Von den Koſten. 
f 82 
I. Koſten. Von den der Militairgerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen haben in 


den vor die Militairgerichte 9. 0 Strafſachen die Koſtenfreiheit: 
a) alle Militairperſonen des Soldatenſtandes von den Portepee = Unteroffi- 
zieren abwärts ; 
b) die Militair-Unterbeamten. 


2374 
Dieſe Koſtenfreiheit ($. 273.) ſteht auch allen Offizieren zu, mit Aus- 
nahme der penfionirten Offiziere, welche nicht blos von einer Penſion von 
150 Rthlr. jaͤhrlich oder darunter ſubſiſtiren. Ausgeſchloſſen bleibt dieſe Koſten⸗ 
freiheit hinſichtlich ſaͤmmtlicher, der Militairgerichtsbarkeit unterworfenen Offi- 
ziere nur in Jujurienſachen. a 
$. 275. 


In Unterſuchungsſachen gegen die der Militairgerichtsbarkeit unterwor⸗ 
fenen Perſonen, welche nicht zu den Hh. 273. 274. genannten gehören, iſt die 
Koſten⸗ 


u 


Koſtenpflichtigkeit nach den Beſtimmungen der allgemeinen Landesgeſetze zu 
beurtheilen. i 


H. 276, 


Wenn gegen einen Angeſchuldigten, dem die Koſtenfreiheit nach $$. 273. 
274. zufteht, vor deſſen Eintritt in den Dienfiftand eine Unterſuchung bei den 
Zivilgerichten geführt wird und auf die Militairgerichte übergeht (F. 10.), ſo 
iſt ſeine Koſtenpflichtigkeit bis zu dieſem Zeitpunkte nach den Geſetzen zu beur⸗ 
theilen, welchen er bis dahin unterworfen war. b 


$. 277. 


In den gemeinſchaftlich von Militair- und Zivilgerichten geführten Un⸗ 
terſuchungen findet fuͤr die mitangeſchuldigten Militairperſonen eine ſolidariſche 
Verpflichtung, die Koſten zu tragen, nicht Statt. f 

Sofern dergleichen Militairperſonen nach den Vorſchriften dieſes Ab— 
ſchnitts in Koſten verurtheilt werden muͤſſen, ſind ihnen nur diejenigen zur Laſt 
zu legen, welche auf ihren Antheil fallen. 


$. 278. 


Offiziere und obere Militairbeamte, auch wenn erſtere zur Koſtenzahlung 1. Stempel, 
nicht verurtheilt worden, ſind nach den Vorſchriften der allgemeinen Stempel⸗ 
ordnung zur Bezahlung der Stempel verpflichtet. 


H. 279. 


Militairperſonen koͤnnen als Zeugen oder als Sachverſtaͤndige in mili- uu Gebühren. 
tairgerichtlichen Unterſuchungen weder Gebuͤhren noch Verſaͤumnißkoſten, fon= A. der Zeugen 
dern nur, wenn ſie zum Zweck der Vernehmung ihren Aufenthaltsort verlaſſen W 
muͤſſen, die bei Kommandos ihnen zuſtehenden Kompetenzen oder beziehungs⸗ * 
weiſe Diaͤten und Reiſekoſten fordern. 

Zeugen und Sachverſtaͤndige vom Zivilſtande erhalten auf Verlangen 
Gebühren, jo wie Reiſe⸗, Zehrungs⸗ und Verſaͤumnißkoſten, nach den bei den 
Zivilgerichten geltenden Grundſaͤtzen. 


$. 280, | 
Alle Offiziere und obere Militairbeamten ſind zur Beablung der De⸗ B. des Ver⸗ 
er 


8 verpflichtet, wenn ſie eine Juſtizperſon zum theidiger theidigers. 
aͤhlen. 

§. 281. ö 
Baare Auslagen, welche als ſolche in den uͤber die unerläßlichen Koſten IV. Vorſchuß 
in Unterſuchungsſachen beftehenden allgemeinen Borfbriften bezeichnet werden, dane Aus 
ſind von dem Truppentheil, zu welchem der Angefchuldigte gehört, vorzuſchie⸗ er 
ßen, und wenn der Verurtheilte nicht koſtenpflichtig oder die Wiedereinziehung 
nicht zu bewirken iſt, durch die Generalmilitairkaſſe zu erſtatten. 


(Nr. 2379.) H. 282. 
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$. 2882. 
V. Feſtſetzung Die Feitſebkung der Koſten und baaren Auslagen erfolgt von dem Mi⸗ 
ber Kofien M- litairgericht, bei we chem die Unterſuchung gefuͤhrt worden iſt. Wird gegen 
lagen. die Feſtſetung Beſchwerde erhoben, ſo hat das Generalauditoriat daruͤber zu 
entſcheiden. 
F $. 283, 
VI. Abliefe⸗ Die Koſten, welche von Offizieren, denen ſonſt die Koſtenfreiheit zuſteht, 


9 in Injurienſachen zu entrichten ſind, fließen zum Invalidenfonds, und ſin 
often und von den Militairgerichten an die nächfte Regierungshauptkaſſe für Rechnung 
Geldſtrafen. der Generalmilitalrkaſſe abzufuͤhren. 


En Die bei dem General⸗Auditoriat entſtehenden Koften find an die Gebuͤh— 


ichtskoſten. b Kenn ' 
nichtekoten. renkaſſe des General-Auditoriats einzufenden, 
§. 284. 
B. des reſer⸗ Das in koſtenpflichtigen Unterſuchungen reſervirte Porto iſt nach erfolgter 
virten Portos. Einziehung an die Poftverwaltung abzuliefern. 
$. 285. 
C. der Geld⸗ Die von den Militairbehörden durch Erkenntniſſe, Reſolute oder im 


Wafer. Wege der Disziplin ſowohl gegen Militair⸗ als Zivilperſonen verhaͤngten Geld- 
ſtrafen ſind in der bisherigen Art zu verrechnen. 


$. 286. 


VII. Koſten im Koſten und baare Auslagen in dem Kontumazialverfahren gegen Deſer⸗ 


Benfalren teure find von den Militairgerichten bei derjenigen Regierung zu liquidiren, 
gegen Defer- deren Hauptkaſſe das Eonfiszirte Vermögen des Deſerteurs zugeſprochen wird. 
eure. 


$. 287. 
VIII. Sportel- Saͤmmtliche Militairgerichte haben die Koſten, wo ſolche in koſtenpflich⸗ 
en tigen Unterfuchungsfachen eintreten, nach der Sporteltaxe zu liquidiren, welche 


. dieſem Geſetzbuch unter Litt. C. beigefuͤgt iſt. 


Beilagen 
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Beilagen zum Strafgeſetzbuch für das Preußiſche Heer. 


Lit. A. 


—— 


Klaſſifikation 


der zum Preußiſchen Heere gehoͤrenden Militairperſonen nach ihren 
5 verſchiedenen Dienſt- und Rangverhaͤltniſſen. 


A. Perſonen des Soldatenſtandes. 


I. 3 den Perſonen des Soldatenſtandes gehören: 
1) Die Offiziere: 


a) des ſtehenden Heeres, 

b) der Landwehr, 

c) der Armee- und Landgendarmerie, 

d) des Trains. 

e) des reitenden Feldjaͤger-Korps, 

1) der Kadetten-Anſtalten und aller übrigen Militair-Erziehungs⸗ und 
Bildungs-Anſtalten, 

g) der Marine, 

h) der Invaliden⸗Kompagnien, Invalidenhaͤuſer und Veteranen-Sektionen, 

i) des Zeugweſens, 

k) von der Armee. 

Anmerkung. Als Militairperſonen ſind auch die außer Dienſt befindlichen Offiziere zu 
betrachten, mit Ausnahme derjenigen, welche unter Entbindung von der 
Dienſtverpflichtung, ohne Wartegeld oder Penſion, aus dem Militairverhaͤlt⸗ 
niß gaͤnzlich ausgeſchieden ſind. 

2) die Unteroffiziere, f 

3) die Spielleute, beziehungsweiſe wie vorſtehend unter No. 1. a — 1. 

4) die Gemeinen, 

5) die Wallmeiſter (bei der Fortifikation), . 

6) die Materialienſchreiber (bei den Gewehr-Reviſions-Kommiſſionen und 
bei der Fortifikation), £ 

7) die Zeugſchreiber und Zeugdiener (bei den Artillerie -Depots und bei dem 
Feuerwerks-Laboratorium), 

8) die Kurſchmiede, 

9) die Militair-Eleven der Thierarzneiſchule. 


II. Die Offiziere zerfallen in vier Hauptklaſſen: 
1) Generalitaͤt: a) Feldmarſchall, b) General der Infanterie oder 


Kavallerie, c) Generallieutenant, d) Generalmajor. 
Jahrgang 1845. (Nr. 2579.) 34 


2) Stabs⸗ 
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2) Stabsoffiziere: ) Oberſt, b) Oberſtlieutenant, c) Major. 

3) Hauptleute und Rittmeiſter. c 

4) Subaltern⸗Offiziere (Lieutenants): a) Premier-Lieutenant, b) Se⸗ 
Eonde = Lieutenant. 


Anmerkung. Zu den Sekonde⸗Lieutenants gehören auch die Ingenieur⸗Geographen und 
die Oberjaͤger des reitenden Feldjaͤger-Korps. 


III. Die Unteroffiziere ſind: 
1) ſolche, die das Portepee tragen: 


a) die Feldwebel (Wachtmeiſter bei der Kavallerie, reitenden Artillerie und 
Gendarmerie und die Feldwebel-Lieutenants bei den Kadetten-Anſtalten), 

b) die Oberfeuerwerker bei der Artillerie, 

c) die Portepeefaͤhnriche, 

d) die Obermeiſter bei den Artillerie-Handwerks-Kompagnien, 

e) die reitenden Feldjaͤger; 


Anmerkung. De wirkliche Feldwebel zu fein, haben die reitenden Feldjaͤger den Rang 
elben. 


2) folche, welche das Portepee nicht tragen: 


a) die Feuerwerker bei der Artillerie, 

b) die Sergeanten, fo wie die Quartiermeiſter bei der Kavallerie und rei⸗ 
tenden Artillerie, 

c) die Unteroffiziere (Oberjaͤger bei den Jaͤgern), 

d) die Armee- und Landgendarmen (wenn dieſe vor ihrem Eintritt in die 
Gendarmerie das Portepee getragen haben, ſo behalten ſie daſſelbe), 

e) die Bombardiere bei der Artillerie. 


IV. Zu den Spielleuten gehoͤren: 


1) die Stabshautboiſten, Hautboiſten, Regiments- und Bataillonstamboure, 
Stabshorniſten, Tamboure, Horniſten und Janitſcharen der Infanterie, 
der Fußartillerie und der Pioniere, 


2) die Stabstrompeter, Pauker und Trompeter der Kavallerie und reiten⸗ 
den Artillerie. 


Von den Spielleuten ſind die Stabshautboiſten, Regimentstamboure, 
Stabstrompeter und die Stabshorniſten bei den Jaͤgern wirkliche Un— 
teroffiziere, und zwar, wenn ſie das Portepee erhalten haben, mit 
Wachtmeiſter⸗ oder Feldwebelrang; die Trompeter, die Pauker, die Ba⸗ 
taillonstamboure, die Hautboiſten, und die Horniſten bei den Jägern 
(letztere jedoch nur, in ſofern fie das höhere Gehalt beziehen), ſtehen, 
ohne wirkliche Unteroffiziere zu ſein, im Rang derſelben; die uͤbrigen 
Horniſten aber, die Tamboure und die Janitſcharen im Rang der 
Gemeinen. 

V. Zu 
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v. Zu den Gemeinen gehören: 
1) die Vice⸗Unter⸗ ) obſchon fie (ad 1. 2.) in allen gemeinſchaftlichen dienſt⸗ 
offiziere, lichen Verhaͤltniſſen Vorgeſetzte der gemeinen Solda⸗ 
2) die Gefreiten, ten ſind; 
3) die gemeinen Soldaten, 
4) die Zoͤglinge der Schulabtheilung des Lehr⸗Infanteriebataillons. 


Anmerkung. Zu den Gemeinen werden auch die in den Arbeiterabtheilungen und in den 
Feſtungsſtrafabtheilungen befindlichen Individuen gerechnet. 


VI. Von den zu Nr. I. unter 5 — 9. genannten Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes ſtehen: 8 


1) im Rang der Feldwebel CI. vorſtehend III. 1. a.) 


a) die Wallmeiſter, 
b) die Zeugſchreiber, en 
c) die Materialienſchreiber bei den Gewehrreviſions-Kommiſſionen; 


2) im Rang der Sergeanten (ſ. III. 2. b.) 


a) die Zeugdiener, l a 
b) die Materialienſchreiber bei der Fortifikation (iſt denſelben das Por⸗ 
tepee verliehen, ſo haben ſie den Rang der Feldwebel), 


3) im Rang der Unteroffiziere (ſ. III. 2. c.) 
die Kurſchmiede; 

4) im Rang der Gemeinen (J. V.) 
die Militair⸗Eleven der Thierarzneiſchule. 


B. Militairbeamte. 


J. Bon den für das Beduͤrfniß des Heeres oder fuͤr militairiſche Zwecke 
angeſtellten, nicht zum Soldatenſtande gehörenden Perſonen find nur folgende 
als Militairperſonen zu betrachten: 


1) die Beamten der Militair⸗Intendanturen, 

H die Militairprediger und Militairkuͤſter, 

3) die Auditeure und Militairgerichts⸗Aktuarien, 

4) die Militair-Medizinalbeamten, ie 

5) zur Zeit einer Mobilmachung: alle bei der Feldadminiſtration oder in 
anderer Art bei den mobilen Truppen angeſtellte Perſonen fuͤr die Dauer 
dieſer Anſtellung, 

6) der Plankammer⸗Inſpektor, N 

7) die Fortifikationsbauſchreiber und die uͤbrigen unter dem Ingenieur vom 
Platz in den Feſtungen ſtehenden Beamten, 

8) die Ober- und Unteraufſeher bei den Baugefangenen-Anſtalten und bei 
den Feſtungs⸗Stubengefangenen, 

9) die bei einzelnen Truppentbeilen angefielten Pr 


(Fr. 2579.) 10) die 
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10) die Beamten des Telegraphenkorps, 

11) die Gießdirektoren der Geſchuͤtzgießereien, . 

12) die Zeughausbuͤchſenmacher, ſowie die bei den Truppentheilen — mit der 
Verpflichtung, ihnen ſowohl ins Feld, als beim Garniſonwechſel zu fol— 
gen — kontraktlich angenommenen Buͤchſenmacher und Sattler. 


Anmerkung. 


a) Von dieſen Militairperfonen ſtehen die unter 1—5. genannten ſaͤmmtlich in einem 
doppelten Unterordnungsverhaͤltniß, beziehungsweiſe zu den ihnen vorgeſetzten Mi— 
litairbefehlshabern und den ihnen vorgeſetzten höheren Beamten oder Verwaltungs: 
behoͤrden, wogegen die unter 6— 12. aufgeführten nur ihren vorgeſetzten Militair- 
Befehlshabern untergeordnet ſind. 


b) Diejenigen Beamten der Militairverwaltung, welche nicht zu den vorſtehend ge— 
nannten Militairperſonen gehoͤren, ſind Zivilperſonen. 


c) Diejenigen Perſonen, welche ihrer Militairverpflichtung in einem Beamtenverhaͤltniß 
(3. B. als Militairchirurgen oder als Pharmazeuten in den Militairlazarethen) 
genügen, gehören, gleich den unter 1—12. aufgeführten Militairbeamten, zu den 
Militairperſonen. 


II. Die Militairbeamten (B. 1.) zerfallen nach ihren Rangverhaͤltniſſen 
in zwei Klaſſen, naͤmlich in: 


1) obere und . 
2) untere Militairbeamte, theils ohne, theils mit einem beſtimmten Mili— 
tairrang. 


Zu den oberen Militairbeamten ohne einen beſtimmten Militairrang 
gehören: 
a) bei den Intendanturen: 


1) die Intendanten, Intendanturraͤthe und Aſſeſſoren, 

2) die Referendarien und Auskultatoren, 

3) die Sekretaire, Regiſtratoren, Journaliſten, Sekretariats- und Regi— 
ſtraturaſſiſtenten, 


b) die Militairprediger, 

c) die Auditeure und Militairgerichtsaktuarien, 

d) die Stabsaͤrzte und die Penſionairaͤrzte, 

e) der Ober-Stabsapotheker und der Ober-Feldlazarethinſpektor, 
f) die oberen Beamten des Telegraphenkorps, 

8) die Gießdirektoren der Geſchuͤtzgießereien, 

h) der Plankammerinſpektor, 

i) die bei einzelnen Truppentheilen angeſtellten Stallmeiſter; 

k) hierzu treten im Kriege und zur Zeit einer Mobilmachung: 


1) die oberen Beamten der Feldkriegskaſſe bis einſchließlich der Kaſſen— 
Aſſiſtenten, 0 
2) die Oberdrucker der Metallographie, 3 
3) die 
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3) die oberen Feldmagazinbeamten bis einſchließlich der Magazinaſſiſtenten, 

4) die oberen Feldpoſtbeamten bis einſchließlich der Feldpoſtſekretaire, 8 

5) die oberen Feldlazarethbeamten bis einſchließlich der Sekretaire, 

6) die Stabsaͤrzte und die Oberaͤrzte, ſo wie die Apotheker in den Feld: 
Lazarethen. a 


Einen beſtimmten Militairrang (den einer beſtimmten Militaircharge) 
haben von den oberen Militairbeamten nur folgende: 


a) die General-Stabsaͤrzte den eines Oberſten, 

b) die Generalaͤrzte den eines Majors, 

c) die Regimentsaͤrzte (auch die Ober-Stabsaͤrzte und Garniſon-Stabs⸗ 
Aerzte, in ſofern Letzteren der Charakter als Regimentsarzt verliehen 
iſt) den eines Hauptmanns, — und zwar hinter dem juͤngſten Haupt⸗ 
mann —, 

d) die Bataillonsaͤrzte (auch die Garniſon-Stabsaͤrzte, welchen nicht der 
Charakter als Regimentsarzt beigelegt iſt) den eines Sekondelieute— 
nants, — und zwar hinter dem jüngften Sekondelieutenant. 


Alle uͤbrigen vorſtehend unter B. J. verzeichneten Militairperſonen gehoͤren 
J den untern Militairbeamten, von welchen nur die Kompagnie- und Es⸗ 
adron⸗Chirurgen einen beſtimmten Militairrang haben, und zwar in der Art, 
daß dieſelben vor den Unteroffizieren ohne Portepee, hinter den Portepee⸗ 
Faͤhnrichen, rangiren. 


(Nr. 2579.) f Litt. B. 


— DE 


Litt. B. 


Vorſchriften 
uͤber 


die Feſtſtellung des Thatbeſtandes verübter Verbrechen. 


9. 


En. weſentliches Erforderniß jeder Unterſuchung iſt die Aufnahme des That- 
beſtandes, d. h. die Feſtſtellung derjenigen Umſtaͤnde, welche es gewiß oder 
doch hoͤchſt wahrſcheinlich machen, daß ein Verbrechen begangen worden iſt. 


2 


Die Ausmittelung des Thatbeſtandes erfordert vorzuͤgliche Sorgfalt. 
Der Inquirent muß in der Regel da, wo es möglich iſt, durch eigene ſinnliche 
Wahrnehmung ſich von den die That bezeichnenden Umſtaͤnden uͤberzeugen; 
wenn dies aber nicht geſchehen kann, die uͤber den Thatbeſtand vorhandenen 
Beweismittel aufnehmen. In ſoweit der Erfolg der That und der dadurch 
angerichtete Schaden das Strafmaaß beſtimmt, Kin dabei in der Regel Sach⸗ 
verſtaͤndige zuzuziehen. 


* 


a 
Der Thatbeſtand muß feſtgeſtellt werden, wenn auch der Verbrecher ein 
vollſtaͤndiges Bekenntniß abgelegt hat. 
. 


Bei Verbrechen, die ihrer Natur nach keine in die Sinne fallenden 
Spuren zuruͤcklaſſen (wie dies z. B. in der Regel bei der Inſubordination 


ren zurück- durch Worte, Zeichen oder Geberden der Fall iſt), oder deren Spuren durch 
gelaſſenhat. die Laͤnge der Zeit verloren gegangen find, muß der Inquirent bemüht fein, 


die Exiſtenz des Verbrechens durch Aufnahme der daruͤber vorhandenen Be⸗ 
weismittel ins Licht zu ſtellen. 


8. 5. 


Hat eine That, welche gewoͤhnlich Spuren zu hinterlaſſen pflegt, feine 
zuruͤckgelaſſen, fo iſt der Grund dieſer Ausnahme zu ermitteln und alles das⸗ 
jenige durch aufzunehmende Beweismittel zu erſetzen, was der ſinnlichen Dar- 
ſtellung abgeht. 

H. 6. 
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$. 6. 


Sind dagegen Spuren des Verbrechens wirklich vorhanden, fo muß wenn den 
dafür geſorgt werden, daß deren Dafein und Beſchaffenheit ſich aus den Akten nen 


uverlaͤſſi 5 ückgelaſ⸗ 

zuverlaͤſſig ergebe fan he at 
5. 3 

Bei koͤrperlichen Verletzungen iſt das Atteſt eines Militair⸗Oberarztes * 


(oder andern approbirten Arztes) und eines als Wundarzt approbirten letzungen. 
Militairchirurgus (oder andern approbirten Wundarztes) oder zweier appro⸗ 
birten Wundaͤrzte, zu den Akten zu bringen. Dieſes Atteſt wird von beiden 
Sachverſtaͤndigen gemeinſchaftlich unter ihrer Unterſchrift, wenn fie aber ver: 
ſchiedener Meinung ſind, von einem Jeden beſonders ausgeſtellt. 

Iſt die koͤrperliche Verletzung nicht erheblich, ſo genuͤgt das Atteſt eines 
als Wundarzt approbirten Militairchirurgus oder andern approbirten Wund⸗ 
arztes, in ſofern daſſelbe nicht etwa verdächtig oder uͤbertrieben erſcheint. 


§. 8. 

\ Dem auszuſtellenden Atteft uͤber die vorgefundenen Verletzungen muͤſſen 
die Sachverſtaͤndigen jedesmal ihr Gutachten darüber beifügen, ob der Beichd- 
digte an ſeiner Geſundheit oder an ſeinen Gliedmaßen einen bleibenden Nach⸗ 
theil zu befürchten habe, oder ob die Verletzung lebensgefaͤhrlich geweſen ſei. 


§. 9. 


So lange der Verwundete lebt, und das Wundatteſt nicht etwa fo ver⸗ 
daͤchtig iſt, daß eine zweite ärztliche Unterſuchung ſtattfinden muß, iſt eine ge⸗ 
richtliche Beſichtigung und Unterſuchung der erhaltenen Verletzungen nicht erfor⸗ 
derlich; doch muß der Verwundete gerichtlich uͤber die an ihm veruͤbte That, 
ſoweit es geſchehen kann, ſorgfaͤltig vernommen werden. 


10. 


Iſt bei Frauenzimmern die Beſichtigung der Geburtstheile nothwendig, 
ſo muß ſtatt des Wundarztes ein vereidigter Geburtshelfer oder eine vereidigte 
Hebeamme zugezogen werden. Sind jedoch die Geburtstheile ſo verletzt, daß 
eine — derfelben nothwendig wird, fo iſt ein approbirter Wundarzt zu⸗ 
zuziehen. 


§. 11. 


5 Hat eine Beſchaͤdigung den Tod des Verletzten zur Folge, ſo geſchieht Obeterfolgter 
die Beſichtigung des Leichnams im Beiſein des beſetzten Unterſuchungsgerichts Töͤdtung. 
durch einen Militair⸗Oberarzt oder Phyſikus und durch einen als Wundarzt 
approbirten Militairchirurgus oder durch einen andern vereideten Wundarzt. 


Cr. 2879.) Wenn 
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Wenn der zugezogene Arzt und Wundarzt kein Militair⸗Oberarzt, Phy⸗ 
ſikus, oder zu e Handlungen vereidigter Wundarzt iſt, ſo 
muß zu den Akten vermerkt werden, daß derſelbe approbirter Arzt oder Wund⸗ 
arzt ſei. 5 

$. 19; 


Wenn eine Militairperfon nicht unter den Augen ihrer Hausgenoſſen 
oder anderer unbeſcholtener Perſonen auf natuͤrliche Weiſe ſtirbt, ſondern durch 
Gewalt, Zufall, Selbſtmord oder auf unbekannte Art ums Leben kommt, ſo 
muß dies von denjenigen, die einen ſolchen Vorfall entdecken, dem naͤchſten 
vorgeſetzten Befehlshaber angezeigt, und die Beerdigung bis nach erfolgter ge— 
richtlicher Beſichtigung des Leichnams ausgeſetzt werden. 


$. 13. 


Sobald der vorgeſetzte Befehlshaber eine ſolche Anzeige erhaͤlt, ſo iſt er 
verpflichtet, ohne den geringſten Zeitverluſt die zur Rettung des vielleicht Schein⸗ 
todten erforderlichen Maaßregeln zu treffen, dem am Orte anweſenden Auditeur, 
oder, wenn ein ſolcher nicht am Orte befindlich iſt, dem naͤchſten Zivilrichter 
ſogleich von dem Vorfall Nachricht zu geben, ihm dabei die obwaltenden Um— 
ftande kuͤrzlich anzuzeigen und zu veranſtalten, daß, wenn die Rettungsmittel 
nichts fruchten, der Körper bis zur Ankunft des Richters durch zuverlaͤſſige 
Perſonen von der Stelle, an welcher er gefunden iſt, erhoben und dergeſtalt 
aufbewahrt werde, daß er nicht durch Ungeziefer, andere Thiere oder durch 
Faͤulniß ſchneller als gewöhnlich zerftört werden konne. 


H. 1 4, 


Nimmt der requirirte Richter aus den ihm mitgetheilten Umſtaͤnden wahr, 
daß es nach den Vorſchriften des F. 21. einer foͤrmlichen Obduktion beduͤrfe, 
ſo muß er bewirken, daß die ſchleunigſt zu veranlaſſende Beſichtigung an Ort 
und Stelle durch die erforderlichen Sachverſtaͤndigen ($. 11.) im Beiſein des 
beſetzten Unterſuchungsgerichts erfolge. i 


$. 15. 


Erhellt dagegen aus den mitgetheilten Umſtaͤnden die Nothwendigkeit der 
Zuziehung der Sachverfiändigen nicht, fo muß der Richter zur Vermeidung über: 
fluͤſſiger Koſten allein ſich ſofort an Ort und Stelle verfügen. 


H. 16. 


Sobald der Richter an Ort und Stelle kommt, muß er die Umſtaͤnde, 
unter welchen der todte Koͤrper gefunden oder deſſen Tod erfolgt iſt, ſorgfaͤltig 
unterſuchen und zu Protokoll verzeichnen. Findet er, daß noch einige Hoffnung 
übrig bleibt, den vielleicht Scheintodten ins Leben zuruͤckzubringen, und iſt zur 
Rettung deſſelben bis dahin kein Arzt oder Chirurgus herbeigeholt, ſo muß er 
dies ohne Zeitverluſt veranſtalten. 

$. 17. 


2 


§. 17. 


Ergiebt ſich bei dieſer Unterſuchung, daß der Tod durch Selbſtmord, Verfahren, 
Zufall oder irgend eine Begebenheit bewirkt ift, bei welcher die Schuld eines ohne Schu 
Dritten nicht zum Grunde liegt, ſo bedarf es blos einer aͤußeren Beſichtigung eines Dritten 
des Leichnams von Seiten des Richters, ohne Zuziehung der Sachverſtaͤndigen. erfolgt if 

Nach erfolgter Beſichtigung ertheilt der Richter die Erlaubniß zur Beer⸗ 
digung des Leichnams. 


b. 18. 


Iſt das nächſte Militairgericht, bei welchem ein Auditeur ſich befindet 
und das naͤchſte Zivilgericht von dem Orte, wo der Leichnam gefunden worden, 
gleich weit entfernt, ſo iſt der betreffende Auditeur zur Beſichtigung des Leich— 
nams verpflichtet. 


§. 19. ö 


Iſt in dem Fall des H. 17. die Beſichtigung des Leichnams von Seiten 
eines Zivilrichters erfolgt, ſo ſind die daruͤber aufgenommenen Verhandlungen 
an den requirirenden Befehlshaber abzugeben, welcher ſodann dieſelben im 
Dienſtweg an den mit der hoͤheren Gerichtsbarkeit verſehenen Militairbefehls⸗ 
haber befördert, unter welchem der Verſtorbene geſtanden hat. 


Wenn ein Auditeur die Beſichtigung vorgenommen hat, ſo uͤbergiebt er 
ſelbſt die darüber ſprechenden Verhandlungen dem betreffenden Gerichtsherrn. 


$. 20. 


Inſofern uͤber die Veranlaſſung des Selbſtmordes einer Militairperſon 
Zweifel, oder ſolche Umſtaͤnde obwalten, daß eine naͤhere Ermittelung noͤthig 
erſcheint, muß dieſe der kompetente Gerichtsherr verfuͤgen. Saͤmmtliche die 
Selbſtentleibung betreffende Verhandlungen ſind ſodann dem kompetenten Ge⸗ 
neralkommando und von dieſem, wenn daſſelbe die Verfügungen, zu welchen 
es ſich durch ſelbige in Bezug auf die Handhabung der Disziplin etwa ver⸗ 
Ban finden follte, getroffen hat, dem General⸗Auditoriat zur Repoſition ein⸗ 
zuſenden. 


$. 21, 


Entſteht bei der äußeren Beſichtigung des Leichnams der geringſte Ver⸗ Verfahren, 
dacht, daß der Tod durch Vergiftung oder durch Schuld eines Dritten bewirkt wenn ter Tod 
worden, jo muß die Obduktion nach den daruber beſtehenden geſetzlichen Vor⸗ 1 
ſchriften durch Sachverftändige im Beiſein des beſetzten Unterſuchungsgerichts erfolgt if. 
. Hierbei kann der Militair Oberarzt oder Phyſikus durch einen be⸗ 
onders zu vereidigenden Arzt, und der Wundarzt durch einen zweiten Arzt 


erſetzt werden. 
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Anerkenntniß 
d. Leichnams. 


bei Dieb⸗ 
üben, 


Feſtſtellung d. 
Werths derge⸗ 
ſtohlenen Sa⸗ 
chen. 


* 
H. 22. 


ft der Inquirent, welcher die Obduktion dirigirt, mit dem Militair- 
Oberarzt oder deſſen Stellvertreter daruͤber verſchiedener Meinung, ob es der 
Obduktion beduͤrfe, ſo muß dieſelbe geſchehen, ſobald auch nur einer von ihnen 
dafuͤr ſtimmt. 


H. 23. 


Die Leiche muß vor der Obduktion denen, die den Verſtorbenen gekannt 
haben, und wo möglich dem vermuthlichen oder geſtaͤndigen Thaͤter zum An: 
erkenntniß vorgelegt werden. Sollte dies nicht moͤglich ſein, ſo muß ſich der 
Inquirent auf alle Art vergewiſſern, daß in Betreff der Leiche weder ein 
Irrthum noch eine Verwechſelung vorgefallen fei. 


b. 24. 


Iſt die Leiche eines in Folge einer tödtlichen Verletzung Geſtorbenen 
über die Seite geſchafft und dadurch der weiteren Nachforſchung und Befich- 
b 8 0 entzogen worden; ſo ſind ſtatt der ſonſt erforderlichen Obduktion beſon— 
ders diejenigen Thatſachen, durch welche die Wegſchaffung der Leiche bewirkt 
worden, zu ermitteln. 


H. 25. 


Bei Diebſtaͤhlen durch Einſteigen oder Erbrechen, welche Spuren hinter⸗ 
laſſen haben, muß der Inquirent, wenn die gebrauchte Gewalt nicht auf an⸗ 
dere Art erwieſen werden kann, an Ort und Stelle den Augenſchein von den 
hinterlaſſenen Spuren einnehmen und den Befund zu Protokoll verzeichnen. 


H. 26. 


Der Werth des Entwendeten iſt, wenn die entwendeten Sachen herbei- 
geſchafft werden köͤnnen und der Werth derſelben auf die Beſtimmung der 
Strafe von Einfluß iſt, in der Regel durch Sachverſtaͤndige auszumitteln. 


Die Schaͤtzung ſolcher Sachen aber, welche zum gewoͤhnlichen Gebrauch 
dienen, kann von dem Ingquirenten ſelbſt, oder, wenn dieſer ſich deſſen enthal- 
ten will, in Ermangelung eines dazu beſtimmten Sachverftändigen, von jedem 
Hausvater geſchehen, und zwar, wenn dieſer glaubwuͤrdig iſt, ohne deſſen Ver⸗ 
eidigung. 

§. 27. 


Können die entwendeten Sachen nicht herbeigeſchafft werden, oder ſind 
Geldſummen entwendet worden, ſo iſt der Beſtohlene verbunden, den gemeinen 
Werth der geſtohlenen Sachen zur Zeit der Entwendung anzugeben. 


Der eidlichen Beſtaͤrkung dieſer Angabe des Beſtohlenen bedarf es nicht, 
wenn gegen deſſen Glaubwuͤrdigkeit kein Zweifel obwaltet, der Verbrecher des 
Diebſtahls geftändig iſt und gegen die Werthangabe keine Einwendungen 80h 

ehlt 


= Mi = 


Fehlt es an einer von dieſen Vorausſetzungen, fo iſt der Beſtohlene ver⸗ 
bunden, die Werthangabe eidlich (oder, wenn er einer Religionsparthei ange⸗ 
bört,! welches die Eidesleiſtungen für unzulaͤſſig halt, nach feinen Religions⸗ 
Grundſaͤtzen an Eides Statt) zu erhaͤrten. 


$.. 28. 
Daß der Beſtohlene die Entwendung ſelbſt eidlich erhaͤrte, iſt in der Eidliche Be⸗ 
Regel nicht erforderlich. | färtung des 
$. 29. 


Hat jedoch der Inquirent gegründete Vermuthungen, daß die Entwendung 
nur vorgeſpiegelt werde, ſo muß er den angeblich Beſtohlenen zur naͤheren Be⸗ 
ſcheinigung der vorgegebenen Entwendung, und wenn deſſen Angaben durch die 
aufgenommenen Beſcheinigungsmittel einigermaßen unterſtuͤtzt werden, oder jene 
Vermuthungen minder erheblich ſind, zur eidlichen Beſtaͤrkung ſeiner Anzeige 
anhalten. 

Weigert ſich der angeblich Beſtohlene, die Entwendung eidlich (oder 
an Eides Statt) zu erhärten, fo fällt der Grund zur Fortſetzung der Unter⸗ 
ſuchung weg. i 

H. 30. 
Der von dem Beſtohlenen uͤber die Groͤße des Diebſtahls zu leiſtende 
Eid iſt dahin zu faſſen: 


daß er die geſtohlene Sache, ihrem wahren Werthe nach, mindeſtens auf 
fo hoch ſchaͤtze. 


§. 31. 


Beim Raube muß der Inquirent an Ort und Stelle ſich durch den ⸗ beim Raube. 
Augenſchein von den hinterlaſſenen Merkmalen unterrichten und den Befund 
zum Protokoll niederſchreiben. s 

Einer Ausmittelung des Werths der geraubten Sachen bedarf es nicht. 
Die erlittene Gewalt aber muß der Beraubte in Ermangelung anderer Be— 
ſcheinigungsmittel eidlich erhaͤrten. 


$. 32. 


i Iſt beim Raube Jemand körperlich beſchaͤdigt worden, ſo kommen die 
in Abſicht des Thatbeſtandes bei koͤrperlichen Verletzungen gegebenen Vorſchrif⸗ 
ten ($. 7. und folgende) zur Anwendung. 


§. 33. . 


Beim Straßenraube muß der Inquirent zugleich durch Beſichtigung des 
Orts der begangenen That oder durch Bernehmung der darüber etwa vorhan⸗ 
(Nr. 2579.) ä g 


9 bei Brand⸗ 
ſtiftungen. 


i) bei Tumul⸗ 
ten, zu deren 
Stillungkom⸗ 
mandirtes 

Militair ein⸗ 
geſchritten iſt. 
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denen Zeugen ſich zu vergewiſſern ſuchen, daß der Raub wirklich an einem 
ſolchen Orte veruͤbt worden iſt, welcher nach den Strafgeſetzen zum Begriff des 
Straßenraubs gehoͤrt. 


$. 34. 


Iſt in einem zu militairiſchen Zwecken benutzten Gebäude Feuer entſtan⸗ 
den, ſo ſteht der erſte Angriff und die Einziehung der erſten Nachrichten der 
betreffenden Militairbehoͤrde zu, welche, wenn ſich dabei Anzeichen einer vor— 
ſaͤtzlichen oder fahrlaͤſſigen Brandſtiftung ergeben, die aufgenommenen Ver⸗ 
handlungen ſofort an das kompetente Gericht abzugeben hat. Das Gericht 
aber iſt ſchuldig und befugt, auf Abgabe der Verhandlungen zu dringen, wenn 
es Veranlaſſung hat, eine vorſaͤtzliche oder fahrlaͤſſige Brandſtftung zu ver⸗ 
muthen, und die Abgabe der Akten verzoͤgert wird. 


Findet ſich nach Lage dieſer Akten in Bezug auf die Feſtſtellung des 
Thatbeſtandes noch etwas zu erinnern, fo hat der Inquirent ſolches ſofort 
nachzuholen, die Brandſtelle erforderlichen Falls in Augenſchein zu nehmen, 
dabei die Entfernung der Brandſtelle von andern Gebaͤuden, die Beſchaffenheit 
derſelben und die Gefahr zu eroͤrtern, in welche die Einwohner oder andere 
nebenſtehende Gebaͤude oder Gegenſtaͤnde durch die Brandſtiftung gerathen ſind, 
und beſonders auf diejenigen Umſtaͤnde ſein Augenmerk zu richten, durch welche 
die Entſtehungsart des Feuers erklaͤrt werden kann. 


$. 35. 


Der Betrag des Schadens, welcher durch die Brandſtiftung an unbe⸗ 
weglichen und beweglichen Gegenſtaͤnden entſtanden iſt, muß nach vorgaͤngiger 
Ausmittelung des Zuſtandes, in welchem ſich die Sache vor dem Brande be— 
funden hat, durch Sachverſtaͤndige oder Zeugen ins Licht geſetzt werden. 


Wenn der Werth der Gebaͤude aus ſchon vorhandenen Taxen erhellt, 
ſo ſind dieſe ſo lange zum Grunde zu legen, bis entweder der Eigenthuͤmer 
Verbeſſerungen oder der Brandſtifter die Entwerthung nach erfolgter Aufnahme 
der Taxe nachgewieſen hat. 


$. 36. 


Bei Tumulten, zu deren Stillung kommandirtes Militair eingeſchritten 
iſt, wird der Thatbeſtand durch die amtliche Darſtellung des kommandirenden 
Befehlshabers feſtgeſtellt. 


Derſelbe hat darin uͤber folgende Gegenſtaͤnde Auskunft zu ertheilen: 


uͤber die Veranlaſſung ſeines Einſchreitens, uͤber den an die zuſammen⸗ 
elaufene Volksmenge erlaſſenen Befehl, ob er ihn zu wiederholen genö- 
thigt geweſen, und die Wirkung deſſelben, ob eine chätlche Widerſetzung 
Statt gefunden, worin ſie beſtanden, ob von Seiten der Tumultuanten 
ein Angriff mit Waffen oder anderen Werkzeugen erfolgt iſt, 85 mit 

teinen 
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Steinen oder anderen Gegenſtaͤnden geworfen worden, ob und welchen 
Gebrauch er von den Waffen, insbeſondere von der Schußwaffe, gemacht, 
und wie er den Auflauf gedaͤmpft hat, endlich ob und was fuͤr Beſchaͤ⸗ 
digungen an Perſonen oder Sachen erfolgt find. 


Sind mehrere Befehlshaber in Thaͤtigkeit geweſen, fo geht die Dar⸗ 
ſtellung von dem oberſten von ihnen aus, die Berichte der uͤbrigen werden bei⸗ 
aber. in ſoweit dieſelben der Zeit oder dem Orte nach ſelbſtſtaͤndig gehandelt 

aben. Die nähere Bezeichnung der Beſchaͤdigungen an Perſonen und Sachen, 
ſoweit es noͤthig iſt, erfolgt von der une oͤrde, wird dem kommandirenden 
Befehlshaber zugeſtellt und bildet einen Theil ſeiner Darftellung. 


§. 37. 


Bei Muͤnzverbrechen iſt, wenn es auf ein ſachverſtaͤndiges Gutachten k) bei Münz⸗ 
daruͤber, ob die in Beſchlag genommene Muͤnze falſch ſei, ankommt, dieſes Verbrechen 
Gutachten jedesmal von der eneral⸗Muͤnzdirektion unter Zuſendung der in 
Beſchlag genommenen Muͤnze einzuholen. 


Die Requiſition wegen Einholung eines ſolchen Gutachtens iſt offen 
an die naͤchſte Regierung zur weiteren Befoͤrderung zu uͤberſenden. Auch ſind 
5 — u Münzen nach rechtskraͤftig abgeurtelter Sache an dieſe Behoͤrde 
abzugeben. 


$. 38. 


Bei Kaſſenverbrechen dient der von der vorgeſetzten Kaſſenbehoͤrde gezo⸗ 1) bei gelen 
gene Defekt zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes. Verbrechen. 


$. 39. 


Bei Verfaͤlſchung oͤffentlicher Papiere iſt diejenige Behörde, welche der- m) bei Fal 
gleichen in Umlauf geſetzt hat, zur Abgabe eines ſchriftlichen Gutachtens uͤber licher 4 — 
die Falſchheit oder Aechtheit der in Beſchlag genommenen Papiere aufzufordern. N 


$. 40. 


Bei Verfaͤlſchung Preußiſcher Staatspapiere kann die Hauptverwal⸗ 
tung der Staatsſchulden der Feſtſtellung des Thatbeſtandes ſich unterziehen. 
Die Gerichte muͤſſen deshalb die Hauptverwaltung der Staatsſchulden von 
jeder zu ihrer Kenntniß kommenden Verfaͤlſchung dieſer Art, oder von den 
Thatſachen, welche den Verdacht einer ſolchen „ ſowie von allen der⸗ 
artigen Anklagen und Anzeigen unter Beifügung der in Beſchlag genommenen, 
anſcheinend falſchen Staatspapiere ungefäumt in Kenntniß feßen. Dadurch 
wird jedoch die Verpflichtung der Gerichte, namentlich außerhalb Berlin, zum 
gefeglich vorgeſchriebenen Verfahren nicht ausgeſchloſſen. ; 


(Nr. 2579.) §. 41. 


n) beim Ban⸗ 
kerut. 


> DR 
$. 41. 


In Konkurſen über das Vermögen von Militairperfonen muß das den 
Konkurs dirigirende Zivilgericht die aus den Konkurs-Akten ſich ergebenden 
Thatſachen, aus welchen auf einen ſtrafbaren Bankerist geſchloſſen werden kann, 
dem kompetenten Militairgericht mittheilen. 


Zur Eröffnung einer Unterſuchung wegen Bankeruts aber iſt es hinrei— 
chend, wenn eine Inſuffizienz des Vermögens dargethan worden und die Ent 
ſtehung der Schuldenlaſt ſich nur durch ein betruͤgliches, muthwilliges oder 
unbeſonnenes Benehmen erklaͤren läßt. Ueber den Betrag der Inſuffizienz be> 
darf es keiner weitlaͤuftigen Eroͤrterung, ſondern es iſt genug, wenn der In⸗ 
quirent die aus den Konkurs-Akten darüber geſammelten Nachrichten zuſam⸗ 
menſtellt und dem Angeſchuldigten zur Erklaͤrung vorlegt. 


Litt. C. 


Für einen Termin, in welchem eine wefentliche 
Verhandlung Statt gefunden 


Fuͤr einen Termin, in welchem keine weſentliche 


Verhandlung Statt gefunde˖en 


| Für eine ſchriftliche Verfügung, welche im Lauf 


der Unterſuchung noͤthig und expedirt wird... 
Die Expedition der Verfuͤgungen iſt jedoch 
moͤglichſt zu vermeiden. 
Fuͤr nicht expedirte Verfuͤgungen werden 
blos Schreibgebuͤhren (Nr. 10.) genommen. 
Fuͤr Anzeigen und fuͤr Berichte, welche 
zur Kontrolle des Geſchaͤftsgangs dienen, 


oder von den vorgeſetzten Behoͤrden erfordert 


werden, imgleichen fuͤr Berechnungen von 
Koften und Verfügungen zu deren Einzie⸗ 
hung, darf nichts angeſetzt werden. 
Fuͤr die Anfertigung der Fragſtuͤcke zum Schluß⸗ 
verhoͤr, einſchließlich der Schreibgebuͤhren . 
Fuͤr die Abfaſſung des Erkenntniſſes, einſchließ⸗ 
lich der Termins gebuͤhre n 
Für jede Ausfertigung des Erkenntniſſes .. 
Für Anfertigung des Aktenauszugess .... 
Fuͤr ein rechtliches Gutachten, Behufs der Be— 
ſtaͤtigung des Erkenntniſſes 
Für jeden Bogen Reinſchrift E — 
Fuͤr jeden Bogen Abſchrift . >. 
Fuͤr Emballage der Alten. enn. 
Für das Heften der Akten für jeden Band.. 


Fuͤr Inrotulation der Akten: 


a) für jedes General-Volumen 
b) für jedes Spezial- Volumen 


| 
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1— 2 
1—5 
2 — 20 
1 
1—2 
1— 5 


5 — 10 
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Strafprozeßkoſten-Taxe. 


beamten. 

Auf Reifen erhalten die Militair-Juſtiz⸗ 
beamten die reglementsmaͤßig ihnen zuſte⸗ 
henden Diaͤten und Reiſekoſten. 


M Haß 2. 
14. Fuͤr Inſinuationen, wobei es eines Empfangs⸗ 
Bekenminifies bedarf — 3 
15. Fuͤr die Vertheidigung. 
Der Vertheidiger erhaͤlt: 
a) für die Information aus den Akten und 
den Unterredungstermi nnn 1—3 — 
b) für jeden andern Termin Ibis 1 10 
0) für einen ſchriftlichen Antrag. fs wih 5 
8 
a 1 
d) fuͤr die Vertheidigung, 
(nach Verhaͤltniß der Wichtigkeit und 
Weitlaͤuftigkeit der Sache, ſowie nach 
Maaßgabe der Gruͤndlichkeit der Ver⸗ 
theidig ung nr isn aa. i 2 — 10 a 
e) Schreibgebuͤhren für den Bogen u 2 
) Diäten auf Reifen über eine Viertelmeile 
Fa W e EL eee ** ee 
16. Fuͤr Diäten und Reiſekoſten der Militair-Zuftiz- 


